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Gegen Personalnotstand 

Das Thema Personalnotstand in der Pflege kann 
Kolleginnen und Kollegen mobilisieren, meint Hilke 
Sauthof-Schäfer. 
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Terror in Dortmund? 

Vermummte haben einen Nazigegner niederge¬ 
stochen. Ein linkes Bündnis warnt: Übergriffe auf 
Antifaschisten häufen sich. 
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Für die brutale Republik 

CDU und CSU wollen Grundrechte weiter einschränken 



A n den deutschen Außengrenzen 
werden immer mehr Flüchtlinge 
abgewiesen: In den ersten sechs 
Monaten dieses Jahres waren es 13 300 
Menschen - im ganzen vorigen Jahr 8 
900. Auch die Zahl der Abschiebungen 
ist im ersten Halbjahr 2016 gestiegen. 
Aus der Antwort auf eine Anfrage der 
Partei „Die Linke“ im Bundestag geht 
hervor, dass in den ersten sechs Mona¬ 
ten des Jahres 13 700 Menschen abge¬ 
schoben wurden. 

Den Innenministern der von der 
CDU- bzw. CSU geführten Bundes¬ 
länder und Baden-Württembergs reicht 
das nicht. In ihrer „Berliner Erklärung“, 
die in dieser Woche diskutiert und am 
Freitag verabschiedet werden soll, wer¬ 
den erleichterte und schnellere Ab¬ 
schiebungen gefordert. Es geht ihnen 
zudem um mehr Video- und Cyber¬ 
überwachung, um die Ausweitung der 
Vorratsdatenspeicherung, um mehr Po¬ 
lizei. Vor allem sollen Sicherheitsbehör¬ 
den und Nachrichtendienste gestärkt, 
ihre Befugnisse ausgeweitet werden. 
Sie nennen das ein „entschiedeneres 
Vorgehen gegen Terrorgefahren und 
Kriminalität“ und wollen doch nur 
Grundrechte weiter einschränken. Das 
ist - nach den zunehmenden Forderun¬ 
gen nach dem Einsatz der Bundeswehr 
im Inneren und entsprechenden Pla¬ 
nungen - der nächste Schritt in Rich¬ 
tung repressiver „Sicherheitsstaat“. Der 
„Tagesspiegel“ nannte das am 10. Au¬ 
gust: „Sicherheit vor Freiheit“. 

Dass die Innenminister zudem ein 
Burkaverbot und die Abschaffung der 
doppelten Staatsbürgerschaft fordern, 
sorgte bislang für die eigentliche Aufre¬ 
gung - und soll wohl vom eigentlichen 
Ansinnen ablenken. Bundesinnenmi¬ 
nister de Maiziere gab sich gemäßigt, 
lehnte beide Forderungen ab. Ein ge¬ 
nerelles Verbot der Vollverschleierung 
hält er für verfassungsrechtlich proble¬ 
matisch, aber Ausnahmen für möglich. 

Der Bundestagsabgeordnete der 
Partei „Die Linke“ Frank Tempel er¬ 
klärte in einem Interview mit dem 
„Deutschlandfunk“, die Forderung 
nach einer Abschaffung der doppelten 
Staatsbürgerschaft bediene die Gefühle 
an deutschen Stammtischen. Auch ein 
Burka-Verbot ziele nur auf die AfD- 


Wähler und habe nichts mit Terrorbe¬ 
kämpfung zu tun. 

Gewiss, Lorenz Caffier, Innenmi¬ 
nister von Mecklenburg-Vorpommern 
und Landeschef der CDU, Sprecher 
der unionsgeführten Innenressorts der 
Länder, und Frank Henkel, der CDU- 
Innensenator in Berlin, sind da beson¬ 
ders im Zugzwang, denn am 4. Sep¬ 
tember finden die Landtagswahlen in 
Mecklenburg-Vorpommern statt, am 
18. September die Wahlen zum Berli¬ 
ner Abgeordnetenhaus sowie zu den 
Bezirksverordnetenversammlungen. 

Der Vorsitzende der Linkspar¬ 
tei, Bernd Riexinger, nannte die Vor¬ 
schläge der Unions-Minister einen 
„Anschlag auf die Demokratie“. Er 
erklärte, „Bürgerrechte sollen massiv 
eingeschränkt werden, ohne dass die 
Menschen dadurch vor zukünftigen 
Anschlägen geschützt werden“. 

Am 11. August stellte Thomas de 
Maiziere seinen Maßnahmekatalog 
vor - scheinbar ein Gegenentwurf zur 
„Berliner Erklärung“. Doch auch er 
hat kein anderes Ziel als den Abbau 


von Grundrechten zu forcieren. Auch 
er will mehr Personal und Ausstattung 
für Bundespolizei und BKA sowie 
den Verfassungsschutz weiter stärken. 
De Maiziere tritt für mehr Überwa¬ 
chung - vor allem des Internets - ein. 
Der Bundesinnenminister will eine 
weitere Verschärfung des Ausländer¬ 
rechts. Insbesondere aber „Härte und 
Entschlossenheit“ gegen Gefährder. 
Nach de Maizieres Vorstellung soll ein 
neuer Haftgrund „Gefährdung der öf¬ 
fentlichen Sicherheit“ eingeführt wer¬ 
den, der die Ausweisung von straffällig 
gewordenen Ausländern vereinfacht. 
Er fordert schnellere Verfahren. De 
Maiziere will zudem die Geduldeten 
künftig in zwei Klassen einteilen: Nur 
wer „unverschuldet“ nicht abgescho¬ 
ben werden kann, soll weiterhin die ge¬ 
wohnten Sozialleistungen bekommen, 
bei anderen wird massiv gekürzt. Ver¬ 
boten werden soll in Zukunft „Sympa¬ 
thiewerbung für Terrorismus“ - so et¬ 
was ist beliebig auslegbar. Zudem will 
der Bundesinnenminister die ärztliche 
Schweigepflicht aufweichen. 


Er sprach sich zwar auch für bessere 
Prävention und Integration für Flüchtlin¬ 
ge aus, blieb dabei aber sehr unkonkret. 

De Maizieres Vorschläge gehen in¬ 
des manchen in der CDU und CSU 
nicht weit genug. Aber Ulla Jelkpe, in¬ 
nenpolitische Sprecherin der Fraktion 
der Linkspartei im Bundestag, meint 
zutreffend: „Die Arbeitsteilung ist un¬ 
verkennbar: Die Hardliner aus der Uni¬ 
on, unter ihnen etliche Landesinnen¬ 
minister, preschen mit zum Teil verfas¬ 
sungswidrigen Forderungen vor, sodass 
die Pläne des Bundesinnenministers 
vergleichsweise harmlos erscheinen. 
Auch in der Liste des Bundesinnen¬ 
ministers drückt sich der Wunsch nach 
einem Kontrollstaat aus, der jederzeit 
über die Umtriebe und Aufenthaltsor¬ 
te aller Menschen Bescheid wissen will, 
die sich im Land - oder besser noch in 
ganz Europa - aufhalten.“ Jelpke weist 
darauf hin: „Wenn dieser Kurs beibe¬ 
halten wird, werden wir am Ende des 
Wahlkampfs eine weniger freiheitslie¬ 
bende und vor allem brutalere Repub¬ 
lik haben.“ Nina Hager 


Deutsche Konfliktverschärfungspraxis 

Zynismusvorwurf an Moskau - Verschwundene Luftbrückenforderung - Eindrücke vom Donbass 


Kanzlerin Angela Merkel hat nach dem 
Urlaub am vergangenen Montag ihren 
ersten Arbeitstag in Berlin. Sie tritt im 
CDU-Präsidium dem in der christli¬ 
chen Partei weit verbreiteten Wunsch 
nach einem „Burka“-Verbot entgegen 
und lässt ihren Pressesprecher Stef¬ 
fen Seibert für eine Verlängerung der 
Waffenruhe(n) im syrischen Aleppo 
eintreten. Die FAZ erscheint demzufol¬ 
ge am nächsten Tag mit der Schlagzeile 
„Berlin wirft Moskau Zynismus im Sy¬ 
rien-Krieg vor“. Syrien erscheint bei der 
Bundesregierung nicht als Addressat 
des Zynismusvorwurfs, weil die dortige 
Regierung von Deutschland nicht aner¬ 
kannt wird, nicht einmal als Gegenpar¬ 
tei, gegen die Krieg geführt wird. Die 
islamistischen und die offen prowestli¬ 
chen Rebellen/Terroristen werden von 


der Bundesrepublik unterstützt, die sy¬ 
rische Regierung von Russland. Der 
Ostteil der zweitgrößten Stadt Syriens 
war mehrere Jahre lang in der Hand der 
„Rebellen“. Nun sind sie fast besiegt. 
Aus humanitären Gründen haben Syri¬ 
en und das verbündete Russland täglich 
drei Stunden Feuerpause zugestimmt. 
Das ist Merkel, ihrem Sprecher und ih¬ 
rem Außenminister zu wenig. 
Frank-Walter Steinmeier hatte am Wo¬ 
chenende eine „Luftbrücke“ für seine 
Eingeschlossenen ins Spiel gebracht. 
Das erinnerte nicht nur an die Brücke 
gleichen Namens zur „Verteidigung 
der Freiheit Westberlins“ zu Beginn 
des Kalten Krieges, sondern auch an 
den Krieg gegen Libyen, der dank der 
per UN-Beschluss genehmigten Luft¬ 
hoheit gegen die legitime Regierung 


Libyens 2011 vom Westen gewonnen 
wurde. Nach der Luftbrückenforderung 
flog der deutsche Außenminister nach 
Jekaterinburg am Ural, um wie schon 
zwei Mal zuvor eine Rede zur langfristi¬ 
gen Zusammenarbeit von Deutschland 
und Russland zu halten, die nach Dar¬ 
stellung Steinmeiers darin besteht, dass 
Deutschland Maschinen und Anlagen 
liefert, Russland dagegen Öl und Gas 
und andere Rohstoffe. Das nennt sich 
dann „Modernisierungspartnerschaft“. 
Nebenbei unterhielt sich Steinmeier mit 
dem russischen Außenminister Sergej 
Lawrow, der ihm erklärte, warum mehr 
als drei Stunden Feuerpause in Aleppo 
ausgeschlossen seien, weil das von den 
Rebellen-Verbündeten des Westens zur 
Beschaffung von Nachschub aller Art 
genutzt werde. Lawrow muss Steinmei¬ 


er auch klar gemacht haben, dass spe¬ 
ziell die „Luftbrücke“ als Provokation 
empfunden werde. Der deutsche Au¬ 
ßenminister zog die Forderung expli¬ 
zit zurück. Seine Sprecherin in Berlin 
„stellte klar“, dass er sie gar nicht erst 
gefordert hatte. 

Lawrow und Steinmeier redeten auch 
über die Ukraine, die Krim und die 
ostukrainischen Volksrepubliken von 
Donezk und Lugansk. Hier hat die uk¬ 
rainische Regierung gerade kürzlich 
Provokationen an der seit zwei Jahren 
russischen Krim zur Kappung der Gas-, 
Wasser- und Stromversorgung begon¬ 
nen. Zugleich wächst die Aggressivität 
gegen die beiden ostukrainischen Re¬ 
publiken. Beides wird nach Kräften von 
der deutschen Presse gefördert, wäh¬ 
rend die deutsche Regierung in dieser 


Thema der Woche 


Stellenwert der 
Kommunalpolitik 

Die Kommunalpolitik ist ein „bedeutendes 
Politikfeld für eine kommunistische Partei“, 
meint Matthias Wietzer, Kandidat der DKP 
zu den Kommunalwahlen in Hannover. „Ob 
Fahrpreiserhöhungen für den Öffentlichen 
Nahverkehr, mangelnder Wohnraum und 
Mietsteigerungen, fehlende Kita-Plätze, Um¬ 
weltverschmutzung oder unzureichende Ver¬ 
sorgung in Krankenhäusern oder im Alter - 
wir sind selbst Betroffene.“ Aber auch ohne 
Ratsmandate kann man sich einmischen. 

Seiten 12 und 13 


Nie wieder Krieg, 
nie wieder Faschismus! 

Aus der Erklärung des DGB zum 
Antikriegstag, 1. September 2016: 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
und seine Mitgliedsgewerkschaften 
stehen für Frieden, Demokratie und 
Freiheit. Mit dem Antikriegstag er¬ 
innern die Gewerkschaften an den 
Überfall auf Polen und den Beginn 
des zweiten Weltkriegs am 1. Septem¬ 
ber 1939, mit seinen 60 Millionen To¬ 
ten. Sie erinnern an Millionen Juden, 
Sinti und Roma, Homosexuelle und 
Andersdenkende, die wegen einer 
menschenverachtenden und faschisti¬ 
schen Ideologie verfolgt und ermordet 
wurden. (...) 

Viele Millionen Menschen sind 
heute weltweit Opfer von Kriegen und 
Bürgerkriegen, von politischer, ethni¬ 
scher und religiöser Verfolgung und 
suchen Schutz in anderen Regionen ih¬ 
res Heimatlandes, in Nachbarländern 
oder auch in Industrieländern. Ihre 
Würde zu schützen ist uns Verpflich¬ 
tung. Ihnen Schutz zu gewähren und 
Perspektiven zu eröffnen ist zugleich 
Herausforderung für die gesamte Ge¬ 
sellschaft. Bürgerinnen und Bürger 
und darunter viele Gewerkschafterin- 
nen und Gewerkschafter engagieren 
sich bis heute bei der Notversorgung, 
in den Aufnahmeeinrichtungen, bei 
der sprachlichen und beruflichen Inte¬ 
gration. Dies ist Ausdruck einer geleb¬ 
ten solidarischen und demokratischen 
Gesellschaft. 

Anschläge auf Flüchtlingsunter¬ 
künfte, Gewalt gegen Flüchtlinge und 
Menschen, die sich für Flüchtlinge en¬ 
gagieren, sind Angriffe auf die freiheit¬ 
lichen demokratischen Grundprinzipi¬ 
en der Bundesrepublik Deutschland. 
Sie sind Straftaten und müssen genau¬ 
so wie die Morde der „NSU“ konse¬ 
quent strafrechtlich verfolgt werden. 

Die Morde und Angriffe sind die 
Spitze eines Eisberges aus weit ver¬ 
breiteter Menschenfeindlichkeit, Hass 
gegen Andersdenkende und Demo¬ 
kratiefeindlichkeit. Für den DGB und 
seine Gewerkschaften steht fest: Das 
Recht auf körperliche Unversehrtheit 
und auf Schutz vor Diskriminierung 
und Ausgrenzung gelten für alle, gleich 
ob mit oder ohne Migrations- oder 
Fluchterfahrungen. Wer diese Rech¬ 
te einschränkt kann sich nicht auf die 
Meinungs- oder Glaubensfreiheit be¬ 
rufen. (...) 


Frage sichtbar eher den Ausgleich mit 
russischen Interessen sucht. 

Einen Einblick in die Realität der Do- 
nezker Volksrepublik (DVR) liefert 
eine Reportage der UZ-Korrespon- 
dentin Renate Koppe. Hier ein Auszug: 
„Gegen Abend sind wir dann in Sedowo 
am Asowschen Meer. Die Front ist nie 
weit entfernt in der DVR, auch hier ist 
sie nah. Nach Mariupol, einer von den 
ukrainischen Truppen besetzten Hafen¬ 
stadt, ist es nicht weit, sie liegt ebenfalls 
am Asowschen Meer. Den Genossen, 
war es wichtig, dass eine Genossin aus 
Westeuropa in den Donbass gekommen 
ist und dass über die Folgen der Aggres¬ 
sion des ukrainischen Regimes berich¬ 
tet, die Informationsblockade durch¬ 
brochen wird. Lucas Zeise 

(Die ganze Reportage auf Seite 7) 
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Gebhard Hofner zur Rentendebatte der IG Metall 


Sichere Rente per Stimmzettel? 


Vor 30 Jahren hatte der damalige Ar¬ 
beitsminister Norbert Blüm Plakate 
verbreitet mit der Losung „Denn eins 
ist sicher: Die Rente.“ Jetzt befürchtet 
er, dass das Rentenniveau in die Nähe 
der Sozialhilfe abgleitet. 

Auch die IG Metall fordert einen 
Kurswechsel in der Rentenpolitik. Sie 
kritisiert, dass das Rentenniveau des 
Durchschnittsrentners nach 45 Bei¬ 



tragsjahren bis 2030 auf 43 Prozent 
des Nettoentgelts sinken soll. Der¬ 
zeit sind es 47,5 Prozent, 2000 waren 
es noch 50 Prozent des Nettoentgelts. 
Noch dramatischer ist die tatsächli¬ 
che Nettorente: sie betrug 2015 für 
die 18 Millionen Bezieher von Al¬ 
tersrente im Durchschnitt 821 Euro, 
Rentnerinnen im Westen erhalten 
durchschnittlich 575 Euro, Bezieher 
von Erwerbsminderungsrente erhal¬ 
ten im Durchschnitt 732 Euro. 

Die IG Metall will jetzt eine ge¬ 
sellschaftliche Debatte entwickeln, 
wie die Zukunft der Renten und der 
Rentenbezieher aussehen soll. Auch 
andere Gewerkschaften und der Sozi¬ 
alverband VdK gehen das Thema an. 

In der aktuellen Arbeitszeit-De¬ 
batte in der IG Metall ist endlich 


Selbstkritik zu hören, wenn der Vor¬ 
sitzende Jörg Hofmann die defensive 
Haltung der Vergangenheit kritisiert. 
Diese Selbstkritik darf auch bei der 
Renten-Debatte nicht fehlen: 

★ Die frühere Orientierung der IG 
Metall auf Senkung der „Lohnneben¬ 
kosten“ zur Sicherung des „Standort 
Deutschland“ hat nur zur Entlastung 
der Arbeitgeber geführt, die Beschäf¬ 
tigten haben das mit höheren Beiträ¬ 
gen und schlechteren Leistungen be¬ 
zahlt. 

★ Die „Riester-Rente“ wurde vom 
ehemaligen 2. Vorsitzenden der IG 
Metall auf gut bezahlten Vorträgen 
propagiert. Sie hat zu staatlich geför¬ 
derten Gewinnen der Versicherungs¬ 
konzerne geführt, aber nicht zu einer 
Verbesserung der Lage der Rentner. 

★ Der VdK fordert eine paritätische 
Finanzierung der Betriebsrenten, die 
IG Metall verweist auf die Traditio¬ 
nen der anteiligen oder teilweise al¬ 
leinigen Arbeitgeberfinanzierung. In 
der jetzigen Form trägt aber der Be¬ 
triebsrentner auch den Arbeitgeber¬ 
anteil zur Sozialversicherung. 

Die von IG Metall wie VdK ge¬ 
forderte Erwerbstätigenversicherung, 
in der alle Erwerbstätigen versichert 
sind, also auch Selbstständige und 
Beamte, sollte zur Regelversiche¬ 
rung werden. Deren paritätische Fi¬ 
nanzierung ist die beste Alternative 
zum Modell der drei Säulen (gesetz¬ 
liche, betriebliche, private Renten¬ 
vorsorge). Die Auseinandersetzung 
um die Rente mit 67 hat uns gezeigt: 
Einen solchen Kurswechsel werden 
wir nicht mit dem Stimmzettel bei der 
Bundestagswahl durchsetzen, dafür 
braucht es Druck in den Betrieben 
und auf der Straße! 

Gebhard Hofner war langjähriger 
Konzernbetriebsratsvorsitzender in 
einem Metallbetrieb 


Helios-Konzern scheitert 
gleich doppelt 

Kein Ausschluss der Betriebsrätin Jana 


34 Patienten - versorgt nur von einer 
Krankenschwester und einer Auszubil¬ 
denden? Das Helios-Klinikum Salzgit¬ 
ter findet das ganz normal und wollte 
das Betriebsratsmitglied Jana aus dem 
Betriebsrat ausschließen lassen, nach¬ 
dem Jana im April 2015 einer betroffe¬ 
nen Krankenschwester bei der Abfas¬ 
sung einer sogenannten Gefährdungs¬ 
anzeige behilflich war. 

Das Arbeitsgericht Braunschweig 
hat diesen Antrag abgewiesen. Jana 
habe keinen Pflichtverstoß begangen, 
sondern ihre Aufgaben als Betriebsrat 
ordnungsgemäß wahrgenommen. 

Die Gewerkschaft ver.di sieht da¬ 
rin eine wegweisendende Entschei¬ 
dung mit bundesweiter Bedeutung. 
„Helios ist mit dem Versuch geschei¬ 
tert, persönlichen Druck auf einzelne 
Betriebsratsmitglieder auszuüben, die 
die Personaldecke kritisieren und sich 
somit kritisch zu dem Geschäftsmodell 
des Konzerns stellen. Das ist ein wich¬ 
tiges Signal für alle Beschäftigten, aber 
auch für die Patienten. Die Betriebs¬ 
räte können nun wieder ohne Angst 
ihren Aufgaben nachkommen“ so Jens 
Havemann, ver.di-Krankenhausexper- 
te in Braunschweig. 

Der Gerichtsprozess steht im Kon¬ 
text mit vielfältigen Auseinanderset¬ 
zungen der Betriebsräte in den Heli¬ 
os-Kliniken. Thema ist dabei immer 
wieder die unzureichende Personal¬ 
ausstattung! 

Offensichtlich wird die zu dün¬ 
ne Personaldecke - wie auch im Fall 
Jana - stets bei Krankheitsausfällen. 
Die Personalausstattung ist so eng, 
dass Krankheitsausfälle zu großen 
Schwierigkeiten führen. Entweder 
müssen Beschäftigte kurzfristig aus 
ihrem „Frei“ geholt werden oder die 


vorhandenen Beschäftigten, die ohne¬ 
hin schon an der Grenze des Leistba¬ 
ren sind, werden vor die vielfach un¬ 
lösbare Aufgabe gestellt, die wichtigs¬ 
ten Arbeiten der erkrankten Kollegen 
irgendwie abzudecken. Auszubildende 
werden häufig zwischen den Stationen 
hin und her geschoben, um die größten 
Lücken zumindest notdürftig zu stop¬ 
fen. Ob sie dafür qualifiziert sind, ist 
nicht entscheidend. 

Betriebsräte in den Helios-Klini¬ 
ken fordern deshalb zusätzliches Per¬ 
sonal. Helios kann sich nicht der Ver¬ 
antwortung entziehen, Vorkehrungen 
für Krankheitsfälle zu treffen. Die Be¬ 
triebsräte haben deshalb Gerichtsver¬ 
fahren eingeleitet, um Helios über die 
Zahlung von Strafgeldern zu Verbesse¬ 
rungen zu bewegen. 

Auch in einem zweiten Ausschluss¬ 
verfahren ist Helios gescheitert. Das 
Amtsgericht Braunschweig lehnte es 
mit Beschluss vom 1. August 2016 ab, 
den Gewerkschaftsvertreter Jens Ha¬ 
vemann aus dem Aufsichtsrat des Kli¬ 
nikums Salzgitter auszuschließen. He¬ 
lios hatte diesen Ausschluss mit der In¬ 
formationspolitik von Havemann über 
den Fall Jana begründet. 

In der Gefährdungsanzeige, bei der 
die Betriebsrätin Jana behilflich gewe¬ 
sen war, ging es um die Unterschrei- 
tung der vorgesehenen Besetzung 
aufgrund eines Krankheitsausfalls. 
Entgegen der Aussage der Klinik hat 
es keinen Rückruf der Gefährdungs¬ 
anzeige durch die betroffene Kollegin 
gegeben. Ebenso wenig stimmte die 
Behauptung der Klinik, die Anzeige 
sei „inhaltlich falsch“ gewesen. 34 Pa¬ 
tienten mit einer Pflegekraft und einer 
Auszubildenden, das bleiben die Fak¬ 
ten. ver.di/-ler 



Das Thema Personalnotstand ist 
mobilisierungsfähig 

Tarifvertrag in den Krankenhäusern soll Entlastung für die Kolleginnen bringen 


UZ: Die Charite hat einen Tarifvertrag 
zu Personalstandards bzw. Personalbe¬ 
messung abgeschlossen. Was bedeutet 
dies für die 2 000 Krankenhäuser in der 
Republik und wie will ver.di flächende¬ 
ckend einen Tarifvertrag zur Entlastung 
erreichen? 

Hilke Sauthof-Schäfer: Der Abschluss 
in der Charite hat bundesweit in den 
Krankhäusern zur Diskussion geführt: 
„Warum können wir das nicht auch?“ 
Es gibt in vielen Regionen Aktivitäten 
der Kolleginnen und Kollegen in den 
Krankenhäusern zur Klärung, wie eine 
Auseinandersetzung zum Thema Per¬ 
sonalstandards angegangen werden 
kann. 

Das Thema Personalnotstand ist 
das, was alle Kolleginnen und Kolle¬ 
gen betrifft und aus unserer Sicht auch 
mobilisierungsfähig ist. Dies müssen 
wir jetzt koordinieren und gemeinsa¬ 
me Forderungen aufstellen. 

Unser Ziel ist, dass gesetzlich ver¬ 
ankert wird, wieviel qualifiziertes Per¬ 
sonal für die Versorgung der Patien¬ 


ten festgeschrieben wird. Das betrifft 
die Pflege, aber auch alle anderen Be¬ 
rufsgruppen im Krankenhaus (Labor, 
Röntgenabteilung, Verwaltung, Reini- 
gung etc.). 

UZ: Wie sollen die Forderungen ausse¬ 
hen? 

Hilke Sauthof-Schäfer: Es gibt Klar¬ 
heiten über Forderungen, die sich 
auf die Besetzung von Stationen be¬ 
ziehen. Auf Intensivstationen sollte 
für zwei Patienten eine qualifizier¬ 
te Pflegekraft zur Verfügung stehen, 
zur Zeit sind es manchmal bis zu 
fünf Patienten. Für den Nachtdienst 
lautet die Forderung: „Keine Nacht 
mehr allein.“ Oft betreut heute eine 
Pflegekraft bis zu 35 oder gar 40 Pa¬ 
tienten. 

Aber auch klare Regelungen für die 
Betriebsräte bzw. Mitbestimmungsor¬ 
gane sind erforderlich, so dass sie bei 
der Stellenfestlegung für die einzelnen 



Hilke Sauthof-Schäfer ist Gewerk¬ 
schaftssekretärin bei ver.di für den 
Bereich Gesundheit, soziale Dienste, 
Wohlfahrt und Kirchen 


Bereiche auch Einfluss nehmen kön¬ 
nen und bei Nichteinhaltung Betten 
geschlossen werden. 

Eine weitere Forderung ist: Super¬ 
vision für alle Kolleginnen, die einen 
Bedarf haben und somit den Anspruch, 


das Erlebte auch professionell bearbei¬ 
ten zu können. Die tägliche Konfronta¬ 
tion mit Leid und Tod kann nicht ein¬ 
fach so weggesteckt werden. 

UZ: Welche Schwierigkeiten siehst du? 

Hilke Sauthof-Schäfer: Das Problem 
ist, dass wir nicht nur bei einem Träger, 
wie z.B. den kommunalen Häusern, die 
Auseinandersetzung führen müssen, 
sondern auch bei privaten, kirchlichen 
und anderen gemeinnützigen Kranken¬ 


häusern. Daher müssen wir die Forde¬ 
rungen so aufstellen, dass sie überall 
anwendbar sind. 

Außerdem gibt es unter den Kolle¬ 
ginnen immer wieder die Diskussion, 
dass man doch die Patienten und die 
Kollegen nicht im Stich lassen kann. 

Daher wird intensiv in den Kliniken 
diskutiert, wie man in Anlehnung an 
die Charite bei anzunehmenden Streik¬ 
maßnahmen zur Durchsetzung Betten 
und Stationen schließt, so dass die Kol¬ 
leginnen in keinen Konflikt geraten. 

UZ: Der Personalnotstand ist ja nicht 
nur ein Problem für die Beschäftigten. 
Immer wieder wird von Zuständen z. B. 
der Hygiene berichtet, die unhaltbar 
sind. Wie kann weiter Öffentlichkeit her¬ 
gestellt werden? 

Hilke Sauthof-Schäfer: Die jetzt schon 
stattfindende öffentliche Diskussion 
über Hygienemängel ist ein Ausdruck 
dessen, was in den letzten Jahren an 
Personalkürzungen und Outsourcing 
stattgefunden hat. Es wird deutlich 
und auch öffentlich zur Kenntnis ge¬ 
nommen, dass es wohl ein Problem in 
unseren Krankenhäusern gibt - end¬ 
lich! 

Es zeigt was für Auswirkungen die 
gesetzliche Entwicklung hat und dass 
diese schnellstmöglich wieder rück¬ 
gängig gemacht werden muss. Gesund¬ 
heitsversorgung kann nicht unter Ge¬ 
winnmaximierung und Renditeforde¬ 
rungen von Aktionären stehen. Sie ist 
eine staatliche Aufgabe, und jeder hat 
das Recht auf die beste Gesundheits¬ 
versorgung. 

Unsere kontinuierliche Arbeit in 
den letzten Jahren „162 000 Stellen feh¬ 
len“, „Keine Nacht allein arbeiten“ und 
die Aktionen in den Häusern hat schon 
viel Öffentlichkeit hergestellt und muss 
jetzt noch weiter gehen. 

Wir versuchen zur Zeit in vielen 
Städten und Gemeinden Bündnisse 
aufzubauen mit dem Slogan „Bündnis 
für mehr Personal und Personalstan¬ 
dards in den Kliniken“ für Stadt oder 
Kreis, wie das auch in Berlin oder im 
Saarland geschehen ist. 

Vernetzen und gegenseitig unter¬ 
stützen, Öffentlichkeit hersteilen und 
weitere Aktionen im Herbst und Früh¬ 
jahr 2017 bis zu Tarifauseinanderset- 
zungen ist das, was wir uns vorgenom¬ 
men haben. Es wird eine spannende 
Zeit! Ich freue mich drauf. 

Das Gespräch führte Gerhard Ziegler für die UZ 
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Endlich Nägel mit Köpfen machen: 

Personalbemessung 
per Gesetz! 



Personalbemessung in den Krankenhäusern 

Das nächste gewerkschaftspolitische Forum der DKP hat als Schwerpunktthe¬ 
ma „Die Personalbemessung in den Krankenhäusern“ und die von ver.di für den 
Herbst dieses Jahres geplanten bundesweiten Aktionen für einen „Tarifvertrag 
Entlastung“,der im Wesentlichen die Personalbemessung in den Krankenhäu¬ 
sern zum Inhalt hat. Dazu sollen vor Ort, also in den Bundesländern, Kommu¬ 
nen und Gemeinden, Bündnisse gebildet werden, welche diese Auseinander¬ 
setzung positiv begleiten. Die DKP möchte sich darin einbringen, fordert sie 
doch auch mit ihren Sofortforderungen wesentliche Verbesserungen im Ge¬ 
sundheitssystem. 

Aufgrund der Erfahrungswerte in der Vergangenheit findet das Forum nur 
eintägig statt. Über die Mitglieder der Kommission Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftspolitik der DKP hinaus sind weitere aktive Genossinnen und Genossen 
aus Betrieb und Gewerkschaft herzlich eingeladen. Aber auch Genossinnen und 
Genossen aus Wohngebietsgruppen, die sich eine aktive Unterstützung der Kol¬ 
leginnen und Kollegen vor Ort bei ihrem Kampf um eine Personalbemessung 
vorstellen können, sind herzlich gesehen. 

Stattfinden wird das Forum am Samstag, dem 3. September. Der Ort wird 
rechtzeitig gesondert bekanntgegeben. Beginn um 11.00 Uhr, Einlass ab 10.30 
Uhr, Ende um 17.00 Uhr. Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de. 
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Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 19. August 2016 


Sozialforum gedeiht nicht in Montreal 

Forderung nach einer besseren Welt bis zum Systemwechsel 


Mit der Verabschiedung eines Ka¬ 
lenders gemeinsamer Aktionen zur 
Bekämpfung von Armut und Unge¬ 
rechtigkeit in der Welt ist das Weltso¬ 
zialforum im kanadischen Montreal 
nach vier Tagen am Sonntag zu Ende 
gegangen. Das berichten die Veran¬ 
stalter des Treffens. Insgesamt nah¬ 
men laut dem evangelischen Entwick¬ 
lungsdienst „Brot für die Welt“ „an die 
30 000 Menschen“ am Treffen in Ka¬ 
nada teil. Frühere Treffen hatten weit 
mehr Aktivisten mobilisieren können. 
Das Weltsozialforum 2016 hat zum ers¬ 
ten Mal nicht in einem Entwicklungs¬ 
oder Schwellenland sondern mit Ka- 


S eit der Erfolg der AfD in Baden- 
Würtemberg, Rheinland Pfalz und 
Sachsen-Anhalt klargemacht hat, 
dass 2017 selbst eine Große Koalition 
nicht groß genug sein könnte, ist im 
Konrad-Adenauer- und erst recht im 
Willy-Brandt-Haus Alarmstimmung 
ausgebrochen. Nicht, dass dadurch die 
in vielerlei Hinsicht gescheiterte Linie 
der „Groko“ revidiert oder auch nur ir¬ 
gendwie in Frage stünde. Wenn es Pro¬ 
bleme gibt, dann sind es selbstredend 
nur Vermittlungsprobleme, also ein 
gewisses seltsames Unvermögen „dem 
Bürger“ die schlagenden Vorteile der 
„erfolgreichsten Bundesregierung“ al¬ 
ler Zeiten irgendwie näher bringen zu 
können. 

Ein, wenn man so will, Versuch 
der „Kommunikationsverbesserung“, 
ist der seit einiger Zeit anschwellen¬ 
de Bocksgesang der allerchristlichen 
Steuersenker. Und, wie es er Zufall 
will, es ist die „Mittelstands- und Wirt¬ 
schaftsvereinigung der CDU/CSU“ 
(MIT), die eine „leistungs- und fami¬ 
lienfreundliche Steuerreform“ für die 
kommende Legislaturperiode for¬ 
dert. Laut MIT-Presseerklärung gehe 
es um eine „Entlastungswirkung“ von 
30 Mrd. Euro und um die „Leistungs¬ 
feindlichkeit des jetzigen Steuersys¬ 
tems“. Nach dem alten, immer schon 
überzeugenden FDP-Motto, je höher 
das Bankkonto umso größer die „Leis¬ 
tung“. Und daraus folgend, je höher 
die Steuersätze, umso leistungsfeind¬ 
licher das Steuersystem. Leistungsge¬ 
recht wäre demnach ein Steuersatz 
von 0 Prozent, oder besser eine staat¬ 
liche Prämie für die selbstlosen Leis¬ 
tungserbringer. Merkwürdigerweise ist 
hier nie von „Wohltaten für Reiche“, 
oder im Ruhrgebiets-Slang, von „fet¬ 
ten Gänsen die Ärsche schmieren“, die 
Rede. 

Die Wünsche der „Wirtschafts¬ 
vereinigung“ sind der Union selbstre¬ 
dend Befehl. Markus Söder, Wolfgang 
Schäuble und auch die Kanzlerin lie¬ 
ßen sich in MIT-Richtung vernehmen. 
Aber es ist schon ein arges Kreuz. Ei¬ 
nerseits soll die schwäbische Hausfrau 
die Taschen zuhalten, da ja die heiligste 


nada in einem G-7-Land stattgefun¬ 
den. Die Veranstalter kritisierten die 
strikte Visumspolitik, die Aktivisten 
aus dem Globalen Süden ausschloss. 
„Brot für die Welt“ plädiert dafür, das 
nächste Treffen wieder in einem Land 
des Südens stattfinden zu lassen. Durch 
die strikte Visapolitik der kanadischen 
Regierung wurde die Teilnahme von 
zahlreichen Persönlichkeiten aus dem 
Globalen Süden verhindert. Mit über 
230 Ablehnungen waren dies etwa 70 
Prozent der Visaanträge. Unter den 
Betroffenen befand sich auch Amina- 
ta Traore aus Mali, Kandidatin für die 
Nachfolge des UN-Generalsekretärs 


aller Kühe, die schwarze Null, nicht ge¬ 
fährdet werden darf. Andererseits gilt 
es zu verkünden, dass die Steuerein¬ 
nahmen derartig „sprudeln“, dass der 
„Bürger“ dringend um 30 Milliarden 
entlastet werden muss. Schließlich kas¬ 
siert der Staat wie zum Hohn Milliar¬ 
dengewinne durch Schuldenmachen. 

„Mittelstandsbauch“ 

abflachen 

Das zentrale Thema der Leistungsträ¬ 
ger-Organisation ist, neben der Ver¬ 
doppelung der Werbungspauschale 
und der Erhöhung des Kinderfreibe¬ 
trages, wieder einmal die Senkung der 
Einkommensteuer. Als Popanz dient 
wieder der alte Dauerscherz, der „Mit¬ 
telstandsbauch“. Um ihn „abzuflachen“ 
sei eine Senkung des Steuersatzes bei 
zu versteuerndem Jahreseinkommen 
ab 13 669 Euro von 24 auf 20 Prozent 
notwendig und eine Verschiebung der 
Anwendung des 42-Prozent-Spitzen- 
steuersatzes von jetzt 53 666 Euro auf 
dann 60 000 Euro, (gemeint ist die sog. 
Progressionszone II, KW) 

Offensichtlich ist auch der Mittel¬ 
stands- und Wirtschaftsvereinigung der 
Unterschied zwischen Durchschnitts- 
Steuersatz und Grenzsteuersatz unbe¬ 
kannt geblieben. Der Durchschnitts¬ 
steuersatz, also die real zu entrichtende 
Steuerlast, beträgt bei einem Einkom¬ 
men von 13 699 Euro nicht 24 sondern 
ganze sieben Prozent. Aber wie hört 
sich das an? Verglichen beispielsweise 
mit der Mehrwertsteuer nicht gerade 
ein Horrorwert. Nur für den jeweils 
nächsten Euro müssen 24 Prozent ent¬ 
richtet werden. (Wenn sie denn ent¬ 
richtet werden.). Bei 53 666 Euro liegt 
der Durchschnittssteuersatz bei 26 
Prozent. Der Durchschnittssteuersatz 
erreicht den Grenzsteuersatz praktisch 
nie. Selbst bei einem Einkommen von 
1 Mio. Euro liegt er noch 1,6 Prozent 
unter dem Grenzsteuersatz von 45 Pro¬ 
zent (incl. Reichensteuer). Real zahlen 
selbst absolute Top-Verdiener kaum 
mehr als 34 Prozent. 

Natürlich wäre ein gerechteres 
Steuersystem vorstellbar. Der starke 


Ban Ki Moon. „Diese Tatsache ist of¬ 
fensichtlich politisch motiviert“, meinte 
Hugo Braun, Mitglied im International 
Council des Weltsozialforus und im At- 
tac-Koordinierungskreis. „Die Wahl ei¬ 
nes liberal geltenden Regierungschefs 
garantiert offensichtlich noch keine 
Freiheit menschlicher Begegnungen.“ 
Das globalisierungskritische Netz¬ 
werk Attac stellt den gemeinsam mit 
Partnerorganisationen veranstalteten 
gemeinsamen Aktionstag gegen Steu¬ 
eroasen heraus. Mit einer eindrucksvol¬ 
len Demonstration und in rund 1500 
Workshops, Seminaren und Konferen¬ 
zen hätten die Teilnehmer aus allen 


Anstieg im unteren Bereich des Ta¬ 
rifverlaufs („Progressionsstufe I“, 10 
Prozent Anstieg im Bereich 8 005 bis 
13 669 Euro) und das Ausschalten der 
Progression jenseits von 53 666 Euro 
reflektieren gewissermaßen die poli¬ 
tischen Machtverhältnisse. Vor allem 
mit der rosa-olivgrünen Steuerreform 
(u. a. Senkung des Spitzensteuersatzes 
von 53 auf 42 Prozent), hatten sich die 
„Besserverdiener“ zunehmend aus der 
Staatsfinanzierung, (natürlich nicht 
aus der lobbymäßigen Regierungs¬ 
beeinflussung) zurückgezogen. Der 
„Mittelstandsbauch“ hat mit Mittel¬ 
stand nichts zu tun. Der Hauptanteil 
(80 Prozent) der Einkommensteuer 
wird regelmäßig von der Lohnsteu¬ 
er erbracht. Dazu kommt, dass mehr 
als 50 Prozent des Gesamtsteuerauf¬ 
kommens ohnehin zum Einheitssatz 
und unsozial aus der Umsatz- und 
aus den Verbrauchssteuern (Energie, 
Kfz etc.), also aus indirekten Steuern 
stammen. Im Kalten Krieg gegen den 
Sozialismus hatte die US-Bourgeoisie 
(extrem „leistungsfeindliche“) Spit¬ 
zensteuersätze von 90 Prozent akzep¬ 
tiert. Trotzdem, oder vielleicht gerade 
deswegen sind die USA zur absoluten 
Supermacht aufgestiegen. Heute hat 
mit der drastischen Senkung der Steu¬ 
ersätze auch der dramatische Verfall 
eingesetzt. 

Laut Bundesbankstudie lag das 
private Netto vermögen der deutschen 
Haushalte 2014 bei 8,56 Billionen Euro. 
Natürlich alles andere als gleich ver¬ 
teilt. Selbst wenn der Finanzminister 
hier so viel abgreifen würde, dass der 
Verfall der allgemeinen Infrastruktur, 
die Unterfinanzierung und Unteraus¬ 
stattung von Bildung und Wissenschaft 
und Gesundheitswesen gestoppt, der 
Aufbau einer ökologisch sinnvollen 
Energieversorgung und effizienter öf¬ 
fentlicher Verkehrssysteme finanziert 
werden könnte, so dürfte die MIT si¬ 
cher sein, dass der Vermögensaufbau 
ihrer „Leistungsträger“ dadurch nicht 
ernsthaft in Gefahr geriete. Aber das 
hieße makroökonomisch, in gesamt¬ 
gesellschaftlichen Dimensionen und 
nicht betriebswirtschaftlich, borniert - 


Teilen der Welt ihren Willen bekräftigt, 
den Traum von einer besseren Welt zu 
verwirklichen. „Dieses bunte und viel¬ 
fältige Forum in Montreal war wirklich 
ein überzeugender Beweis, dass der Wi¬ 
derstand gegen den weltweiten Sozial¬ 
abbau, gegen die drohende Klimaka¬ 
tastrophe und die Gefährdung der De¬ 
mokratie gewachsen ist“, sagte Carolina 
Sachs, Mitglied im Attac-Rat. 

Das Weltsozialforum habe auch in 
diesem Jahr gezeigt, dass die Forde¬ 
rung nach einer besseren Welt aktu¬ 
eller denn je sei. Immer mehr werde 
zudem die Forderung nach einem Sys¬ 
temwechsel deutlich. Lucas Zeise 


egoistisch zu denken und darf daher 
getrost als irreal betrachtet werden. 

Rosa-oliv hat zu weit vorgelegt 

Rosa-Oliv hat den Ball zwar unerreich¬ 
bar weit vorgelegt. An ihren großzü¬ 
gigen Geschenken aus der Staatskas¬ 
se für Unternehmen, Banken, Zocker 
und Superreiche wird in Zukunft wohl 
kaum eine Bundesregierung auch nur 
annähernd heranreichen. Aber der 
gute Wille soll doch auch für den „Mit¬ 
telstand“ zumindest erkennbar sein. Es 
soll doch irgendetwas geben, warum 
die „Leistungsträger“ bei den Aller¬ 
christlichen ihr Kreuz machen sollen. 
Vernünftig ist das alles nicht. Nebenbei 
auch nicht für die zuletzt als Steuerer¬ 
höhungspartei angetretene (und umge¬ 
fallene) SPD. Bei einem Wettlauf mit 
den Neoliberalen und den neolibera¬ 
len Nationalisten kann sie nur verlie¬ 
ren. Ob das so schlimm ist, ist die Frage. 
Keine Frage dagegen ist der Umstand, 
dass die Hauptverlierer die arbeiten¬ 
den Menschen sein werden, aber auch 
alle, die auf eine intakte „öffentliche 
Daseinsvorsorge“ angewiesen sind. Die 
verfallende Verkehrsinfrastruktur, das 
ineffiziente und sozial undurchlässi¬ 
ge Bildungssystem, um nur einiges zu 
nennen, hat sich längst als Wachstums¬ 
und somit als Profithemmnis herausge¬ 
stellt. Es wäre auch im Eigeninteresse 
der Herrscher, sinnvoll einen Teil des 
Geldes, das eh nur in dubiosen Finanz¬ 
produkten parkt, für die gesellschaft¬ 
liche Runderneuerung zu investieren. 
Aber Vernunft ist keine neoliberale 
Kategorie. Wer angesichts von Ne¬ 
gativzinsen, die der Staatskasse beim 
Schuldenmachen zu Milliardengewin¬ 
nen verhelfen, von der Großartigkeit 
der „Schwarzen Null“ und der Einzig¬ 
artigkeit der Schuldenbremse faselt, 
der ist wirtschaftspolitisch längst in 
den Bereich vorrationaler, religiöser 
Mystik abgedriftet. Eine austeritäts- 
politische Mystik, die Millionen Men¬ 
schen in Elend und Perspektivlosigleit 
und das Europa-Projekt in eine exis¬ 
tentielle Krise geführt hat. 

Klaus Wagener 


Bundesbank betätigt 
sich als Finanzlobbyist 

Mit einer ausführlichen Studie ihrer 
volkswirtschaftlichen Abteilung garniert 
die Deutsche Bundesbank ihren jüngs¬ 
ten Monatsbericht. Thema ist die Rente, 
und Clou der Studie ist die sich angeblich 
ergebende Notwendigkeit, das Renten¬ 
eintrittsalter weiter auf 69 Jahre herauf¬ 
zusetzen. Die Forderung ist keineswegs 
neu. Dennoch berichteten Rundfunk, 
Fernsehen und Zeitungen ausführlich 
über diese Studie. Die Argumente der 
Bundesbank-Beamten sind bei der Stu¬ 
die die üblichen: 1. Demographie - künf¬ 
tig gibt es mehr Alte als Junge, also mehr 
Rentner als Beitragszahler. 2. Beitrags¬ 
sätze - sie dürfen nach Ansicht der Bun¬ 
desbank keinesfalls steigen. Das könne 
die „arbeitende Bevölkerung“ über¬ 
fordern und das „künftige Wirtschafts¬ 
wachstum belasten“. 

3. Wolle man nun verhindern, dass 
die Rente schmaler werde, müsse nach 
Adam Riese die Zahl der Rentner ver¬ 
mindert werden. Es ist also alles reiner 
Sachzwang. Gemildert wird der Blick in 
die verheerende Zukunft durch die se¬ 
gensreiche Riester-Rente. Wer da kon¬ 
sequent einzahle, meinen die Bundes¬ 
banker, werde im Alter mehr haben. So 
schreiben sie und vergessen zu erwähnen, 
dass sich nur die etwas weniger Bedürfti¬ 
gen die Zusatzeinzahlungen bei Riester 
leisten können und dass dabei - sozusa¬ 
gen zum Ausgleich -, die Bank oder die 
Versicherung kräftig mit verdient. 

„5 vor 12“ bei thyssenkrupp 

Die IG Metall ruft auf zu einem Akti¬ 
onstag in Duisburg. thyssenkrupp-Chef 
Hiesinger hat nach Auffassung der IGM 
deutlich gemacht, dass Anlagen und 
Standorte geschlossen werden sollen. 

Die Gewerkschaft erklärt: „Dagegen 
wehren wir uns und setzen ein ebenso 
klares Zeichen. Wer Hand an die Ar¬ 
beitsplätze bei thyssenkrupp Steel legt, 
wird unseren Widerstand zu spüren be¬ 
kommen.“ 

Die IG Metall ruft daher die Be¬ 
schäftigten zu einem Aktionstag auf 
am 31. August um fünf vor zwölf vor 
der Hauptverwaltung der thyssenkrupp 
Steel Europe AG in Duisburg. 

Aktiv für mehr Personal 

Das Bündnis „Berlinerinnen und Berli¬ 
ner für mehr Personal im Krankenhaus“ 
lädt Kolleginnen, Patientinnen und Po¬ 
litikerinnen ein zu einer Solidaritätsver¬ 
anstaltung für die Kolleginnen bei Vi¬ 
vantes und Charite Facility Management 
(CFM). Motiviert durch den Erfolg bei 
der Charite wollen auch die Beschäftig¬ 
ten bei Vivantes eine Mindestbesetzung 
tariflich durchzusetzen. 

Nach dem Abschluss an der Charite 
erklärte die Berliner Wissenschaftssena¬ 
torin Sandra Scheeres (SPD): „Der Tarif¬ 
vertrag ist deutschlandweit einmalig und 
wegweisend“. Gesundheitssenator Mario 
Czaja (CDU) meinte ebenfalls „Er wird 
hoffentlich Signalwirkung entfalten. Ein 
guter Tag nicht nur für die Charite, son¬ 
dern für die gesamte Krankenhausland¬ 
schaft“. Beide erklären auf einmal ihre 
Unterstützung, obwohl sie ihre eigenen 
Handlungsmöglichkeiten für eine besse¬ 
re Gesundheitsversorgung nicht nutzen 
und der Senat noch nicht mal seiner In¬ 
vestitionsverpflichtung nachkommt! 

Das Bündnis Berlinerinnen und 
Berliner für mehr Personal im Kranken¬ 
haus will die Politikerinnen beim Wort 
nehmen und erklärte: „Vivantes ist ein 
öffentlicher Krankenhausbetrieb. Die 
verantwortlichen Politikerinnen in den 
Aufsichtsräten sind jetzt gefordert, sich 
hinter die Forderung der Beschäftigten 
zu stellen“ 

Die Vveranstaltung findet statt am Mon¬ 
tag, dem 29. August, 18.00 Uhr, im Ber¬ 
liner ver.di-Haus, Köpenicker Straße 30. 

„Strandwärts“ 

Vom 9. bis zum 11. September findet das 
Jugendcamp der IG Metall Küste statt. 
Die jungen Gewerkschafterlnnen disku¬ 
tieren und feiern am Ostseeufer in Kiel- 
Falkenstein. 

Betont kämpferisch und solidarisch 
zeigt sich die Gewerkschaftsjugend auf 
dem Flyer zum Aktiven-Camp - eine 
Anspielung auf eine historische Situati¬ 
on und das dazugehörige legendäre Ge¬ 
mälde. 

Weitere Informationen unter www. 
cms.igmetall-kueste.de 



Wohltaten für Wohlhabende 

CDU/CSU möchte als Steuersenkungspartei in den Bundestagswahlkampf ziehen 
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Vermummte stechen 
Dortmunder Nazigegner nieder 

Antifaschisten fordern die Behörden auf gegen faschistischen Terror vorzugehen 


Sahra als Spitzenkandidatin? 

Die Thüringer Linkspartei-Vorsitzende 
Susanne Hennig-Wellsow wirbt für Sah¬ 
ra Wagenknecht als Spitzenkandidatin 
bei der Bundestagswahl: An ihr führe 
kein Weg vorbei. Wagenknecht sei die 
„bekannteste und in großen Teilen auch 
populärste Linke-Politikerin in Deutsch¬ 
land“. Mit ihr habe die Partei 2017 die 
besten Chancen - wobei die Fraktions¬ 
chefin in einer Doppelspitze mit Bun¬ 
desparteichefin Katja Kipping antreten 
solle. 

Zuletzt hatte es massive Kritik an 
Sahra Wagenknecht gegeben. Die Lan¬ 
deschefin warb zugleich für eine rot-rot- 
grüne Koalition auf Bundesebene. 

Kündigung für Heimbetreiber 

Am vergangenen Sonntag ordnete der 
Berliner Sozialsenator Czaja (CDU) 
an, alle Verträge mit dem umstrittenen 
Flüchtlingsheimbetreiber PeWoBe frist¬ 
los zu kündigen. Etwa 3 000 Menschen 
sind in den Flüchtlingsunterkünften 
des Betreibers untergebracht. Nun hat 
das Berliner Boulevardblatt BZ interne 
Mails veröffentlicht, in denen PeWoBe- 
Mitarbeiterinnen darüber phantasieren, 
für Spendengelder Kinder-Guillotinen 
anzuschaffen. Die Leiterin der Unter¬ 
kunft in der Maxie-Wander-Straße im 
Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Peggy M., 
war an diesem Mailwechsel beteiligt. Sie 
war Mitglied der extrem rechten „Deut¬ 
schen Volksunion“ (DVU). 

Schon in der Vergangenheit hatten 
Flüchtlingsunterstützer die Lebensver¬ 
hältnisse in den PeWoBe-Heimen kriti¬ 
siert, erst nach den neuesten Veröffent¬ 
lichungen war Senator Czaja bereit, die 
Verträge zu kündigen. 

Braune Konzert-Offensive 

Zwischen April und Juni dieses Jah¬ 
res fanden im gesamten Bundesgebiet 
47 faschistische Musikveranstaltungen, 
davon 24 Konzerte und 23 Liederaben¬ 
de, statt. Dies gab die Bundesregierung 
kürzlich auf eine parlamentarische An¬ 
frage der Linksfraktion bekannt. 25 der 
besagten Veranstaltungen wurden offen 
beworben, zu 22 weiteren Musikveran¬ 
staltungen mobilisierte die Naziszene 
konspirativ. 

Zu jeweils fünf Konzerten und Lie¬ 
derabenden nannte die Bundesregierung 
keine Besucherzahlen. Die verbleiben¬ 
den 19 Konzerte seien von „insgesamt ca. 
6 644 Personen besucht“ worden, die ver¬ 
bleibenden 18 Liederabende von insge¬ 
samt ca. 891 Personen. Seitens der Bun¬ 
desprüfstelle für jugendgefährdende Me¬ 
dien wurden im ersten Halbjahr 2016 „43 
Tonträger aufgrund Verherrlichung oder 
Verharmlosung des Nationalsozialismus 
und/oder aufgrund Verherrlichung oder 
Verharmlosung des Krieges und/oder 
aufgrund rassistischer Inhalte indiziert“. 
Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin 
der Linksfraktion, erklärte, dass solche 
Musikveranstaltungen „eine aktive Wer¬ 
bung für die Ziele der Szene“ seien und 
die extreme Rechte „als attraktive Ge¬ 
stalterin jugendkultureller Freizeitange¬ 
bote erscheinen“ ließen. 

Geheimdienst beob¬ 
achtet „Identitäre“ 

Die rechte „Identitäre Bewegung“ soll 
künftig vom Verfassungsschutz über¬ 
wacht werden. In den sozialen Medien 
gerieren sich die „Identitären“ modern 
und smart, machen gegen eine „Islami- 
sierung“ mobil, hetzen gegen eine ver¬ 
meintliche Masseneinwanderung in die 
Bundesrepublik und einen angeblichen 
„Austausch“ der einheimischen Bevöl¬ 
kerung. Sie schreiben, dass sie auf die 
„Mitarbeit von jungen, klugen und op¬ 
ferbereiten Aktivisten angewiesen“ sei¬ 
en, „die willens sind, dem Geist unserer 
europäischen Vorkämpfer entsprechend, 
ihre Heimat zu erhalten und zu vertei¬ 
digen“. Kerstin Köditz, antifaschistische 
Expertin und Landtagsabgeordnete der 
Linkspartei in Sachsen, beobachtet die 
Aktivitäten der rechten Kulturkrieger 
seit geraumer Zeit. Gegenüber UZ sag¬ 
te sie: „Zwar sind die Identitären noch 
weit von den Erfolgen in Frankreich oder 
Österreich entfernt, doch sind sie längst 
über das Stadium einer virtuellen Bewe¬ 
gung hinaus“. Besonders wichtig sei ihr 
auf die „engen Verflechtungen mit der 
AfD-Jugend hinzuweisen“. Die Behör¬ 
den hätten dieses Phänomen hingegen 
„lange Zeit verschlafen“. 


Am vergangenen Sonntag griffen drei 
maskierte Personen einen 24-jährigen 
Dortmunder Nazigegner vor seiner 
Wohnung im Dortmunder Westen an. 
Sie schlugen auf ihn ein, einer der An¬ 
greifer zog ein Messer und stach zwei¬ 
mal zu, berichtete der Angegriffene. 
Obwohl die Angreifer ihn am Bauch 
verletzt hatten, konnte er fliehen. 
Nach der Erstversorgung im Kran¬ 
kenhaus erstattete er Anzeige bei 
der Dortmunder Polizei. Bereits am 
1. August war das Opfer zusammen 
mit einem Freund von stadtbekann¬ 
ten Neonazis körperlich angegriffen 


worden und hatte deswegen Strafan¬ 
zeige erstattet. 

Antifaschistische Organisationen, 
die nordrhein-westfälische Linkspar¬ 
tei und die DKP gehen nicht nur we¬ 
gen des zeitlichen Zusammenhangs 
von einer politisch motivierten Tat 
aus. „Die Dortmunder Polizei muss 
alles daran setzen, die Täter zu fas¬ 
sen. Dortmund hat schon lange ein 


In der Nacht zum 8. August brannte es 
in Berlin-Buch in einer Flüchtlingsun¬ 
terkunft der AWO. Sechs Flüchtlinge 
erlitten leichte Rauchgasvergiftungen. 
Der größte Teil der 185 Bewohner wur¬ 
de in eine Notunterkunft in der Glieni¬ 
cker Straße in Treptow-Köpenick, am 
anderen Ende Berlins, gebracht. Wie 
lange die Reparaturarbeiten in Buch 
andauern werden, ist ungewiss. 

Auch nach einer Woche gab es of¬ 
fenbar noch keine Hinweise auf mögli¬ 
che Täter. Die Polizei ging von vorsätz¬ 
licher Brandstiftung aus. Der polizeili¬ 
che Staatsschutz ermittelt. 

Der Berliner Flüchtlingsrat erklär¬ 
te: „Sollte es sich heraussteilen, dass die 
Tat aus rassistischen Motiven begangen 
wurde, würde sie sich einreihen in eine 
immer länger werdende Liste von An¬ 
griffen auf Geflüchtete und ihre Unter¬ 
künfte in Berlin. Allein in diesem Jahr 
kam es in Berlin bereits zu 21 Angriffen 
auf Geflüchtete und ihre Unterkünfte. 


Neonaziproblem, das von Stadt und 
Innenminister Ralf Jäger (SPD) lan¬ 
ge heruntergespielt wurde“, kritisierte 
etwa Özlem Demirel, Landesspreche¬ 
rin der Linkspartei, in einer ersten Re¬ 
aktion. „Seit Jahren terrorisiert eine 
Dortmunder Gruppe von Neonazis 
die Bevölkerung. Auch unsere Büros 
werden immer wieder Ziel von Stein¬ 
würfen und Farbschmierereien“, be¬ 
richtete Demirel weiter. 

In einem Solidaritätsschreiben 
wandte sich der DKP-Vorsitzende Pa- 
trik Köbele an die Opfer der jüngsten 
Gewalttaten und die in Dortmund ak¬ 


tiven Antifaschisten: „Wieder schlagen 
faschistische Mordbanden in Dort¬ 
mund zu. Beileibe nicht das erste Mal. 
Immer wieder machen Dortmunder 
Behörden und Polizei die Augen zu. Ich 
habe das selbst schon oft genug erlebt. 
Wir demonstrierten gegen den brau¬ 
nen Mob, die staatlichen Maßnahmen 
trafen uns. Wir verteidigten die Straße, 
die Polizei prügelte und sprayte sie frei, 


In drei Fällen handelte es sich dabei 
um Brandanschläge auf geplante Un¬ 
terkünfte.“ Der Flüchtlingsrat fordert: 
„Eine mögliche rassistische Motivati¬ 
on ist bei den Ermittlungen ernst zu 
nehmen, Geflüchtete müssen besser 
geschützt werden und Straftaten ge¬ 
gen Geflüchtete und ihre Unterkünfte 
konsequenter verfolgt werden.“ 

Erste Flüchtlinge waren im April 
2015 in die Containerunterkunft ein¬ 
gezogen - unter Polizeischutz. Wenige 
Tage davor waren Mitarbeiter des Si¬ 
cherheitsdienstes von Nazis attackiert 
worden. Schon zuvor hatte die NPD 
gegen das Heim mobilisiert. Bei einem 
„Tag der offenen Tür“ im März 2015 
traten Nazis offen auf und beschmier¬ 
ten ein AWO-Auto. 

Am Abend des 8. August gab es ei¬ 
nen weiteren Anschlag in Berlin-Ad¬ 
lershof. Laut Polizei hatten Unbekann¬ 
te einen Feuerwerkskörper durch ein 
offenes Fenster in ein Zimmer einer 


während hochrangige städtische Beam¬ 
te in den Reihen der Braunen an uns 
vorbeizogen“, schilderte er darin seine 
Erlebnisse. 

Der Kommune und der Polizei warf 
Köbele vor, „die faschistische Gefahr 
zu verniedlichen“ und „das rechte Auge 
zuzudrücken, während die Nazis ver¬ 
suchen Dortmund zu ihrer nationalen 
Zone 4 zu machen“. „Aber: Sie werden 
nicht durchkommen. Es gibt das an¬ 
dere Dortmund und es gibt die anti¬ 
faschistische Solidarität. Unser UZ- 
Pressefest, Anfang Juli im Revierpark 
Wischlingen, war ein Beitrag dazu, das 


nächste wird 2018 stattfinden“, so der 
DKP-Vorsitzende. Den Nazigegnern 
der Stadt und „unserem verletzten Ge¬ 
nossen“, versprach er, den Nazis „keine 
Straße und erst recht nicht Dortmund“ 
zu überlassen. 

Schon im Vorfeld des neuerlichen 
feigen Mordanschlages war es in den 
vergangenen Wochen wieder ver¬ 
stärkt zu Angriffen von Neofaschis- 


Flüchtlingsunterkunft geworfen. Nie¬ 
mand wurde verletzt. Auch hier ermit¬ 
telt der Staatsschutz. 

Gesundheits- und Sozialsenator 
Mario Czaja (CDU) erklärte danach: 
„Auch wenn die Täter noch nicht er¬ 
mittelt sind, deuten die beiden Über¬ 
griffe auf fremdenfeindliche Motive 
hin.“ Für ihn stehe fest, dass „hier ganz 
bewusst der Tod von Menschen in Kauf 
genommen wird“. Das erklärten auch 
die Chefin der Fraktion der Grünen im 
Abgeordnetenhaus, Ramona Pop, und 
der Landesvorsitzende der Partei, Da¬ 
niel Wesener. „Wir vertrauen darauf, 
dass die Polizei die Täter nun schnellst¬ 
möglich ermittelt.“ Pop forderte von In¬ 
nensenator Henkel ein Sicherheitskon¬ 
zept zum Schutz von Flüchtlingen und 
ihrer Unterkünfte. 

Henkel, der sonst sehr schnell da¬ 
bei ist, vor „linken Extremisten“ zu 
warnen, wandte sich noch am 8. Au¬ 
gust gegen „Vorverurteilungen“, ehe 


ten gekommen. „In letzter Zeit häu¬ 
fen sich solche Übergriffe auf junge 
Menschen, die die immer wieder von 
Politikern eingeforderte Zivilcourage 
gegen Rechts umsetzen“, warnte we¬ 
nige Tage zuvor auch das „Bündnis 
Dortmund gegen Rechts“ in einer Er¬ 
klärung. Der antifaschistische Zusam¬ 
menschluss forderte, den Nazigegnern 
endlich „nicht nur gesellschaftliche 
und politische Anerkennung, sondern 
auch den nötigen Schutz“ zukommen 
zu lassen, wenn sie von Nazis bedroht 
würden. „Hier scheint die Polizei aber 
nach dem Prinzip ,Eile mit Weile 4 vor¬ 
zugehen. Jugendliche, die einen Notruf 
abgesetzt haben, bleiben in brenzligen 
Situationen erst einmal allein gelassen, 
nach Aufnahme des Sachverhalts und 
der Personalien werden sie wieder un¬ 
geschützt sich selbst überlassen“, kriti¬ 
sierte Bündnissprecherin Ula Richter. 
Erst am Dienstag informierte die Dort¬ 
munder Polizei die Öffentlichkeit über 
die Messerattacke. 

Wer sich in Erinnerung rufe, wie die 
Einsatzkräfte am 4. Juni dieses Jahres, 
dem von Nazis so genannten „Tag der 
deutschen Zukunft“, junge Antifaschis¬ 
ten „eingekesselt und mit Schlagstock 
und Pfefferspray behandelt haben, 
wundert sich nicht“, konstatierte das 
Bündnis „Dortmund gegen Rechts“ 
und kündigte an, antifaschistisches En¬ 
gagement zu unterstützen, wo es nur 
könne. Gemeinsam werde man sich 
auch gegen die neuerliche Naziprovo¬ 
kation am 23. August an der Katharin¬ 
entreppe gegenüber dem Dortmunder 
Hauptbahnhof wehren. Dann wollen 
die Faschisten gegen das 2012 erlassene 
Verbot des „Nationalen Widerstandes 
Dortmund“ aufmarschieren. 

Auch nach Ansicht der Linkspar¬ 
tei „müssen Polizei und Justiz endlich 
konsequent gegen Neonazis Vorge¬ 
hen“. Aktuell werden nach Angaben 
der Bundesregierung über 500 Neona¬ 
zis bundesweit per Haftbefehl gesucht. 
Linkspartei-Landessprecherin Demirel 
forderte daher von NRW-Innenminis- 
ter Jäger ein Schwerpunktprogramm, 
um rechte Täter dingfest zu machen. 
„Jäger darf rechte Täter nicht frei rum¬ 
laufen lassen. Polizei und Justiz dürfen 
bei Hassverbrechen nicht wegschauen“, 
forderte sie. Dortmund war in den ver¬ 
gangenen Jahren immer wieder Tatort 
schwerer Verbrechen, die von Rech¬ 
ten begangen wurden. 2000 wurden in 
Dortmund drei Polizisten von einem 
Nazi ermordet, 2005 der Punk Thomas 
Schulz, 2006 schließlich Mehmet Ku- 
basik, vermutlich von der Terrorgrup¬ 
pe NSU. 

Markus Bernhardt 


die Tat in Buch aufgeklärt sei. Einen 
Tag später legte er nach: Die Senatsin¬ 
nenverwaltung hatte berichtet, dass die 
Zahl „rechtsextremer Gewalttaten“ im 
ersten Halbjahr 2016 insgesamt gesun¬ 
ken wäre, die Angriffe auf Ausländer 
bzw. Asylsuchende hätten sich dagegen 
verdreifacht, die Taten von „Linksex¬ 
tremen“ hätten insgesamt - vor allem 
im Zusammenhang mit Protesten ge¬ 
gen Polizeieinsätze und Gentrifizie- 
rung - zugenommen. Henkel kom¬ 
mentierte die Statistik, die Stadt müs¬ 
se „jeden Tag neu gegen die Feinde von 
Freiheit und Demokratie“ verteidigt 
werden. Dazu brauche es einen klaren 
Kurs gegen jede Form von Extremis¬ 
mus und Gewalt. 

Übrigens: Am Nachmittag des 
8. August provozierte die NPD vor dem 
Heim in Buch und hängte Wahlplakate 
auf. Einige dieser Plakate wurden von 
aufgebrachten Heimbewohnern sofort 
wieder heruntergerissen. nh 



„Wir demonstrierten gegen den braunen Mob, die staatlichen Maßnahmen trafen uns“: Blockade gegen den „Tag der 
deutschen Zukunft“ am 4. Juni in Dortmund. 


Immer längere Liste 

ln Berlin-Buch brennt eine Flüchtlingsunterkunft- 

in diesem Fall ist Innenminister Henkel gegen „Vorverurteilungen“ 
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Alles wird schicker 

Gefahrensuche in der Rigaer Straße: Die linke Subkultur verwaltet ihre „Freiräume“, Anwohner haben Angst vor 
der Polizei, die Vernetzung nimmt zu. Die größte Gefahr: Immobilieninvestoren. 



Berlin, Rigaer Straße: Das linksradikale Szene-Idyll ist bedroht. Die einen werfen Steine. Die anderen gehen auf ihre 
Nachbarn zu. 


Berlin-Friedrichshain, Rigaer Straße. 
Hier ist der Kiez, den der Berliner Ku¬ 
rier „Chaoten-Bastille“ nennt, den die 
Polizei als „Gefahrengebiet“ behandelt 
und in dem die linksradikale Szene ihre 
„Freiräume“ verteidigt. Hier hängen vie¬ 
le Transparente an der Straße. Auf einem 
steht: „Bewacht durch Eitner Security“. 
Es hängt an einem Bauzaun, vor einem 
Betonsilo. Vier Häuser der neuen Wohn¬ 
anlage sind zum Teil bezogen, um zwei 
weitere steht noch ein Baugerüst. Eine 
Hundert-Quadratmeter-Wohnung wird 
für 1 300 Euro kalt zur Miete angebo- 
ten, die meisten sind Eigentumswoh¬ 
nungen. Noch bevor eines der Häuser 
im vergangenen Mai mit Stahlkugeln 
und Farbbeuteln angegriffen worden ist, 
kamen zwei Paare, die dort leben, zum 
Plenum in die Rigaer Straße 78, eines 
der linken Hausprojekte in der Straße. 
Georges, die dort lebt und eigentlich an¬ 
ders heißt, sagt: „Wegen denen müssen 
hier Leute ausziehen. Die Mieten wer¬ 
den teurer, weil hier alles auf nobel sa¬ 
niert wird. Wir woll‘n nischt mit denen 
zu tun haben.“ 

Auf dem Gelände der Liebigstraße 1, wo 
heute ein Sicherheitsmann hinter dem 
Bauzaun auf und ab geht, war vorher 
eine Wiese und ein paar alte Gebäude, 
die verfielen. Hier kamen die Leute mit 
ihren Hunden her. Georges, die oft und 
gerne hier war, sah irgendwann die Schil¬ 
der, dass gebaut werden soll. Seit acht 
Jahren geht sie zu einem Inder in der 
Straße, inzwischen haben sie ihm zum 
dritten Mal die Miete erhöht. Der Besit¬ 
zer fürchtet, dass er schließen muss. „Ich 
habe ein bisschen Angst“, sagt Georges, 
„dass hier die Dönerläden verschwinden 
und ich weiß nicht was für Boutiquen 
reinkommen, ne?“ 

Freiraum verwalten 

„Mach dein Handy aus, nimm den 
Akku raus - Plenum ist wichtig für die 
Revolution“, singt es aus dem Lautspre¬ 
cher. Der „Abstand“ ist die Kneipe im 
Erdgeschoss der Rigaer Straße 78, das 
Plenum ist gerade zu Ende. Georges, 25 
Jahre, ist vor sechs Jahren in die Rigaer 
78 gezogen, sie genießt es, „den Alltag 
politisch zu gestalten.“ Mit Fahrrädern 
und Anhängern holen sie drei- oder vier¬ 
mal pro Woche abgelaufene, aber essba¬ 
re Lebensmittel von Supermärkten aus 
der Gegend - nicht von Lidl oder Netto, 
die sperren ihre Mülltonnen ab und zei¬ 
gen diejenigen, die „Containern“, an. Die 
Bioläden in der Gegend erlauben es, mit 
denen haben sie Verträge geschlossen. 

Nach Feierabend hat Georges im 
Haus genug zu tun, das Haus ist alt, 
und Georges ist Tischlerin. 1990 ist das 
Haus besetzt worden, anschließend gab 
es Mietverträge für die ehemaligen Be¬ 


setzer, dann Entmietung und Räumungs¬ 
klagen. Die Rigaer 78 ist ein linkes 
Hausprojekt geblieben, weil die Bewoh¬ 
ner - in Zusammenarbeit mit verschie¬ 
denen Partnern - das Haus gekauft ha¬ 
ben. Wer heute Teil des Hauskollektives 
wird, wird auch Mitinhaber der „Riga- 
er78 GmbH“. Diese GmbH hält 51 Pro¬ 
zent des Hauses, die Bewohner haben 
damit die Kontrolle. 

Machen wieder los 

„Wollen wir nicht die Tür zumachen, 
wenn draußen die Bullen sind?“, fragt 
jemand. Das Fenster neben der Tür ist 
nur noch eine Tischlerplatte. Das ist der 
Weg, den die Polizei genommen hat, als 
sie Mitte Februar in den Laden eindrang. 
Die, die drinnen waren, stellten die Mö¬ 
bel vor Fenster und Tür und empfingen 
die Beamten mit Flaschen und einem 


Feuerlöscher, bis sie vom Pfefferspray 
weinten und mit Handschellen gefesselt 
auf dem Boden saßen. 

„Januar, Februar waren sehr anstren¬ 
gend“, sagt Georges. Das war die Zeit, in 
der ständig die Polizei im Viertel war - 
die Rigaer Straße wird als „kriminalitäts¬ 
belasteter Ort“ eingestuft. Dann gingen 
die Polizeikontrollen zurück, „jetzt ma¬ 
chen sie wieder los“. Anwohner berich¬ 
ten, dass die Beamten einem Kind die 
Bastelschere abnahmen, als sie seinen 
Rucksack kontrollierten. Das Cutter¬ 
messer eines Bekannten von Georges - 
auch ein Handwerker - stuften die Poli¬ 
zisten als Bewaffnung ein und nahmen 
es ihm ab. 

Hier, im Gefahrengebiet Rigaer Stra¬ 
ße, liegen die Gegensätze der Stadtent¬ 
wicklung besonders nah beieinander: In¬ 
vestoren werten das Viertel auf, bishe¬ 


rige Mieter müssen umziehen, Teile der 
linksradikalen Szene versuchen auch mit 
brennenden Autos die Entwicklung zu 
stoppen. Damit liefern sie die Vorwände, 
die Innensenator Frank Henkel (CDU) 
für seinen Wahlkampf gut gebrauchen 
kann. Henkel ließ seine Hundertschaf¬ 
ten im Kiez einrücken. Georges ging für 
zwei Monate statt um sechs um fünf Uhr 
aus dem Haus zur Arbeit. Die täglichen 
Kontrollen kosteten Zeit. 

Nischen suchen, 

Scheiben einwerfen 

Der Weg vom Gefahrengebiet ins Trend¬ 
viertel ist kurz. Fünf Hausnummern wei¬ 
ter, auf dem Gelände Rigaer Straße 71 
bis 73, plant der Immobilienkonzern CG 
nach eigenen Angaben „ein neues Lu¬ 
xusprojekt“ „in einer von Berlins tren¬ 
digsten Gegenden“. Noch hängt auch 


hier ein Transparent: „Gebäude ist ein¬ 
sturzgefährdet - Betreten verboten - Le¬ 
bensgefahr.“ Das Gelände, eine alte Mö¬ 
belfabrik, ist schon an CG verkauft. Der 
Aufsteller, mit dem der Investor Anfang 
April für seine Pläne wirbt, ist schnell be¬ 
schmiert: „Wer hier kauft, kauft Ärger“. 

„Ich sehe nicht, dass wir uns gegen 
diese verfickten Großkonzerne durch¬ 
setzen“, sagt eine Teilnehmerin bei der 
Kiezversammlung. Der alternative Club 
„Antje Öklesund“, der sich in der alten 
Möbelfabrik eingerichtet hat, sieht das 
genauso. Er verhandelt mit CG darüber, 
ob sie auch nach dem Neubau noch einen 
Platz eingeräumt bekommen. In der ver¬ 
gangenen Woche wurden die Scheiben 
im „Antje Öklesund“ eingeworfen, eini¬ 
ge Kommentare auf dem linken Portal 
indymedia finden das richtig. Zur Kiez¬ 
versammlung sind einige Mitglieder des 
Vereins von „Antje Öklesund“ gekom¬ 
men. Sie erklären, was sie erreichen wol¬ 
len: „Ein bisschen was erhalten“, eine Ni¬ 
sche finden, die noch kleiner sein wird als 
die, die die Linksradikalen heute besetzt 
haben. Die protestieren, der Verein habe 
sich auf einen faulen Deal eingelassen. 

Die Kiezversammlungen waren ent¬ 
standen, als die Bewohner des Viertels 
sich vernetzen wollten, um auf die Po¬ 
lizeiübergriffe zu reagieren. Hier sitzen 
junge Eltern mit ihren Kindern, Nach¬ 
barn, eine Grünen-Politikerin, Leute aus 
der linken Szene. Sie wollen Zusammen¬ 
arbeiten und diskutieren, was das heißt: 
Darf man mit CG reden? Soll ein geplan¬ 
tes Straßenfest bei den Behörden ange¬ 
meldet werden oder nicht? Sollen auch 
„Eigentums-Heinis“ zum Fest kommen 
können? Einer der Älteren auf der Ver¬ 
sammlung sagt: „Ihr müsst auch an die 
Leute denken, die nisch hier Revolution 
spielen wollen.“ 

Man lernt sich kennen 

Georges hat viele Freundinnen in der 
Liebigstraße 34, einem Hausprojekt von 
Feministinnen, Lesben und Transsexu¬ 
ellen. Deren Mietvertrag läuft bald aus. 
„In den nächsten Jahren wird es hier 
auf jeden Fall sehr viel schicker werden. 
Die Nachbarn werden halt scheiße. Wir 
sind gegen diese Aufwertung, wir lassen 
auch die Fassade schön bunt - andere 
sagen: versifft. Ich will jetzt nicht sagen, 
dass Müll auf der Straße gut ist, aber 
es macht einen gewissen Charme aus, 
wenn ab und zu mal was da liegt.“ Seit 
das Gefahrengebiet besteht, hat sich 
noch etwas geändert: Georges grüßt ihre 
Nachbarn häufiger, und mehr Nachbarn 
grüßen sie. „Man kennt sich mittlerweile 
ein bisschen näher, weil man zusammen 
in irgendeinem Bullenkessel gestanden 
hat.“ 

Olaf Matthes 


Tübingen macht blau 

Boris Palmer gewöhnt grüne Gutmenschen an AfD-Rassismus 


Herbert Schui gestorben 

Marxisten verlieren einen Gespächspartner 


„Tübingen macht blau“ war das Motto 
der städtischen Klimaschutzkampagne, 
die der grüne Oberbürgermeister Bo- 



„Rebell“ in Blau: Boris Palmer 


ris Palmer im Frühjahr 2008 ins Leben 
rief. Ihr Ziel war, die C0 2 -Emissionen 
pro Kopf in Tübingen zu reduzieren. 
Mit derartigen Plänen hat Herr Pal¬ 
mer zweimal die Wahl zum Oberbür¬ 
germeister gewonnen. Wahlen gewin¬ 
nen will er auch in Zukunft, allerdings 


schlägt er jetzt andere Töne an: Unter 
Asylbewerbern gebe es „ein höheres 
Risiko von Gewalt“ - „ich stelle es mir 
schwer vor, diese Menschen innerhalb 
des nächsten Jahrzehnts zu integrieren.“ 
Palmers Schlussfolgerung: „Wenn sich 
jemand nicht an elementare Regeln 
hält, sind wir berechtigt zu sagen, für 
euch greift das Asylrecht nicht mehr.“ 

Mit solchen Aussagen nähert er sich 
im politischen Farbspektrum der AfD 
an und will damit die Stimmen derer 
erhalten, die sonst tief blau wählen 
würden. Auch bei den Grünen macht 
Palmer den Rechtspopulismus salon¬ 
fähig und treibt den Rechtsruck in¬ 
nerhalb der bürgerlichen Parteien an. 
Das lehnen große Teile der Grünen ab, 
Palmer selbst bezeichnet sich als „Re¬ 
bell“ - für seine Parteikollegen ist er 
trotzdem nützlich. 

„Wieviele Leute wollen wir zur 
AfD schicken?“ fragt Palmer provo¬ 
kativ auf Facebook. Während sich die 
Grünen als linke, füchtlingsfreundli- 
che Gutmenschenpartei verkaufen, 
kann Palmer diejenigen unter den grü¬ 


nen Hut bringen, die der rechtspopu¬ 
listischen Propaganda nicht abgeneigt 
sind. Sollten seine menschenverachten¬ 
den Aussagen Resonanz finden und da¬ 
mit Stimmen im Wahlkampf gewinnen, 
werden auch die eher moderaten grü¬ 
nen Politiker sehen, womit Wahlsiege 
erkauft werden können. Anstatt den 
Geflüchteten die Voraussetzungen zu 
schaffen, um sich ein neues Leben auf¬ 
zubauen, lenkt der Oberbürgermeister 
vom eigentlichen Problem ab, indem er 
die Geflüchteten als Vorwand für wei¬ 
teren Sozialabbau missbraucht. Die 
grüne Politik bringt mit sich, dass der 
Sozialabbau weitergeht und die Ge¬ 
flüchteten ohne ausreichende Versor¬ 
gung bleiben. Die Grünen betreiben 
die gleiche Politik des Sozialabbaus 
wie die anderen bürgerlichen Parteien. 
Palmer erklärt, warum das richtig sei: 
Weil die Fremden sich nicht integrieren 
wollen. Bürgerliche Politiker machen 
die Ausländer für die sozialen Proble¬ 
me verantwortlich. Boris Palmer steht 
stramm in der ersten Reihe. 

John Brown 


Herbert Schui, der Ökonom, Mitbe¬ 
gründer der Memo-Gruppe und der 
„WASG“ ist gestorben. Schui wurde 76 
Jahre alt. Schui kam aus dem Rhein¬ 
land, was man seiner Sprechweise an¬ 
hörte. Er studierte in Köln und Kons¬ 
tanz, lernte viel dazu während der Stu¬ 
dienaufenthalte in den USA, aber vor 
allem in Frankreich. Der französischen 
Form des Nachkriegskapitalismus, der 
„Planification“, widmete Schui sei¬ 
ne Doktorarbeit und ließ sich auch in 
späten Jahren noch von Kultur, Spra¬ 
che und dem republikanischen Geist 
des Nachbarlandes inspirieren. 

Schui lehrte viele Jahrzehnte an 
der Hamburger Hochschule für Wirt¬ 
schaft und Politik (HWP), einer der 
ganz wenigen Institutionen, wo Stu¬ 
denten nicht die neoklassische Volks¬ 
wirtschaftslehre und die neoliberale 
und marktradikale Wirtschaftspolitik 
als einzige Wahrheit vorgesetzt wurde. 
Schui war nach seinen eigenen Worten 
Marxist und Keynesianer. Er erkann¬ 
te in den Theorien des Bourgeois John 
Maynard Keynes deren revolutionären 


Gehalt, dass nämlich die Krisenhaftig¬ 
keit (und Endlichkeit) des Kapitalis¬ 
mus kein Unfall oder Fehler ist, son¬ 
dern wesentlich zu dieser Produktions¬ 
weise gehört. 

Mit dem 2009 gestorbenen Jörg 
Huffschmid gründete Schui 1975 die 
„Arbeitsgruppe Alternative Wirt¬ 
schaftspolitik“, genannt Memo-Gruppe, 
die noch heute regelmäßig eine Alter¬ 
native zur von den Herrschenden ge¬ 
wünschten Wirtschaftspolitik formu¬ 
liert. Schui gehörte bis 2004 der SPD 
an und gründete mit anderen, zu de¬ 
nen auch einige seiner Schüler zählten, 
die WASG (Wahlalternative für Sozi¬ 
ale Gerechtigkeit), die später mit der 
PDS zur Partei „Die Linke“ fusionier¬ 
te. Schui war von 2005 bis 2010 Mit¬ 
glied des Bundestags. Die Linkspartei 
beklagt mit Schuis Tod den eines „kri¬ 
tischen Kopfes und brillanten Wissen¬ 
schaftlers“. Kommunisten und Marxis¬ 
ten verlieren einen Gesprächspartner, 
der wie sie Ökonomie im Interesse der 
arbeitenden Menschen betrieb. 

Lucas Zeise 
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Clinton stellt Wirtschafts- 
Geschenke in Aussicht 

Hillary Clinton tritt mit einer „famili¬ 
enfreundlichen“ Wirtschaftspolitik zum 
Kampf gegen Donald Trump um das 
Weiße Haus an. Sie wolle sich für kosten¬ 
lose Studienplätze einsetzen, für staatli¬ 
che Investitionshilfen, für Ausbildungs¬ 
programme und für die „Rückbesinnung 
auf die industrielle Produktion“, sagte die 
Kandidatin in Detroit, wo sie die Leit¬ 
linien ihrer künftigen Wirtschaftspolitik 
darlegte. In den Mittelpunkt werde sie 
Familien stellen - sie sollten steuerlich 
am meisten von ihrer Politik profitieren. 

Erneuerbare Energien, die Bereit¬ 
stellung der Technik dafür und deren 
Export sollen zu einem „Eckpfeiler der 
USA-Wirtschaft“ werden. Clinton sprach 
sich nunmehr gegen das transpazifische 
„Freihandelsabkommen“ TPP aus. Mit 
dem Abkommen wollen die USA ihre 
wirtschaftliche Zusammenarbeit mit elf 
weiteren Pazifik-Ländern regeln. Präsi¬ 
dent Barack Obama hat TPP maßgeblich 
vorangetrieben. 

Neben einem milliardenschweren In¬ 
vestitionsprogramm für die Erneuerung 
der Infrastruktur und zur Schaffung von 
„Millionen Jobs“ will Clinton das Aus¬ 
bildungssystem reformieren. Unter dem 
Motto „Earn while you learn“ sollen 
Zehntausende bezahlte Lehrstellen ent¬ 
stehen. Als Anreiz sollen Unternehmen 
einen Steuerbonus bekommen. 

Amnestie in Südkorea 

Südkoreas Präsidentin Park Geun Hye 
hat zum 71. Jahrestag der Befreiung Ko¬ 
reas durch die Sowjetische Armee fast 
5 000 verurteilte Straftäter amnestiert. 
Die Liste der 4 876 Personen, die in den 
Genuss der Sonderamnestie kommen, 
wurde bei einer Kabinettssitzung verab¬ 
schiedet. Die Maßnahme solle helfen, die 
„nationale Einheit zu stärken“, wurde die 
Präsidentin zitiert. 

Der Jahrestag der Befreiung ganz Ko¬ 
reas von japanischer Kolonialherrschaft 
(1910-45) ist der 15. August. Zu diesem 
Feiertag werden in Südkorea traditionell 
Amnestien gewährt. Südkorea blickt da¬ 
bei auch auf eine lange Geschichte von 
zweifelhaften Begnadigungen verurteil¬ 
ter Wirtschaftsbosse zurück. 

Von dem jetzigen Erlaß proütiert 
auch der Chef der CJ-Gruppe, Lee Jay 
Hyun, der im vergangenen Jahr wegen 
Steuerhinterziehung und Untreue zu 
zweieinhalb Jahren Haft verurteilt wur¬ 
de. Politische Gefangene oder Unterneh¬ 
mensführer, die wegen Korruption verur¬ 
teilt wurden, seien nicht berücksichtigt 
worden. CJ gilt als Nummer 15 der größ¬ 
ten Mischkonzerne des Landes. 

Türkische Diplomaten fliehen 

32 türkische Diplomaten und andere 
Mitarbeiter des Außenministeriums ha¬ 
ben die von der Regierung angeordnete 
Rückkehr aus dem Ausland verweigert. 
32 von 208 zurückgerufenen Mitarbei¬ 
tern seien „auf unterschiedlichen Wegen 
in andere Länder geflohen“, sagte Außen¬ 
minister Cavusoglu. 

Einseitige Berichterstattung 

Journalisten aus Deutschland und Ve¬ 
nezuela haben die Berichterstattung der 
ARD zu Venezuela erneut kritisiert und 
der Fernsehanstalt mangelnde journalis¬ 
tische Distanz vorgeworfen. Gegenstand 
der Kritik ist vor allem eine Reportage 
des Leiters des ARD-Studios in Mexi¬ 
ko, Peter Sonnenberg. Der Journalist der 
ARD-Anstalt SWR hatte im Mai von ei¬ 
ner Demonstration in in Caracas berich¬ 
tet. Dabei schilderte er gewalttätige Aus¬ 
einandersetzungen zwischen der Polizei 
und Demonstranten. 

Der Kritik zufolge stellte Sonnen¬ 
berg dabei die Gründe für die Ausein¬ 
andersetzungen falsch dar, indem er die 
Polizei für die Eskalation verantwort¬ 
lich machte. Tatsächlich waren Polizis- 
tinnen von Demonstranten angegriffen 
und schwer verletzt worden. Dies war in 
anderen Aufnahmen zu sehen, die von 
Online-Aktivisten verbreitet wurden. 

Der US-deutsche Journalist Gregory 
Wilpert bezeichnet es mit Blick auf den 
ARD-Bericht als „Problem, dass inter¬ 
nationale Journalisten, die über Vene¬ 
zuela informieren, regelmäßig nur die 
Sichtweise der Opposition darstellen.“ 
Der Bericht Sonnenbergs sei ein typi¬ 
sches Beispiel für diese einseitige Sicht, 
so Wilpert. amerika2i 


Erdogans Gegenputsch dauert an 

Mehr als 8o ooo Staatsbedienstete in der Türkei suspendiert oder entlassen. 
Mehr als 17 000 Verhaftungen. HDP-Politikern droht mehrjährige Haft. 



ut einen Monat nach dem verei¬ 
telten Militärputsch in der Tür¬ 
kei dauert der unmittelbar da¬ 
nach gestartete Gegenputsch von Prä¬ 
sident Recep Tayyip Erdogan an. Der 
autoritäre Staatschef des NATO-Mit- 
gliedslandes lässt seine Kritiker gna¬ 
denlos verfolgen, der kurdischen Be¬ 
völkerung sagt er den Krieg an. Mehr 
als 81 000 Staatsbedienstete sind seit 
dem 15. Juli suspendiert oder entlassen 
worden, darunter auch 3 000 Soldaten. 
Wie der Erdogan total ergebene Minis¬ 
terpräsident Binali Yildirim am 14. Au¬ 
gust im Sender CNN Türk erklärte, sit¬ 
zen mehr als 17 000 Menschen in Un¬ 
tersuchungshaft. Die Gefängnisse des 
Landes sind hoffnungslos überbelegt. 
Es wird eine Zeit dauern, bis Prozes¬ 
se gegen die Verhafteten durchgeführt 
werden, sind doch auch 3 000 Staats¬ 
anwälte und Richter entlassen worden, 
denen Ankara mangelnde Erdogan- 
Gefolgschaft unterstellt. 

Wenn nach den Sommerferien die 
Schulen wieder öffnen, wird ein guter 
Teil der Heranwachsenden mit neuem 
Lehrpersonal konfrontiert sein. Er¬ 
dogan hat zehntausende Lehrerinnen 
und Lehrer privater wie staatlicher 
Bildungseinrichtungen gefeuert. Man 
kann sich an fünf Fingern abzählen, 
dass die Neueingestellten voll auf Kurs 
der islamistischen AKP-Regierung he¬ 
gen werden - und wer im Dienst ver¬ 
bleiben konnte, dürfte sich mit Kritik 
zurückhalten, um nicht ebenfalls in die 
Arbeitslosigkeit zu geraten. Auch alle 
Rektoren der Hochschulen sind zum 
Rücktritt aufgefordert worden. Die 
„Säuberung“, wie Erdogan die Massen¬ 
entlassungen und Massenverhaftungen 
in faschistischer Diktion nennt, umfasst 
bis hin zu Kultur und Sport alle gesell¬ 
schaftlichen Bereiche und zielt auf den 
Umbau des kompletten Staatsapparats. 

Erdogan ist beim Ausbau seiner 
Macht so erfolgreich, weil die Oppo¬ 
sition zum großen Teil übergelaufen 
ist. Auf einer Großkundgebung in Is¬ 
tanbul mit mehr als einer Million tür¬ 
kische Fahnen schwenkenden Teilneh¬ 
mern, nahmen Anfang August neben 
der herrschenden AKP auch die ke- 
malistisch-sozialdemokratische Op¬ 
positionspartei CHP und die rechte 
MHP teil. Explizit nicht eingeladen 
zu der nationalistischen Einheitsfront 
war die zweitgrößte Oppositionspartei 
in der Großen Nationalversammlung, 
die prokurdische Demokratische Par¬ 
tei der Völker (HDP). Deren Führung 


will Erdogan den Prozess machen. Wie 
am 12. August bekannt wurde, sollen 
zunächst der HDP-Vorsitzende Sela- 
hattin Demirtas und seine Parteikolle¬ 
gin Sirri Süreyya Önder wegen „Ter¬ 
rorpropaganda“ angeklagt werden. Die 
Istanbuler Staatsanwaltschaft fordert 
den Angaben zufolge jeweils fünf Jahre 
Haft. Den beiden Abgeordneten wird 
vorgeworfen, bei einer Veranstaltung 
im Jahr 2013 positive Aussagen über 
die verbotene Arbeiterpartei Kurdis¬ 
tans PKK und deren inhaftierten Vor¬ 
sitzenden Abdullah Öcalan getroffen 
zu haben. Das Absurde an der Anklage: 
Zu jener Zeit befand sich die regieren¬ 
de AKP in Friedensverhandlungen mit 
der PKK, Ministerpräsident Erdogan 
hatte seinen Geheimdienstchef Hakan 
Fidan auf die Gefängnisinsel Imrali zu 
Öcalan geschickt. 

Erdogan hatte den Friedensprozess 
und einen Waffenstillstand im vergan¬ 
genen Jahr aufgekündigt. Die türki¬ 
sche Armee, Polizei und paramilitäri¬ 
sche Verbände starteten einen Feldzug 


gegen die kurdische Bevölkerung im 
Südosten des Landes. Deren politische 
Vertretung HDP blockierte nämlich 
die vom Staatschef gewünschte Ver¬ 
fassungsänderung und den offiziellen 
Umbau der Türkischen Republik in ein 
autoritäres Präsidialsystem. Über Mo¬ 
nate wurden ganze Städte abgeriegelt, 
der Ausnahmezustand sicherte brutales 
Vorgehen der „Sicherheitskräfte“ und 
ein Unterbinden kritischer Berichter¬ 
stattung ab. Nach Erdogans Putsch in 
diesem Sommer gilt das für das gan¬ 
ze Land. Den Kurden soll jede Pers¬ 
pektive genommen werden, sich poli¬ 
tisch-demokratisch zu betätigen. Nach 
der Aufhebung der parlamentarischen 
Immunität von mehr als 50 HDP-Politi- 
kern im Mai dieses Jahres hatte Demir¬ 
tas bereits angekündigt, mit den Justiz¬ 
behörden nicht zusammenzuarbeiten. 

Ein weiterer prominenter Erdogan- 
Gegner, der türkische Journalist Can 
Dündar, erhebt mit seinem Buch „Le¬ 
benslang für die Wahrheit“ seine Stim¬ 
me gegen die Diktatur am Bosporus. 


Der Chefredakteur der regierungskri¬ 
tischen Tageszeitung Cumhuriyet be¬ 
richtet in dem Band, der am 8. Sep¬ 
tember auf Deutsch erscheint, von sei¬ 
ner Zeit im Gefängnis und darüber, 
„was es heißt, heute als Journalist in 
der Türkei zu arbeiten und dabei sei¬ 
nen Grundsätzen treu zu bleiben“. Can 
Dündar war im Mai zu fünf Jahren und 
zehn Monaten Haft verurteilt worden, 
sein Kollege Erdern Gül zu fünf Jah¬ 
ren. Von Erdogan-hörigen Richtern in 
Istanbul waren sie des Geheimnisver¬ 
rats für schuldig befunden worden, weil 
sie 2015 illegale Waffenlieferungen des 
türkischen Geheimdienstes an Islamis¬ 
ten in Syrien enthüllt hatten. 

Die US-Regierung lässt sich von 
den autoritären Zuständen in Ankara 
nicht abschrecken. Ende August wird 
Vizepräsident Joe Biden mit großem 
Tross in der Türkei erwartet. Es wäre 
der erste offizielle Türkei-Besuch ei¬ 
nes ranghohen Regierungsvertreters 
aus dem NATO-Lager seit Erdogans 
totaler Machtergreifung. Rüdiger Göbel 


Ein Staat zerfällt 

Die international anerkannte Regierung Libyens wird als schwach und unfähig eingeschätzt 


Wir können alles messen und in Lis¬ 
ten fassen - auch die Fieberkurve des 
Staatszerfalls. Der Zerfall Libyens be¬ 
gann im „Arabischen Frühling“. 

Die Gegner Gaddafis galten im Früh¬ 
jahr 2011 als säkulare und friedliche Ver¬ 
treter der Zivilgesellschaft - obwohl man 
doch in den Fernsehnachrichten sah und 
hörte, wie sie mit dem Ruf „Allahu al 
Akbar“ ihre Kanonen abfeuerten. Die 
libysche Armee drängte die Bewaffneten 
der regionalen und religiösen Opposition 
zurück. Und damit wurde der Ruf, die 
„Internationalen Gemeinschaft“ müsse 
eingreifen, immer lauter. 

Behauptungen über Bombenangrif¬ 
fe gegen Zivilisten und Massenverge¬ 
waltigungen wurden ohne Beweise ver¬ 
breitet. Virtuelle Gräuel begründeten 
einen sehr realen Luftkrieg gegen Liby¬ 
en. Die „Flugverbotszone zum Schutz 
von Zivilisten“ wurde ab dem 19. März 
2011 eingerichtet. Sie war in Wirklich¬ 
keit die Luftwaffe der Moslembrüder. 
Ein halbes Jahr und 7 600 Luftangriffe 
benötigte die NATO, um die Aufstän¬ 
dischen zum Sieg zu bomben. Die Fol¬ 
ge waren instabile Regierungen, die in 
ihrem Einfluss regional begrenzt und 


immer wie¬ 
der islamis- 
tisch geprägt 
waren. Und 
eine Vielzahl 
von Milizen, 
die um die 
Macht in Re¬ 
gionen, Städ¬ 
ten und im 
Land kämpf¬ 
ten. Grup¬ 
pen, die sich 
als Teil des IS bekennen, gewannen 
an Macht. Waffen aus Libyen drohen 
weitere Länder der Region zu destabi¬ 
lisieren. 

Der Zerfall, der 2011 begann, ist 
noch lange nicht zu Ende. Und so befin¬ 
den sich heute italienische, französische, 
britische und US-Soldaten in Libyen im 
Einsatz. Das Land wird erneut bombar¬ 
diert. Vordergründig gelten die aktuel¬ 
len Luftangriffe der Unterstützung der 
„international anerkannten Regierung“ 
unter Ministerpräsident Sarradsch. 
Doch vielleicht gibt es schon längst eine 
Arbeitsteilung: die offizielle politische 
Anerkennung der Regierung der Nati¬ 


onalen Einheit - 
und die inoffizi¬ 
elle militärische 
Zusammenarbeit 
mit einem ihrer 
Gegner. 

Am 20. Juli 
starben drei 
französische Sol¬ 
daten bei einem 
Hubschrauberab- 


sischen Soldaten 
operierten womöglich ohne Wissen 
und gegen den Protest der anerkann¬ 
ten Regierung. Die Zeitung „Le Mon¬ 
de“ spricht in diesem Zusammenhang 
von einer diskreten Zusammenarbeit 
der französischen Armee mit Khalifa 
Haftar. Dessen Milizen kämpfen gegen 
Islamisten jeglicher Couleur - und die 
international anerkannte Regierung. 
Khalifa Haftar war einmal hoher Of¬ 
fizier in der libyschen Armee, wechsel¬ 
te aber später die Seiten und lebte seit 
den neunziger Jahren in den USA, wo er 
Kontakte zu organisierten Gegnern von 
Gaddafi hielt. 2011 kehrte er nach Li¬ 
byen zurück. Er gilt als Mann der CIA. 


Die international anerkannte Re¬ 
gierung wird bereits als schwach und 
unfähig eingeschätzt. Wenn der IS in 
Libyen einmal geschlagen ist, werden 
die Machtstrukturen in Libyen wohl 
neu sortiert werden. Mittlerweile zer¬ 
fällt das Land weiter. Bis August 2015 
zählte die UN 435 000 Binnenflücht- 
linge, hunderttausende Flüchtlinge aus 
anderen Ländern. Rund eine Million 
Menschen haben das Land Richtung 
Tunesien verlassen. Und mehr als 2,4 
Mio. Menschen in Libyen brauchen 
humanitäre Unterstützung. Einwoh¬ 
nerzahl: 6 Millionen. 

Wir können alles messen und in 
Zahlen fassen und es gibt eine Liste 
der gefährdeten Staaten. Am Ende die¬ 
ser Liste rangieren stabile Staaten wie 
Norwegen und Finnland. 2010 war Li¬ 
byen ein stabiler Staat auf einem Platz 
im guten Mittelfeld der Liste. Heute 
ist es abgestürzt auf einen Platz weit 
vorne. 

Das Öl, natürlich. Der Kampf der USA 
um Ressourcen und ihre Politik, die 
Moslembrüder zu unterstützen, zer¬ 
störten Libyen - und ein Ende ist nicht 
in Sicht. Manfred Ziegler 
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Granatsplitter in der Bibliothek 

Eindrücke einer Reise mit Donezker Genossen durch die Volksrepublik • 
Von Renate Koppe 


Im Juli fuhr Renate Koppe als Beobachterin der DKP zum 3. Parteitag der KP 
der Donezker Volksrepublik. Auf Einladung der Donezker Genossen bekam sie 
Gelegenheit, die Hauptstadt Donezk und weitere Teile der Donezker Volksrepub¬ 
lik (DVR) zu besuchen. 


Nach dem Parteitag zeigen mir die 
Genossen erst einmal die Hauptstadt 
der DVR, Donezk. Im Zentrum sind 
viele der durch ukrainische Angriffe 
zerstörten oder beschädigten Gebäu¬ 
de bereits wieder aufgebaut, die Parks 
und Grünflächen sind häufig frisch be¬ 
pflanzt. In der Nacht ist es wegen der 
Ausgangssperre ab 23 Uhr auch im 
Zentrum sehr ruhig, deutlich hörbar 
ist jedoch die ukrainische Artillerie, die 
die Stadtränder unter Beschuss nimmt. 

Wenn man in die Außenbezirke im 
Norden oder Westen fährt, merkt man 
sofort, dass der Krieg und die ukraini¬ 
schen Angriffe keineswegs vorbei sind. 
Dort wird fast jede Nacht auf Wohnge¬ 
biete geschossen, man sieht teilweise 
zerstörte Häuserblocks, wo in einigen 
Wohnungen noch Menschen leben. 
Trotz allem sind Familien mit Kindern 
an den warmen Sommerabenden un¬ 
terwegs. Fenster und Türen sind zum 
Teil nur mit Plastikfolien und Holz re¬ 
pariert. Es ist offensichtlich, dass nach 
jedem Angriff versucht wird, alles so 
weit wie es geht wieder bewohnbar zu 
machen. 

Die Genossen erzählen mir, dass es 
in einigen Orten der DVR - wie in Saj- 
zewo bei Gorlowka oder in Spartak in 
der Nähe des völlig zerstörten Donez¬ 
ker Flughafens - noch viel schlimmer 
aussieht. Wiederaufbauarbeiten sind 
dort kaum möglich. Reparaturbriga¬ 
den werden beschossen, wenn sie bei¬ 
spielsweise an der Strom- und Wasser¬ 
versorgung arbeiten. Einige frontnahe 
Orte haben daher keine Strom- und 
Wasserversorgung. 

Die Zahl der Artillerieschläge von 
Seiten der Ukraine hat in den letzten 
Monaten beständig zugenommen. 

Andererseits wird berichtet, dass 
im ganzen Land der Wiederaufbau von 
Wohnraum und Infrastruktur in Gang 
ist. Fast alle Kinder können Schulen 
und Kindergärten besuchen. Da sehr 


viel Industrie und Infrastruktur zer¬ 
stört wurde, es wegen der ukrainischen 
Wirtschaftsblockade an auswärtigen 
Absatzmärkten mangelt, ist die Ar¬ 
beitslosigkeit ein sehr großes Problem; 
zumal es noch keine Arbeitslosenver¬ 
sicherung gibt. Viele Betriebe, die uk¬ 
rainischen Oligarchen gehörten, wur¬ 
den unter staatliche Leitung gestellt, 
meistens dann, wenn sie von ihren Ei¬ 
gentümern stillgelegt wurden. Diejeni¬ 
gen Unternehmen, die in Betrieb sind, 
zahlen häufig ihre Steuern noch an die 
Ukraine, nicht an die Republik. 

Bei einer Nationalisierung dieser 
Unternehmen ist in der gegenwärti¬ 
gen Situation der Absatz der Produk¬ 
te nicht gewährleistet, was u. a. daran 
liegt, dass von Seiten der Russischen 
Föderation Hindernisse in den Weg 
gelegt werden. Allerdings ist das The¬ 
ma der Nationalisierung eines, um das 
auch in der Führung der DVR offenbar 
gerungen wird. Die Kommunisten der 
DVR vertreten die Auffassung, dass 
die grundlegenden Industrieberei¬ 
che - genau wie die Bodenschätze - in 
staatliche Hand gehören. Auch sie se¬ 
hen jedoch, dass eine sofortige Natio¬ 
nalisierung nicht in jedem Fall sinnvoll 
und machbar ist. 

Ein weiteres Problem ist Korrup¬ 
tion. Trotz vieler Maßnahmen blieben 
viele Beamte aus ukrainischer Zeit 
auf ihren Posten, da sie aufgrund ihrer 
Fachkenntnisse benötigt werden. 

★ 


Viele Menschen sind derzeit auf hu¬ 
manitäre Hilfslieferungen angewie¬ 
sen. Die Ukraine zahlt seit 2014 keine 
Renten mehr an die Bürger der Volks¬ 
republiken, seit April 2015 werden 
Renten in der DVR ausgezahlt, die al¬ 


Oben: Gräber von im Jahr 2014 gefal¬ 
lenen Angehörigen der Volksmiliz. 
Rechts: Durch ukrainische Artillerie 
zerstörtes Denkmal auf Saur-Mogila. 


lerdings noch sehr gering sind. Die 
Mindestrente beträgt nach einer Erhö¬ 
hung ab August 2087 Rubel. Auch die 
Löhne sind nach wie vor sehr niedrig, 
weil kaum Geld vorhanden ist, wie mir 
ein Genosse erzählt, der auch Vorsit¬ 
zender einer Branchengewerkschaft ist. 

Am nächsten Tag sind wir zunächst 
in Saur-Mogila, eine strategisch wich¬ 
tige Anhöhe, die im Sommer 1943, 
als der Donbass vom faschistischen 
Deutschland besetzt war, nach verlust¬ 
reichem Kampf von den sowjetischen 
Truppen eingenommen 
wurde und als wichtiger 
Stützpunkt im Kampf 
gegen die Besatzer dien¬ 
te. Dort errichtete man 
zu Sowjetzeiten einen 
Denkmalkomplex. Im 
Sommer 2014 war Saur- 
Mogila im Krieg der 
Ukraine gegen die DVR 
heftig umkämpft und konnte von den 
Milizen der DVR unter großen Verlus¬ 
ten eingenommen und verteidigt wer¬ 
den. Die ukrainische Artillerie zerstör¬ 
te dabei einen großen Teil des Denk¬ 
malkomplexes. Die Regierung der 
DVR hat angekündigt, den Komplex 
wieder aufzubauen und durch eine Ge¬ 
denkstätte für die im Krieg gegen die 
Ukraine gefallenen Soldaten zu ergän¬ 
zen. 

Nicht weit entfernt befindet sich 
das Dorf Rassypnoje, das nahe der 


Absturzstelle der malaysischen Boing 
liegt, die am 17. Juli 2014 abgeschossen 
wurde. Zum 2. Jahrestag findet dort 
eine Trauerkundgebung statt, an der 
Vertreter des Dorfes, der KP, des mit 
der KP befreundeten Frauenverbandes 
und der Priester des Dorfes, der auch 
einen kurzen Trauergottesdienst ab¬ 
hält, sprechen. 

„Heute werden die Schuldigen an 
dieser Tragödie gesucht. Für uns, die 


Einwohner der DVR, hatte es absolut 
keinen Sinn so etwas zu tun (gemeint 
ist der Abschuss des Flugzeuges - Anm. 
d.Verf.). Dies war denen von Nutzen, 
die unsere Republik diskreditieren und 
ihr Image beschädigen wollten. Dies ist 
ein politischer Mord“, sagte der erste 
Sekretär des ZK der KP der DVR, Bo¬ 
ris Litwinow. 

Zwei Tage vorher hatte in einem 
anderen Ort in der Nähe der Absturz¬ 
stelle bereits eine große offizielle Trau¬ 
erfeier unter Teilnahme der Regierung 
der DVR stattgefunden. 

★ 

Zwei Tage später besuchen wir mit den 
Genossen der KP den Süden der DVR, 
wo es viel Landwirtschaft gibt, riesige 
Getreide- und Sonnenblumenfelder 
sind zu sehen. Vor allem bei Getreide 
und Hülsenfrüchten deckt die DVR ih¬ 
ren Bedarf inzwischen selbst. 


Im Dorf Mitschurino im Telmano- 
wo-Bezirk steht ein Thälmann-Denk¬ 
mal. Das Dorf wurde im zaristischen 
Russland von Deutschen gegrün¬ 
det. Zwar spricht fast niemand mehr 
Deutsch, aber die kulturelle Tradition 
ist dort noch lebendig. Im Telmano- 
wo-Bezirk gibt es außerdem Dörfer, 
in denen vorwiegend Menschen grie¬ 
chischer Nationalität leben. Die DVR 
ist dem eigenen Verständnis nach ein 
multinationaler Staat, in dem alle Na¬ 
tionalitäten gleichberechtigt sind. 

Die Einwohner aus Mitschurino 
begrüßen uns herzlich und zeigen uns 
nicht nur das älteste Haus des Dorfes. 
Es ist das ehemalige Kulturhaus des 
Orts, fast 200 Jahre alt, und hat - wie 
andere - unter ukrainischem Artille¬ 
riebeschuss gelitten. Dort gab es früher 
eine Bibliothek, einen Versammlungs¬ 
und Theatersaal. 

Eine Bewohnerin des Dorfs, die 
dort selbst aufgetreten ist, rezitiert 
einige Verse. Das Kulturhaus ist heu¬ 
te aber so zerstört, dass es eigentlich 
nicht mehr als solches genutzt wer¬ 
den kann. Die Bewohner des Dorfes 
haben - soweit möglich - Bücher ge¬ 
rettet und die Bibliothek befindet sich 
nun im Gebäude der Ortsverwaltung. 


Dort gibt es eine kleine Ausstellung, 
in der Bücher, die von Geschosssplit¬ 
tern beschädigt wurden, zusammen mit 
den Überresten der Geschosse gezeigt 
werden. 

Gegen Abend sind wir dann in Se- 
dowo am Asowschen Meer. Die Front 
ist nie weit entfernt in der DVR, auch 
hier ist sie nah. Nach Mariupol, einer 
von den ukrainischen Truppen be¬ 
setzten Hafenstadt, ist es nicht weit, 
sie liegt ebenfalls am Asowschen 
Meer. In Sedowo gibt es Ferienein¬ 
richtungen, die jetzt im Sommer kom¬ 
plett belegt sind. Abends beim Gril¬ 
len mit den Genossen sind die Ex¬ 
plosionen ukrainischer Geschosse 
zu hören. Am nächsten Morgen am 
Strand sind aber schon wieder viele 
Familien mit Kindern dort, manche 
telefonieren mit Verwandten. Thema 
der Gespräche ist auch, ob die Nacht 
daheim ruhig war oder ob geschos¬ 
sen wurde. 

★ 

Den Genossen, die mich sehr freund¬ 
schaftlich aufgenommen haben, war es 
wichtig, dass eine Genossin aus West¬ 
europa in den Donbass gekommen ist 
und dass über die Folgen der militäri¬ 
schen, politischen und wirtschaftlichen 
Aggression des ukrainischen Regimes 
berichtet, die Informationsblockade 
durchbrochen wird. Durch diesen Be¬ 
such ist mir noch stärker deutlich ge¬ 
worden, wie notwendig die Solidarität 
nicht nur mit den Genossinnen und 
Genossen in den Volksrepubliken, son¬ 
dern mit allen antifaschistischen Kräf¬ 
ten im Donbass ist. 

Renate Koppe 

Täglich werden Informationen aus 
den Volksrepubliken des Donbass auf 
Deutsch in der Alternativen Presse¬ 
schau alternativepresseschau.word- 
press.com veröffentlicht. 


Eine Meldung der offiziellen Donezker Nachrichtenagentur vom 5. August, die 
Lage in Krasnyj Partisan ist typisch für die frontnahen Ortschaften der DVR: 
„Die Energietechniker der DVR haben die Stromversorgung der Ortschaft Kras¬ 
nyj Partisan im Jasinowataja-Bezirk vollständig wiederhergestellt, die in der 
Folge von Beschüssen des Territoriums der Republik durch ukrainischeTruppen 
unterbrochen worden war. Die Ortschaft war seit dem Abend des 30. Juli ohne 
Strom“, informierte das Kohle- und Energieministerium der DVR. 

Durch das Feuer der ukrainischen Armee war eine Hochspannungsleitung be¬ 
schädigt worden, in der Folge hatte die ganze Ortschaft keinen Strom. Schon 
am 31. Juli begannen dieTechniker mit der Untersuchung der Schäden, aberdie 
Wiederaufbauarbeiten waren durch die Verminung des Gebietes in der Nähe 
der vom Strom abgeschnittenen Unterstation erschwert. 

„Es mussten Rettungskräfte herangezogen werden, es liefen Verhandlungen 
über die Bereitstellung eines,grünen Korridors'für die Reparaturbrigaden.Trotz 
der Gefahr wurde die Leitung repariert und am 4. August um 14.01 Uhr gab es 
wieder Strom in den Häusern der Einwohner von Krasnyj Partisan“, erklärte 
das Ministerium. 

Die Ortschaft Krasnyj Partisan befindet sich in unmittelbarer Nähe der Kon¬ 
taktlinie. Nach letzten Angaben der örtlichen Behörden leben dort etwa 800 
Menschen, es gibt einen Kindergarten und eine Schule. Durch das Feuer der uk¬ 
rainischen Streitkräfte wurden in Krasnyj Partisan etwa 30 Prozent der Wohn¬ 
häuser zerstört. 


Fast alle Kinder können Schulen und 
Kindergärten besuchen. Da sehr viel 
Industrie und Infrastruktur zerstört 
wurde, es wegen der ukrainischen 
Wirtschaftsblockade an auswärtigen 
Absatzmärkten mangelt, ist die 
Arbeitslosigkeit ein sehr großes Problem 



Das versteckte 
Gutachten 

Frankreich: 35-Stunden- 
Woche wirkt sich positiv aus 

Der Chef der „Inspektion General des 
Affaires Sociales“ (IGAS), Pierre Bois- 
sier, ist ein dienstbarer Mann: als Staats¬ 
sekretär unter Premierminister (und Prä¬ 
sidentschaftsanwärter) Alain Juppe und 
seit 2009 an der Spitze der IGAS, einer 
Behörde mit umfangreichen Kompeten¬ 
zen in sozialen Angelegenheiten. IGAS 
kontrolliert unter anderem die Einhal¬ 
tung des Arbeitsrechts und des Arbeits¬ 
schutzes sowie die Empfänger staatlicher 
Sozialleistungen und bewertet die staat¬ 
liche Sozialpolitik. 

„Mediapart“, eine Onlinepublikati¬ 
on, deckte vergangene Woche auf, dass 
der IGAS-Chef ein Gutachten von Ar¬ 
beitsinspektoren zur 35-Stunden-Woche 
im Schreibtisch verschwinden ließ, weil 
es eine positive Bilanz zieht. Die IGAS 
wäre aber verpflichtet ein solches Gut¬ 
achten der Regierung und der Öffent¬ 
lichkeit zu übergeben, wie die beiden in 
der Behörde vertretenen Gewerkschaf¬ 
ten SMIGAS und CFDT kritisieren. 

Der Bericht passte den bürgerlichen 
Parteien nicht in den Kram, schon gar 
nicht in Vorbereitung des Präsident¬ 
schaftswahlkampfes im Frühjahr 2017. 
Boissiers Begründung für die Geheim¬ 
haltung: Die Arbeitsinspektoren hätten 
Fehler gemacht und sich den Überlegun¬ 
gen von Ökonomen geöffnet, die von der 
herrschenden Lehre abweichen. 

Ungeachtet dessen ist die Bilanz der 
35-Stunden-Woche einer Auswertung 
von Daten der offiziellen Statistiken zu 
entnehmen. Die Arbeitsinspektoren be¬ 
stätigen den positiven Beschäftigungsef¬ 
fekt der Reformen der damaligen Minis¬ 
terin Martine Aubry von 1998 und 2000. 
Demnach seien zwischen 1998 und 2002 
effektiv 350 000 Arbeitsplätze geschaf¬ 
fen worden. Eine vorsichtigere Bewer¬ 
tung ergab hingegen die Evaluierung 
der zwischen 1993 und 2002 geförderten 
150 000 Teilzeit-Jobs. Das Gutachten 
warnte vor einer qualitativen Abwer¬ 
tung von Teilzeitstellen und der steigen¬ 
den Tendenz zu Mehrfach-Jobs. 

Vor dem Hintergrund, dass „die ef¬ 
fektive Arbeitszeit in Frankreich im Ver¬ 
gleich zu den anderen EU-Ländern nicht 
niedriger ist, wenn man die Gesamtar¬ 
beitszeit der Beschäftigten nimmt und 
nicht nur die der Vollzeitarbeitsplätze“, 
wird dieses Gutachten der Arbeitsins¬ 
pektoren die Diskussion um die Arbeits¬ 
zeitverkürzung weiter anfachen. 

Die Gewerkschaft CGT fordert die 
gesetzliche 32-Stunden-Woche bei vol¬ 
lem Lohnausgleich. Angesichts der (un¬ 
ter dem verharmlosenden Slogan „In¬ 
dustrie 4.0“) verstärkt betriebenen Di¬ 
gitalisierung von Arbeitsabläufen zu 
erwartenden Entlassungen in Europas 
größten Ökonomien Deutschland und 
Frankreich nimmt die Forderung nach 
Reduzierung von Arbeitszeit für die ge¬ 
werkschaftliche Mobilisierung an Be¬ 
deutung zu. Georges Hallermayer 


Zuerst die Menschen, 

nicht der Profit 

Lesetipp von Christine Reinicke 

Das Programm der PTB/PVDA ist auf 
Deutsch erschienen: Es ist realistische po¬ 
litische Einschätzung, soziologische Studie, 
Geschichtsbuch und Gesellschaftsentwurf 
zugleich. 

Bündnispolitik: Breite gesellschaftliche 
Bündnisse, ohne marxistische Prinzipien 
aufzugeben 

Geschichte: Selbstkritische Betrachtung der 
eigenen Bewegung. 

Meinungsstreit: Widersprüche innerhalb ei¬ 
ner Partei müssen nicht zur Selbstauflösung 
führen, sondern können Motor für konkrete 
und erfolgreiche Veränderung sein. 
Parteiaufbau: Von 2008 bis 2015 stärkte 
sich die Partei von 2 885 auf über 10 000 
Mitglieder. 

Das Programm bietet mehrere Schlüssel für 
erfolgreiche Arbeit. Es ist ein wirkliches Ge¬ 
meinschaftsprodukt. 

Schwerpunkte: Ökonomie, Frieden, Demo¬ 
kratische Rechte, Umwelt. 

Erhältlich bei: PTB-PVDA-shop, info@ 
ptbshop.be - Boulevard Lemonnier 171, 
1000 Bruxelles 
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Im Bild 
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Weltweit feierten Revolutionäre und Freunde des sozialistischen Kubas wie hier in Havanna den 90. Geburtstag von Fidel Castro. 


... prädestiniert, zu gewinnen 

Er besitzt eine Sprache für jede Gelegenheit und je nach unter¬ 
schiedlichen Gesprächspartnern eine unterschiedliche Art zu über¬ 
zeugen. Er versteht es, sich in die Lage eines jeden Einzelnen zu 
versetzen und verfügt über breite und vielfältige Informationen, 
die es ihm erlauben, sich in jedweder Thematik mit Leichtigkeit 
zu bewegen. Und eines ist mit Sicherheit gewiss: wo, wie und mit 
wem er auch zusammen ist, Fidel Castro ist dafür prädestiniert, zu 
gewinnen. 

Sein Verhalten angesichts von Niederlagen, und sei es im kleinsten 
alltäglichen Verhalten, scheint einer privaten Logik zu gehorchen: 

Er gesteht eine solche nicht einmal ein und hat keine Minute Ruhe, 
bevor er es nicht schafft, die Bedingungen u mz ukehren und sie in 
einen Sieg zu verwandeln. Niemand kann versessener sein als er, 
wenn er es sich vorgenommen hat, einer beliebigen Sache auf den 
Grund zu gehen. Es gibt kein noch so kolossales oder millimeter¬ 
kleines Vorhaben, dem er sich nicht mit unerbittlicher Leidenschaft 
widmen würde. Dies gilt insbesondere, wenn er sich Widrigkeiten 
zu stellen hat. 

In keinem Moment scheint er dann besserer Laune und besseren 
Humors zu sein. Jemand, der glaubt, ihn gut zu kennen, hat einmal 
zu ihm gesagt: „Die Dinge müssen schon sehr schlecht stehen, wenn 
Sie derart guten Mutes sind.“ 

Gabriel Garcia Märquez über Fidel Castro 

Der kolumbianische Schriftsteller, Journalist und Literaturnobelpreisträger war 
ein enger Freund von Fidel Castro. 




Fest am 13. August zu Ehren des Revolutionärs in der Außenstelle der Botschaft der Republik Kuba in 
Bonn. 


^Ftficidades Fidel! 


en_vogler@web.de 



In Essen stießen Mitglieder der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba auf das Wohl des 
Geburtstags„kindes“ an. 
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Bereit sein, die Regeln der EU zu brechen 

Das Euro-Regime hat die Rechten stark gemacht, sagt der 
EU-Parlamentsabgeordnete Fabio De Masi 


Günter Pohl zur russisch-türkischen Annäherung 

Energetische Freundschaft 


Fabio De Masi wurde 2014 für die 
Partei „Die Linke“ ins EU-Parlament 
gewählt und ist Mitglied im Ausschuss 
für Wirtschaft und Währung des Eu¬ 
ropäischen Parlaments. Der Ökonom 
ist einer der Initiatoren des „ Eurexit“- 
Aufrufs, der einen linken Ausstieg aus 
dem Euro-Regime für dringlich hält. 

UZ: Was war der Anlass dafür, den Auf¬ 
ruf zur Abwicklung des Euro zu begin¬ 
nen? 

Fabio De Masi: Es ist ein Aufruf in der 
Linken, überhaupt wieder ohne Tabus 
über den Euro zu sprechen. Und damit 
ist nicht meine Partei gemeint, sondern 
alle, die sich der verheerenden Kür¬ 
zungspolitik in der Euro-Zone wider¬ 
setzen möchten. Das griechische Trau¬ 
ma hat dabei eine Rolle gespielt. 

UZ: Als Mitglied des EU-Parlaments 
machst du dir wahrscheinlich wenig Il¬ 
lusionen über den Charakter der EU. 
Was ist gerade am Euro so schlimm? 
Man könnte doch meinen, dass es uns 
egal sein kann, ob wir in einem System 
ausgebeutet werden, dass mit Euro oder 
alter D-Mark funktioniert. 

De Masi: Der EU-Kommissionsprä- 
sident Juncker und der Präsident des 
Europäischen Parlaments Schulz sag¬ 
ten vor dem griechischen Referendum 
über die Troika-Forderungen: „Ein Oxi 
(Nein!) zur Kürzungspolitik ist mit dem 
Euro unvereinbar.“ Wir müssen daher 
beantworten, was wir tun, wenn die 
Linke etwa nur in Griechenland oder 
Portugal regiert. Die EZB hat den grie¬ 
chischen Banken den Geldhahn abge¬ 
dreht, weil sich Syriza zunächst weiger¬ 
te, weiter Löhne und Renten zu kürzen. 
Wer also die Kürzungspolitik beenden 
möchte, muss die eigene Geldversor¬ 
gung sicherstellen. 

UZ: Die verheerenden Folgen des Euro 
auf die Volkswirtschaften im Süden Eu¬ 
ropas sind ja wohl klar? Was ist mit 
Deutschland? 



De Masi: Frankreich wollte Deutsch¬ 
land einst über den Euro bändigen. Nur, 
wer den Tiger mit einem Rehkitz in den 
Käfig sperrt, muss sich nicht wundern, 
dass das Rehkitz gefressen wird. Es 
gibt sicher auch Belegschaften, die vom 
deutschen Export-Nationalismus profi¬ 
tieren, weil sich Frankreich oder Italien 
nicht mehr durch Abwertung ihrer Wäh¬ 
rung wehren können. Mittlerweile be¬ 
nutzt die deutsche Industrie die Eurozo¬ 
ne als verlängerte Werkbank, um etwa 
nach Asien zu exportieren. Der Euro ist 
der Goldstandard des deutschen Wirt¬ 
schaftsnationalismus. Würde „Die Lin¬ 
ke“ in Deutschland regieren, würden wir 
aber den Tiger zum Vegetarier machen 
und für höhere öffentliche Investitionen 
und Löhne streiten. Ich streite nicht für 
die D-Mark, sondern für Selbstverteidi¬ 
gung der Rehe gegen den Tiger. 

UZ: Könnte man nicht einfach abwar- 
ten, bis das System des Euro von selbst 
zerfällt? 

De Masi: Das wäre Verelendung, und 
bis dahin haben die Le Pens Europa im 
Griff. 


UZ: Warum plädiert ihr für ein Eu¬ 
ropäisches Währungssystem (EWS)? 

De Masi: Ohne Stabilisierung der 
Wechselkurse und selektive Kon¬ 
trollen des Kapitalverkehrs würde 
in schwachen Volkswirtschaften eine 
unkontrollierte Abwertung drohen. 
Wenn dann etwa wichtige Importe 
nicht finanziert werden können, lan¬ 
det man vom Regen in der Traufe. Ich 
glaube aber nicht, dass die EZB ein 
Interesse am Währungschaos hätte. 
Schließlich gibt es 
noch ein EWS mit 
Dänemark, das 
auch die EZB zur 
Stabilisierung der 
dänischen Krone 
verpflichtet. Denn 
der Binnenmarkt - 
das Herzstück der 
marktradikalen 
EU - würde sonst 
gar nicht funktio¬ 
nieren. 

Natürlich war 
auch das EWS 
nie perfekt. Dar¬ 
über hinaus brau¬ 
chen wir eine 
Industriepoli¬ 
tik, die Ländern 
wie Griechen¬ 
land eine geringe¬ 
re Abhängigkeit 
ihrer Wirtschaft 
vom Ausland er¬ 
möglicht. Das hat 
nichts mit Natio¬ 
nalismus zu tun. In 
Anlehnung an den 
Papst: Die Globa¬ 
lisierung tötet. Der 
Klimawandel er¬ 
fordert eine Stär¬ 
kung der Binnen¬ 
wirtschaft. 

UZ: Britanni¬ 

en war nie Euro- 
Mitgliedstaat und 
deshalb auch von der Eurokrise ver¬ 
schont. Dennoch haben die Briten 
mehrheitlich für den Austritt aus der 
EU gestimmt. 

De Masi: Die Briten trieb laut Um¬ 
fragen die Angst vor Lohndumping, 
der Mangel an Wohnraum sowie der 
Zustand des Gesundheitswesens um. 
Bei der Zuwanderung hat der EU- 
Binnenmarkt seinen Beitrag zu den 
Ängsten geleistet, weil etwa ein pol¬ 
nischer Beschäftigter gemäß dem 
sogenannten Herkunftslandprinzip 
nicht nach dem britischen Tarif son¬ 
dern nach polnischem Niveau bezahlt 
werden darf. Kürzungspolitik haben 
die Tories freiwillig gemacht, obwohl 
sie auch ohne Euro etwa dem Stabi- 
litäts- und Wachstumspakt unterlie¬ 
gen. Ein Euro-Austritt reicht daher 
natürlich nicht. Eine linke Regierung 
muss bereit sein, auch EU-Regeln zu 
brechen. Selbst die französische und 
italienische Regierung diskutieren da¬ 
rüber mittlerweile offen. 

UZ: Wenn mich nicht alles täuscht, 
sind große Teile deiner Partei, der 
Linkspartei, Anhänger der EU, und 
zwar einschließlich des Euro. Die 
Rückkehr zur D-Mark sei rückschritt¬ 
lich, wird gesagt. Und in der Tat sind es 
vor allem Rechte, die diese Rückkehr 
fordern. Die AfD ist als Anti-Euro- 
Partei entstanden. Was sagst dazu? 

De Masi: Unter den Wählerinnen und 
Wählern der Linken dominieren EU¬ 
kritische Positionen. Das Programm 
der Linken ist EU-kritisch und die 
PDS sagte einst: „Euro - so nicht!“. 
Der Front National und die Rest-AfD 
sind auch gegen das Handelsabkom¬ 
men TTIP mit den USA. Sollen wir 
deswegen dafür sein? Die Kürzungs¬ 
politik und das Euro-Regime haben 
die Rechten in Europa stark gemacht. 
Die Spielregeln des Euros sind so 
rechts, dass man eine rechte Regierung 


eigentlich gar nicht mehr braucht, um 
die Bevölkerung zu bestehlen. 

UZ: Welche Chancen siehst du, dass 
die Eurexit-Position zur akzeptierten 
Programmatik deiner Partei wird? 

De Masi: Das ist nicht mein Ziel. Mir 
würde es reichen, wenn wir wie der 
portugiesische Linksblock „keine Op¬ 
fer für den Euro“ fordern und neben 
der Reform der Euro-Zone auch eine 
Alternative zum unkontrollierten 


Zerfall der Währungsunion anbieten. 

Was machen wir denn etwa, wenn 
das erste Land austritt? Schicken wir 
eine Protestnote, dass sie sich nicht 
an unser Parteiprogramm gehalten 
haben? Und wenn ohne Euro alles 
schlimmer wäre, warum haben wir 
dann der Linksregierung in Island 
damals nicht die Aufnahme von Bei¬ 
trittsverhandlungen empfohlen? Is¬ 
land ist aber besser durch die Krise 
gekommen als die Krisenstaaten in 
der Euro Zone. 

UZ: Im Aufruf wird gefordert, man 
müsse „der jetzigen Machtposition 
der EZB ein Ende bereitenAn an¬ 
derer Stelle heißt es: „ Wir wollen eine 
grundlegende Reform des Finanzsys¬ 
tems. Das Kasino muss geschlossen 
werdenDas gefällt mir gut. Aber was 
genau ist damit gemeint? 

De Masi: Die EZB ist nicht demokra¬ 
tisch kontrolliert. Die EZB ist mäch¬ 
tig genug, um die Spekulation gegen 
Euro-Staaten zu unterbinden. Das hat 
sie ja mit der bloßen Ankündigung 
bewiesen, notfalls unbegrenzt Anlei¬ 
hen von Euro-Staaten zu kaufen. Al¬ 
lerdings verlangt die EZB dafür einen 
Preis: Strukturreformen - also Lohn- 
und Rentenkürzungen sowie Privati¬ 
sierungen. Und das billige Geld der 
EZB landet wegen der Kürzungspo¬ 
litik nicht in der realen Wirtschaft 
sondern auf den Finanzmärkten und 
züchtet neue Blasen. 

Wir brauchen eine strikte Regu¬ 
lierung der Finanzmärkte - etwa die 
Trennung des Investmentbanking 
vom seriösen Kreditgeschäft - um 
etwa die Deutsche Bank ohne Ge¬ 
fahr für die Finanzstabilität abzuwi¬ 
ckeln. Und wir brauchen Zentralban¬ 
ken, die öffentliche Investitionen statt 
die Börsen finanzieren. Genau das ist 
gemäß den EU-Verträgen aber ver¬ 
boten. 

Interview: Lucas Zeise 


Einen Monat nach dem Putschversuch 
gegen die türkische AKP-Regierung 
um Präsident Recep Tayyip Erdogan ist 
noch immer offen, wer dahinter steckt. 
Ungeachtet dessen geht die Verfolgung 
und Bestrafung der Leute der rechten 
Gülen-Bewegung, von Erdogan als 
Drahtzieher festgelegt, weiter. Zudem 
stehen Kemalisten, aber auch Linke, 
Kurden und Aleviten aus dem In- und 
Ausland, unter physischem Druck von 
AKP-Leuten, die sich „Demokratie¬ 
wächter“ nennen, aber deren ohnehin 
dünne Basis in der Türkei beseitigen 
wollen. 

Fetullah Gülens Bewegung „Hiz- 
met“ ist Fleisch vom Fleisch der AKP, 
mit der es nach Korruptionsvorwürfen 
gegen Erdogan vor drei Jahren zum 
Bruch kam; Fetullah Gülen tauchte in 
den USA unter. 

Also beschuldigt Erdogan mit Gü¬ 
len die USA. Mit denen teilt sich die 
Türkei die NATO-Mitgliedschaft ge¬ 
nauso wie mit EU-Türsteher Deutsch¬ 
land; beide haben Soldaten und Kriegs¬ 
gerät in der Türkei stationiert. Wenn 
nun die USA beschuldigt werden, über 
die Bande Gülen auf Putsch gespielt zu 
haben, und wenn der EU und Deutsch¬ 
land Angst mit einer Aufkündigung des 
Flüchtlingsabkommens gemacht wird, 
wobei damit fast mehr deren Mitwisser¬ 
oder -täterschaft suggeriert denn das 
visumfreie Einreisen in die EU ange¬ 
mahnt wird - dann haben sich tatsäch¬ 
lich ein paar Koordinaten nachhaltig 
verschoben. 

Bislang konnte die Türkei in jedwe¬ 
de Provokation geschickt werden, ob 
gegen den Irak, Syrien oder zuletzt die 
Russische Föderation; immer hätte bei 
entsprechender Antwort der NATO- 
Verteidigungsfall ausgerufen werden 
können, gar müssen. Der Abschuss ei- 


Vor acht Jahren warnte die UZ davor, 
dass mit der Einführung des „Gesund¬ 
heitsfonds“ der von SPD/Grünen ein¬ 
geleitete „Systembruch“ in der deut¬ 
schen Krankenversicherung vollendet 
werde: „Der Gesundheitsfonds tritt an 
die Stelle der bisherigen, bei den ein¬ 
zelnen Kassen auflaufenden Beitrags¬ 
summen ... Mit dem Gesundheitsfonds 
wird ein historischer Grundsatz bishe¬ 
riger bürgerlicher Sozial- und Gesund¬ 
heitspolitik zu Lasten der Lohnabhän¬ 
gigen aufgegeben. Der Lohnbezug, und 
die paritätische Aufteilung der Versi¬ 
cherungsbeiträge zwischen Kapitalis¬ 
ten und lohn- und gehaltsabhängig Be¬ 
schäftigten wird geknackt.“ 

Wir hatten damals vor den „Be¬ 
gehrlichkeiten“ gewarnt, die diese 
gewaltige „Spardose“ wecken werde. 
Sie werde Regierungen geradezu ma¬ 
gisch anziehen, um damit Löcher im 
Bundesetat zu stopfen. Und genauso 
kommt es jetzt. Am 3. August berichte¬ 
ten die „Deutschen Wirtschafts-Nach¬ 
richten“ über einen Gesetzentwurf des 
Bundeskabinetts: „Die Bundesregie¬ 
rung entnimmt im kommenden Jahr 
rund tausend Millionen Euro zur Ver¬ 
sorgung von Flüchtlingen aus dem Ge¬ 
sundheitsfonds. Durch die Maßnahme 
sollen die Krankenkassen vor zu gro¬ 
ßen finanziellen Belastungen bewahrt 
werden.“ Nebenbei wurde gemeldet, 
dass weitere 500 Millionen Euro für 
Investitionen in die so genannte „tele- 
medizinische Infrastruktur“ entnom¬ 
men werden. Der Gesundheitsfonds 
sei mit 10 Milliarden Euro „derzeit gut 
gefüllt. Mit der Entnahme des Gelds 
für die Flüchtlinge wolle die Bundes¬ 
regierung vermeiden, dass aus deren 
Gesundheitsversorgung zu große Be¬ 
lastungen für die Kassen - und damit 
möglicherweise Beitragssteigerungen 
für die Versicherten - erwachsen.“ 

Gleich mehrere Lügen stecken in 
dieser Meldung. 

Erstens die Behauptung der Regie¬ 
rung, dass die Kassen „entlastet“ wer- 


nes russischen Kampfflugzeugs im ver¬ 
gangenen Jahr konnte Europa also ei¬ 
nen Krieg zwischen Russland und der 
NATO bringen. Da das nicht ernsthaft 
das Ziel war und man in Brüssel von 
Besonnenheit bei der russischen Regie¬ 
rung ausgehen konnte, reichte es den 
Provokateuren vielmehr einen Keil in 
sich entwickelnde Bezugspunkte zwi¬ 
schen den beiden Ländern zu schlagen. 

Denn obwohl doch beide Seiten in 
ihrer Haltung zur Rechtmäßigkeit der 
syrischen Regierung eklatante Unter¬ 
schiede haben und auf entgegengesetz¬ 
ten Seiten der Barrikaden stehen, sind 
andere Interessen groß genug, um sich 
angesichts gemeinsamer Feinde einer 
- solange die AKP regiert, gewiss tem¬ 
porären - Zweckfreundschaft zuzuwen¬ 
den. Auch wenn Russland eine säkulare 
Türkei, die sich nicht gegen den Zusam¬ 
menhalt Syriens engagiert, selbstver¬ 
ständlich lieber sähe. 

Wem also nutzt es? Kriege „bre¬ 
chen“ nicht einfach „aus“, sondern ha¬ 
ben politökonomische Interessen zur 
Grundlage. So ist das auch mit Auf¬ 
ständen gegen Regierungen. Daher ist 
das gemeinsame Gaspipeline-Projekt 
durch das Schwarze Meer unter meh¬ 
reren Faktoren offensichtlich das Ele¬ 
ment, das die verschobenen Koordina¬ 
ten gleichermaßen für die einen verur¬ 
sacht wie für die anderen trägt: gut für 
die Türkei und die Russische Födera¬ 
tion wegen der Gewinnbeteiligung am 
Transport, schlecht für die EU wegen 
der von Russland jetzt auch noch auf 
die Türkei erweiterten Energieabhän- 
gigkeit. 

Freundschaften taugen nicht ohne ihre 
Antithese, und Feindschaften gebären 
regelhaft Zweckfreundschaften. Es 
wird nicht die letzte Wendung gewesen 
sein. Keile liegen genug herum. 


den sollen. Das Gegenteil ist der Fall; 
den Kassen und ihren Beitragszahlern - 
hauptsächlich den Lohnabhängigen - 
werden 1,5 Mrd. Euro geklaut. Längst 
hätten aus diesem Fonds z.B. die Kas¬ 
senbeiträge gesenkt werden können. 
Stattdessen bleiben die Unternehmer 
seit Jahren verschont. Ihr Beitragsanteil 
bleibt bei nur noch 7,3 % eingefroren. 

Zweitens die Lüge, dass die Kran¬ 
kenkassen zuständig seien. Eine ge¬ 
samtgesellschaftliche Aufgabe soll auf 
die gesetzlichen Krankenkassen bzw. 
deren Beitragszahler abgewälzt wer¬ 
den. Privatkassen mit ihren Besserver¬ 
dienenden und Beamten sowie das ge¬ 
samte Unternehmerlager werden aus¬ 
geklammert. 

Drittens die unterschwellige Be¬ 
hauptung, dass die Flüchtlinge „Kos¬ 
tentreiber“ seien. Bereits im Februar 
hatte eine ähnliche Horrormeldung 
der „Frankfurter Rundschau“ für bö¬ 
ses Blut gesorgt. „Bild“ und AfD nutz¬ 
ten diese Fehlmeldung sofort zur Het¬ 
ze gegen Flüchtlinge aus. In Wirklich¬ 
keit stellen 18- bis 34-jährige Männer 
die mit großem Abstand zahlreichste 
Gruppe der Flüchtlinge und Asylbe¬ 
werber. Genau diese Gruppe ist jedoch 
im Ausgabenprofil der Krankenkassen 
die mit großem Abstand preiswertes¬ 
te. Männer zwischen 18 und 34 kriegen 
nun mal keine Kinder. Sie haben meist 
gesunde Zähne und leiden noch nicht 
unter Krebs oder Zivilisationskrank¬ 
heiten, die bei den Kassen besonders 
hohe Kosten verursachen. 

Viertens wird vertuscht, dass so ganz 
nebenbei weitere 500 Millionen Euro 
in die Taschen der medizintechnischen 
Industrie gestopft werden, die mit der 
Digitalisierung des Gesundheitssektors 
nicht nur den „gläsernen Patienten“ ge¬ 
schaffen haben, sondern über den Ge¬ 
sundheitsfonds eine nie versiegende zu¬ 
sätzliche Finanzierungsquelle für sich 
gefunden und geschaffen haben. 

Die alte Prognose hat sich leider als 
vollkommen richtig erwiesen. 



Der EZB-Turm im Frankfurter Ostend 


Hans-Peter Brenner zur Nutzung des „Gesundheitsfonds a 

Drei Lügen und eine Vertuschung 
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Netzwerk militanter Neonazis 

Die „Generation Hoyerswerda“ führt heute in Brandenburg die Angriffe auf Flüchtlinge an 


„Es gibt deutliche Anzeichen dafür, 
dass Neonazis aus den aktuellen Mo¬ 
bilisierungen gegen Flüchtlinge ablei¬ 
ten, die Zeit sei gekommen, um ihre po¬ 
litischen Ziele mit organisierter Gewalt 
durchzusetzen. Können wir aus der jün¬ 
geren Geschichte und dem NSU-Kom- 
plex lernen, wie eine solche Entwick¬ 
lung zu verhindern ist?“, schreiben die 
Herausgeberinnen des Bandes „Ge¬ 
neration Hoyerswerda. Das militante 
Netzwerk der Neonazis in Branden¬ 
burg“, Heike Kleffner und Anna Span¬ 
genberg, in ihrem Vorwort. ( S '. 1 7) 

Am 2. August meldete die „Frank¬ 
furter Allgemeine Zeitung“, das BKA 
warne erneut vor einer weiteren Zu¬ 
nahme rechter Gewalt gegen Flücht¬ 
lingen. Bis August wurden bundesweit 
665 Straftaten gezählt, die sich gegen 
Asylunterkünfte richteten, davon 613 
Fähe von „rechtsmotivierten Tätern“. 
Man gehe von 118 Gewaltdelikten aus, 
darunter 55 Brandstiftungen, 9 Verge¬ 
hen gegen das Sprengstoffgesetz und 4 
Fähe von Herbeiführen einer Spreng¬ 
stoffexplosion. In 262 Fällen wurden 
Sachbeschädigungen begangen, in 148 
Propagandadelikte wie das Verwenden 
von Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen. 

Fast täglich gibt es neue Meldun¬ 
gen. Auch aus Berlin und dem Bran- 
denburgischen. Schon im September 
2015 musste die Brandenburger Polizei 
dreimal mehr rassistische Gewalttaten 
vermelden als im gesamten Jahr 2014 
zusammengenommen. 

Seit Erscheinen des Buches „Gene¬ 
ration Hoyerswerda“ hat die Zahl der 
Anschläge weiter zugenommen. Auch 
im Land Brandenburg. Dort fühlt man 
sich an fürchterliche Ereignisse erin¬ 
nert - so an Hoyerswerda 1991. Damals 
wurden ein Wohnheim für Vertragsar¬ 
beiter sowie ein Flüchtlingswohnheim 
angegriffen. Teilweise standen zwi¬ 
schen dem 17. und 23. September 1991 
bis zu 500 Personen vor den Heimen 
und beteiligten sich an den Angriffen. 
Dem folgte eine Serie ausländerfeind- 
licher Ausschreitungen zu Anfang der 


1990er Jahre in Deutschland. Kleffner 
und Spangenberg machen darauf auf¬ 
merksam, dass es Kontinuitäten gibt - 
Entwicklungen vom Anfang der 1990er 
Jahre an bis in die Gegenwart. Damit 
beschäftigt sich eine ganze Reihe von 
Beiträgen in diesem Buch. 

Über die „Anfänge“ zu Beginn der 
90er Jahre schreiben Jeanette Goddar 
(„Und dann kamen nur zwei Polizisten. 
Ein Blick zurück in die 1990er-Jahre“), 
David Begrich („Hoyerswerda und 
Lichtenhagen: Urszenen rassistischer 
Gewalt in Ostdeutschland“) sowie Gi¬ 
deon Botsch („Vor Hoyerswerda. Zur 
Formierung des Neonazismus in Bran¬ 
denburg“). Die Fakten, die hier und 
in den folgenden Beiträgen vermittelt 
werden, die Zusammenhänge, die auf¬ 
gedeckt werden, beeindrucken. Die Ur¬ 
sachen dafür, warum nach dem 3. Ok¬ 
tober 1990 - eigentlich schon nach der 
Grenzöffnung am 9. November 1989, 
als nicht nur die Republikaner im Os¬ 
ten aktiv wurden - in den Neuen Bun¬ 
desländern, vor allem in Brandenburg, 
relativ schnell faschistische Strukturen 
entstanden, werden analysiert. Doch 
bereits ab Beginn der 1980er Jahre wa¬ 
ren im Zuge der „Ausdifferenzierung 
jugendkultureller Milieus Strömungen 
entstanden, die sich in scharfer Ab¬ 
grenzung von der politischen Kultur im 
Land zu neonazistischen und rassisti¬ 
schen Einstellungen bekannten“, eine 
offene gesellschaftliche Auseinander¬ 
setzung - auch um das „Warum“ - blieb 
aus ( Begrich, S. 34). 

Ulli Jentschs Beitrag „Im ,Rassen¬ 
krieg’. Von der nationalsozialistischen 
Bewegung zum NS-Untergrund“ macht 
deutlich, aus welchem „Milieu der NSU 
erwuchs, welche politischen und sozia¬ 
len Bedingungen seine Entstehung be¬ 
günstigten. Während die Aufarbeitung 
der Wechselwirkungen von rassisti¬ 
schem Mob, NSU und Geheimdiens¬ 
ten gerade noch läuft, sieht es derzeit 
so aus, als müssten wir dieses Wissen 
bereits jetzt lernen anzuwenden, um 
eine neue Generation ,Terror’ zu ver¬ 
hindern.“ (5. 71) 


Über „Militante Netzwerke“ der 
Nazis schreiben Gideon Botsch („Nati¬ 
onalismus - eine Idee sucht Handelnde. 
Die Nationalistische Front als Kader¬ 
schule für Neonazis“), Heike Kleffner 
(„Auf vollständige Aufklärung warten 
wir immer noch. Eine Spurensuche: 
Carsten Szczepanski und die United 
Skins“), Marie Kwiatek und Michael 
Weiss („White Power Skinheads. Das 
Netzwerk von Blood & Honour Bran¬ 
denburg“), Maik Baumgartner („Weiße 
Bruderschaft. Die Netzwerke des Neo¬ 
nazi-Kaders Maik Eminger“), Simone 
Wendler („Die 1. Werwolf-Jagdeinheit 
Senftenberg und der Mord anTimo K.“) 
sowie Maik Baumgartner („Sieg oder 
Walhalla. Die unaufgeklärten Taten der 
Nationalen Bewegung“). Auch die Rol¬ 
le des Staates wird beleuchtet - und da 
gibt sehr viele offene Fragen. Christoph 
Kopke schreibt über „Polizei und mili¬ 
tanter Neonazismus in Brandenburg“, 
Dirk Laabs über „Die V-Mann-Karriere 
des Carsten Szczepanski“ und Antonia 
von der Behrens über „Gedächstnislü- 
cken und gesperrte Akten. Der bran- 
denburgische Verfassungsschutz im 
NSU-Prozess“. 

Übrigens: Als das Buch „Generation 
Hoyerswerda“ in Druck ging, mussten 
die Herausgeberinnen Heike Kleffner 
und Anna Spangenberg noch konsta¬ 
tieren (S. 10): „Nach der Selbstenttar¬ 
nung des Nationalsozialistischen Unter¬ 
grunds (NSU) im November 2011 war 
immer deutlicher geworden, dass es ein 
weitverzweigtes Netzwerk von Neona¬ 
zis gab und gibt, die von Morden und 
Anschlägen des NSU gewusst, sie ge¬ 
billigt oder sie unterstützt haben müs¬ 
sen. Waren auch märkische Neonazis 
in dieses Netzwerk eingebunden? Und 
wenn ja, sind sie heute noch aktiv? (...) 
In Brandenburg hat das NSU-Kerntrio 
Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe, so¬ 
weit bekannt, weder gemordet noch 
andere Straftaten begangen. Das mag 
erklären, weshalb die Potsdamer Lan- 
despolitik eine Aufarbeitung rechtster¬ 
roristischer Aktivitäten und Netzwerke 
in den 1990er- und 2000er-Jahren - wie 


sie in anderen Bundesländern durch 
mittlerweile zehn parlamentarische Un¬ 
tersuchungsausschüsse geleistet wurde 
und wird - bislang nicht für notwen¬ 
dig hält.“ Ein NSU-Untersuchungsaus- 
schuss war auch im Frühjahr 2016, als 
das Buch erschien, noch nicht in Sicht. 

Doch vor etwa einem Monat konsti¬ 
tuierte sich im Brandenburger Landtag 
endlich der „Untersuchungsausschuss 
zur organisierten rechtsextremen Ge¬ 
walt und Behördenhandeln, vor allem 
zum Komplex Nationalsozialistischer 
Untergrund (NSU)“. 

Die zehn Mitglieder des Branden¬ 
burger Ausschusses sollen nun in den 
kommenden Monaten nicht nur auf¬ 
klären, ob der Brandenburger Verfas¬ 
sungsschutz die Taten des NSU begüns¬ 
tigt oder sogar die Strafverfolgung er¬ 
schwert hat. Es ist wahrscheinlich, dass 
Brandenburgs VS mögliche Erkennt¬ 
nisse über das NSU-Trio Uwe Mund¬ 
los, Uwe Böhnhardt und Beate Zschä¬ 
pe nicht an andere ermittelnde Landes¬ 
und Bundesbehörden weitergeleitet hat. 
So sollen Akten teilweise geschwärzt 
worden sein und Verfassungsschützer 
nur sehr beschränkte Aussagegenehmi¬ 
gungen erhalten haben. Vor allem die 
Rolle des Brandenburger V-Manns „Pi- 
atto“ steht im Mittelpunkt der Unter¬ 
suchungen. Übrigens: „Piatto“ das war/ 
ist Carsten Szczepanski, ein einschlägig 
vorbestrafter Nazi. Der kam aus dem 
Umfeld der „Nationalistischen Front“, 
die 1985 in Westdeutschland gegründet 
worden war und ab 1990 in Branden¬ 
burger Orten Jugendgruppen aufbaute. 
1992 wurde die Partei verboten. 

Schon ab 1990 wurden strafrechliche 
Ermittlungen immer dann, wenn sie für 
Szczepanski gefährlich wurden, „nicht 
weiter verfolgt, oder der Neonazi wurde 
aus der Schusslinie genommen.“ (5. 14, 
siehe auch die entsprechenden Beiträge 
von Kleffner bzw. Kopke) 

Nach der Sommerpause sollen zu¬ 
nächst Experten zu den Themen V- 
Leute, Sicherheitsarchitektur und Neo¬ 
nazis in Brandenburg angehört werden. 
In einer zweiten Anhörung wollen sich 


die Abgeordneten im Oktober über die 
Entwicklung der Nazi-Szene in Bran¬ 
denburg seit 1989/90 informieren. „Ge¬ 
neration Hoyerswerda“ sollte für sie 
Pflichtlektüre sein. 

Das Buch endet mit „Rückblicken 
und Ausblicken“, Gesprächen mit Chris¬ 
tof oro Rautenberg, Generalstaatsanwalt 
des Landes Brandenburg, sowie mit 
Manja Präkels, Schriftstellerin und Mu¬ 
sikerin. Einen Ausblick über mögliche 
weitere Radikalisierungen im Zusam¬ 
menhang mit Angriffen auf Flüchtlinge 
gibt Andrea Röpke, die auch auf Konti¬ 
nuitäten verweist und vor der Aufbruch¬ 
stimmung warnt, die bei den erfahrenen 
Nazikadern herrscht. 

Eine Chronik der Ereignisse von 
1990 bis 1999 von Christoph Schulze 
(„Das Jahrzehnt der Glatzen“), Abbil¬ 
dungen sowie ein Sach- und ein Perso¬ 
nenregister ergänzen die umfassende 
und wichtige Publikation. Nina Hager 

Generation Hoyerswerda. Das Netz¬ 
werk militanter Neonazis in Branden¬ 
burg. Herausgeber Heike Kleffner und 
Anna Spangenberg, be.bra-Verlag, 
Berlin-Brandenburg 2016, 304 Seiten, 
20,- Euro, ISBN 978-3-89 809-127-5 
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Sklaverei als „Menschenrecht“ 

... ist heute noch nicht Geschichte 


„Die bürgerliche Revolution in Eng¬ 
land, den USA und Frankreich hat der 
Sklaverei zu einem ungeheuren Auf¬ 
schwung verholfen. Vorherrschende 
Auffassung ist heute, dass die Sklave¬ 
rei dieser Länder ein Verstoß gegen die 
von ihnen verkündeten Menschenrech¬ 
te, Werte und Prinzipien gewesen sei. 
Das ist eine grobe Verfälschung der Tat¬ 
sachen. Die Sklaverei diente vielmehr 
der Verwirklichung des wichtigsten bür¬ 
gerlichen Menschenrechts, der Freiheit 
der Verfügung über Privateigentum.“ 
Mit diesen Worten begann der Au¬ 
tor, Rainer Roth, auf dem UZ-Presse- 
fest 2016 die Vorstellung seines neu¬ 
esten Buches, dessen Titel nur schein¬ 
bar in die Vergangenheit verweist. So 
schrieb Charles Prospere, Direktor 
des „1804 Institute“, kürzlich zu Haiti: 
„Die Diktatur der Internationalen Ge¬ 
meinschaft ist entschlossen, das eigene 
Programm gegen den Willen der Ein¬ 
wohner von Haiti durchzusetzen. Die 
Rückkehr zur Sklaverei in der Form der 
Ausbeutung durch Konzerne ist gerade 
jetzt sehr wahrscheinlich.“ 

Mit sorgfältiger Akribie und genau¬ 
er Geschichtskenntnis analysiert Rai¬ 
ner Roth die historische Entwicklung 
der Inhalte und Bezüge der verschiede¬ 
nen Menschenrechtserklärungen. 

Danach entstand ausgerechnet in 
Virginia mit der Virginia Bill of Rights 
(12. Juni 1776) die erste Menschen¬ 
rechtserklärung der Welt. Sie ging 
auf einen Entwurf des Sklavenhalters 
George Mason zurück. Virginia war 
mit seinen 200 000 Sklaven der größ¬ 
te Sklavenhalterstaat der dreizehn Ko¬ 
lonien, die die Vereinigten Staaten von 


Amerika gründeten. Sklavenhalter aus 
Virginia stellten die ersten Präsidenten 
der USA. 

Im Artikel 1 erklärte dieser Skla¬ 
venhalterstaat: „Alle Menschen sind 
von Natur aus gleichermaßen frei und 
unabhängig und besitzen gewisse ange¬ 
borene Rechte ... nämlich den Genuss 
von Leben und Freiheit, mit Hilfe der 
Mittel (with the means), Eigentum zu 
erwerben und zu besitzen und Glück 
und Sicherheit zu erstreben und zu er¬ 
langen.“ 

Die Sklaven Virginias konnten aber 
nicht Eigentum erwerben, da sie selbst 
nur als bewegliche Sache (chattel) gal¬ 
ten, nicht als Menschen, und als solche 
Eigentum anderer waren. Menschen 
mit Rechten waren nur ihre Eigentü¬ 
mer. Die „Menschenrechte“ der Skla¬ 
ven waren in terroristischen Sklavenge¬ 
setzen definiert, die bis 1865 galten, der 
Verfassung der USA entsprachen und 
den Sklavenhaltern „absolute Macht“ 
über die Sklaven sichern sollten. 

Auch in der französischen Erklä¬ 
rung der Menschenrechte von 1789 wird 
in Artikel 2 ausgeführt: „Der Zweck je¬ 
der politischen Vereinigung ist die Er¬ 
haltung der natürlichen und unantast¬ 
baren Menschenrechte. Diese sind das 
Recht auf Freiheit, das Recht auf Eigen¬ 
tum, das Recht auf Sicherheit und das 
Recht auf Widerstand gegen Unterdrü¬ 
ckung.“ Sklaven hatten aber kein Recht 
auf Eigentum, sie galten als bewegliche 
Sachen (meubles) und waren selbst Ei¬ 
gentum. Die Menschenrechtserklärung 
schützte so nur das Eigentum der Skla¬ 
venhalter an ihren Sklaven. Die Freiheit 
der Versklavung von Menschen gehör¬ 


te danach zu den „natürlichen, unver¬ 
äußerlichen und geheiligten Rechte(n) 
des Menschen“ (Präambel). Französi¬ 
sche wie amerikanische Sklavenhalter 
nahmen aktiv an der bürgerlichen Re¬ 
volution teil. 

Nach dem Sturz der Jakobiner im 
Juli 1794 führte die Französische Revo¬ 
lution unter Napoleon die Schreckens¬ 
herrschaft der Sklaverei wieder ein. In 
Saint-Domingue (dem heutigen Ha¬ 
iti) gelang das dank des bewaffneten 
Widerstands der ehemaligen Sklaven 
nicht. Diese fehlgeschlagene Wieder¬ 
einführung der Sklaverei kostete 50 000 
französischen Soldaten und weit über 
100 000 ehemaligen Sklaven das Leben. 

Dass Sklaverei ein Verstoß gegen 
die Menschenrechte war, unter deren 
Ideologie die bürgerliche Revolution 
antrat, ist eine massive Verfälschung 
der Tatsachen. Die damaligen Erklä¬ 
rungen der Menschenrechte beruhten 
auf wirtschaftlichen Verhältnissen, in 
denen die Versklavung von Menschen 
und Sklavenarbeit Geschäftsinteressen 
waren und teilweise bis heute noch sind. 

Diese Verhältnisse waren Grund¬ 
lage des Rechts, nicht umgekehrt das 
Recht Grundlage der Wirtschaft. Der 
Kampf der Sklaven für ihre Befreiung 
war verfassungsfeindlich und ein Ver¬ 
stoß gegen das „unverletzliche“ Men¬ 
schenrecht auf Eigentum an Sklaven. 
Sklaverei gehörte zu den ökonomischen 
Grundlagen, auf denen die Menschen¬ 
rechtserklärungen Englands, der USA 
und Frankreichs fußten. 

Bis heute wird daran festgehalten, 
dass die Sklavenhalter Englands und 
Frankreichs ein Menschenrecht auf 


Entschädigung für den Verlust ihres 
Sklaveneigentum hatten, die Sklaven 
jedoch nicht. 

Rainer Roth bietet in seinem Buch 
umfangreiche, historisch genaue Dar¬ 
stellungen der vielfältigen Varianten 
des Verhältnisses von Menschenrecht 
und Sklaverei. Kapitalismus und Men¬ 
schenrechte sind wirtschaftliche und 
rechtliche Grundlage auch der heuti¬ 
gen bürgerlichen Gesellschaften. Die 
barbarische Vergangenheit ist noch le¬ 
bendig. Sie existiert in anderen Formen 
weiter. 

„Keines der sogenannten Men¬ 
schenrechte geht ... über den egoisti¬ 
schen Menschen hinaus, über den Men¬ 
schen, wie er Mitglied der bürgerlichen 
Gesellschaft, nämlich auf sich, auf sein 
Privatinteresse und seine Privatwillkür 
zurückgezogenes und vom Gemeinwe¬ 
sen abgesondertes Individuum ist. ... 
Das einzige Band, was sie zusammen¬ 
hält, ist... das Privatinteresse, die Kon- 
servation ihres Eigentums und ihrer 
egoistischen Person“, schrieb Karl Marx 
1843 (MEW, Bd. 1, S. 366). Das Ziel der 
bürgerlichen Menschenrechte ist nicht 
die Emanzipation aller Menschen, son¬ 
dern die Förderung des einzelnen ego¬ 
istischen Menschen. Prototyp dieses 
Menschen ist der Kapital besitzende 
und von der Aneignung der Ergebnis¬ 
se fremder Arbeit lebende Mensch. 

Die egoistischen Repräsentanten 
der bürgerlichen Gesellschaften Eu¬ 
ropas und der USA begründeten mit 
ihrer Freiheit Verhältnisse, in denen 
sich die Erniedrigung, Knechtung und 
Verachtung von Menschen in anderen 
Formen fortpflanzte. Lohnarbeit steht 
nicht in einem absoluten Gegensatz zur 
Sklaverei, wie die Begriffe unfreie Ar¬ 
beit für Sklaverei und freie Arbeit für 
Lohnarbeit suggerieren, sondern nur in 
einem relativen. „Nur die Form, wor¬ 
in diese Mehrarbeit dem unmittelba¬ 


ren Produzenten, dem Arbeiter, abge¬ 
presst wird, unterscheidet die ökono¬ 
mischen Gesellschaftsformationen, z.B. 
die Gesellschaft der Sklaverei, von der 
der Lohnarbeit“ (MEW, Bd. 23, S. 231). 
Lohnarbeit hat die offene Sklaverei ab¬ 
gelöst. 

Wer also genauer die gesellschaftli¬ 
chen, historischen und wirtschaftlichen 
Grundlagen dessen, was als Menschen¬ 
rechte für die Begründung militärischer 
Interventionen, als propagandistische 
Waffe gegen dem Imperialismus wider¬ 
spenstige Staaten und Gesellschaften 
in allen Medienkanälen uns entgegen¬ 
tritt, verstehen und auf den Punkt brin¬ 
gen will, dem sei Rainer Roths Aufar¬ 
beitung der Sklaverei als Lektüre und 
detaillierte Informationsquelle unbe¬ 
dingt empfohlen 

Helmut Woda 

Rainer Roth, Sklaverei als Menschen¬ 
recht. Über die bürgerlichen Revoluti¬ 
onen in England, den USA und Frank¬ 
reich, DVS-Verlag, Frankfurt 2015,612 S., 
15.- Euro, ISBN 978-932 246-80-7, 
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Kultursplitter 


Nach dem Studium ist 
vor dem Prekariat 

Klaus Wagener schrieb in der UZ der 
vorletzten Woche über den Bologna- 
Prozess, der nun seit Jahren die Hoch¬ 
schulen treibt und beutelt und über die 
Erkenntnisse und Einsichten bei einigen 
politisch Verantwortlichen wie Kultus¬ 
minister Brodkorb (MV), ohne dass sich 
groß was tun wird. Ein schönes Beispiel 
für das Elend der Hochschulen: Sage und 
schreibe 85 Studiengänge „Kulturwissen¬ 
schaften“ werden in der BRD angeboten, 
alle für den Bachelor, einige auch bis hin 
zum Master, deutlich weniger als die 214 
Studiengänge Theologie oder sogar 489 
für BWL. So viel zur Wertschätzung, aber 
nach dem Studium landet der akademi¬ 
sche Nachwuchs im Eventmanagement, 
beim Fund-Raising-Marketing, als Auf¬ 
sicht im Museum oder natürlich gerne in 
unbezahlten Praktika oder selbstständig 
von einem Mini-Auftrag zum nächsten. 

Wettbewerb und Doping 

Wer von Sportlerinnen und Sportlern 
verlangt, sie mögen ihren Sport doch 
bitte schön sauber und fair ausüben, der 
legt eine moralische Kategorie an eine 
Praxis, bei der der Wettbewerb oder auch 
die Konkurrenz im Vordergrund stehen. 
Wettkampf kommt von der „Wette“ her, 
etwas, was wir in heutigen Zeiten alltäg¬ 
lich an den sogenannten Finanzmärkten 
erleben und die Forderung nahelegt, sei¬ 
ne Leistungen zu steigern, um vorne sein 
zu können. Schüler, Studenten, aber auch 
Arbeitnehmer jeglicher Couleur dopen 
sich, um die ihnen vorgeschriebene Wet¬ 
te, den Abschluss zu schaffen oder ihren 
Job nicht zu verlieren, einzuhalten und 
dabei andere hinter sich zu lassen. Do¬ 
ping ist Leistungssteigerung durch Be¬ 
trug, also die Medaille mit zwei Seiten, 
die uns in die Kamera gehalten wird. Wer 
hier Fairness und Sauberkeit verlangt, 
verkennt den Charakter von Wettbewerb 
unter Bedingungen, die auf Betrug, auf 
Ausbeutung von Leistungen, auf Unter¬ 
drückung basieren. 

David schluckt Goliath 

Die Familie Herder, Haupteigentümer 
des gleichnamigen Verlages für Christ¬ 
liches und Erbauliches, macht sich auf, 
die Thalia-Buchhandelskette mehrheit¬ 
lich zu übernehmen. Der Verlag macht 
rund 30 Mio. Umsatz mit seinen Titeln, 
darunter auch die gut verkauften Wer¬ 
ke eines gewissen Joseph A. Ratzinger, 
heute als „papa emeritus“ in den Vati¬ 
kanischen Gärten seinen Lebensabend 
genießend. 

Der Buchhandelsriese mit über 380 
Filialen kommt auf rund 960 Mio. Um¬ 
satz im Jahr, aber die Erträge ließen zu 
wünschen übrig, so zumindest für den In¬ 
vestor „Advent International“, nebenbei 
ein sprechender Name in diesem Zusam¬ 
menhang. Herder will natürlich die Ver¬ 
wertungskette vom Autor über den Ver¬ 
lag, über die Herstellung, den Vertrieb 
bis zum Endkunden via Buchhandlung 
in einer Hand steuern, dabei spielt das 
Online- und Digitalgeschäft von Thalia 
eine neue und anscheinend zukunftsfä¬ 
hige Rolle bei diesem Deal. Ratzinger 
und anderen sei also Dank, dass nach 
dem Scheitern von „Weltbild“ (in den 
Händen der katholischen Bistümer) der 
Einfluss der konservativen Hüter eines 
verqueren Weltbildes gewahrt bleibt. 

Skurriles 

Zur obigen Meldung passt, das es gerade 
mal 50 Jahre her ist mit der Nachricht aus 
dem Vatikan, den bis dahin über Hunder¬ 
te von Jahren gültigen „Index der verbo¬ 
tenen Bücher“ nicht weiter zu propagie¬ 
ren. Dieses Vehikel der Indoktrination 
bis hin zur Inquisition diente dazu, ka¬ 
tholische Gläubige davon abzuhalten, 
bestimmte Bücher zu lesen, schlimms¬ 
tenfalls drohte die Exkommunikation. 
Dieser Index führte eine erlesene Au¬ 
torenriege auf, unter anderem - in nicht 
wertender Reihenfolge - Balzac, Zola, 
Dumas, Heinrich Mann, Kafka, Joyce, 
Flaubert, de Beauvoir und natürlich 
Rousseau und Kant. Diese vermeintliche 
Liberalisierung der Kurie war und ist den 
Zeitläuften geschuldet, schließlich will 
man Geld verdienen (siehe oben), aber 
die Fuchtel des Verbots der Druckgeneh¬ 
migung für kritische Theologen wird wei¬ 
ter ausgiebig genutzt. Herbert Becker 


Ein Könner 

Am 14. August starb Hermann Kant 



Noch im Juni dieses Jahres würdigte die 
UZ anlässlich seines 90. Geburtstages 
den Schriftsteller Hermann Kant, nun 
ist er am 14. August in Neustrelitz ver¬ 
storben. 

Geboren 1926 in Hamburg, aufge¬ 
wachsen in einer Arbeiterfamilie, konn¬ 
te er noch, bevor ihn die faschistische 
Wehrmacht an die Front schickte, seine 
Elektrikerlehre beenden. Vier Jahre Ge¬ 
fangenschaft folgten, in denen er begann, 
antifaschistische Arbeit zu leisten. Kon¬ 
sequent ging er in die junge DDR, 1952 
machte er an der Arbeiter-und-Bauern- 
Fakultät sein Abitur und begann danach 
ein Germanistikstudium, später arbeitete 
er als wissenschaftlicher Assistent an der 
Humboldt-Universität in Berlin. 

Einen Schriftsteller zu würdigen, 
heißt auf seine Werke aufmerksam zu 
machen, ihn zu ehren, heißt aufzufor¬ 
dern, seine Bücher zu lesen. Drei Titel 
seien genannt, alle in den 1960er- und 
1970er Jahren erschienen und - den 
Verlagen sei Dank - noch immer liefer¬ 
bar. Wer „Die Aula“, „Das Impressum“ 
oder „Der Aufenthalt“ liest, bekommt 
ein Gefühl für den Ton, den Sound, den 
Spott und die Fabulierlust, die Hermann 
Kant auszeichneten. Der Leser erlebt 
ein Land, von Krieg und Nachkriegszeit 
gebeutelt, von den Kalten Kriegern be¬ 
droht und manchmal auch von den eige¬ 
nen Fehlern und Schwächen geschüttelt. 
Es ist das Land, das sich geschworen hat, 
dass „nie wieder Krieg von deutschem 


Boden ausgehen darf“, das den Versuch 
machte, das Einfache zu tun, was so 
schwer zu machen ist. In diesem Land 
lebte und arbeitete Hermann Kant, nicht 
immer zufrieden mit dem, was geleistet 
wurde, nicht immer einverstanden mit 
dem, was da so propagiert wurde, aber 
nie in der Versuchung, jemandem nach 
dem Maul zu schreiben, am wenigsten 
dem Klassenfeind. 


Hermann Kant schrieb Geschich¬ 
ten, manchmal anekdotenhaft den Bo¬ 
gen leicht überspannend, gerne mit 
dem Schalk in den Augenwinkeln, lis¬ 
tig und nie gekünstelt. Er erzählte dar¬ 
über, wie sich der Aufbau des Sozialis¬ 
mus nicht auf dem Papier entwickelte, 
sondern durch Menschen, Männer und 
Frauen, Alte und Junge, die schon mal 
stolperten, verwirrt waren ob irgend¬ 


einer Volte der Oberen, aber da Kant 
die Dialektik liebte und die List der 
Vernunft manchmal half, schlägt der 
Leser das Buch am Ende zufrieden zu 
und freut sich über einen Gewinn an 
Erkenntnis. 

Hermann Kant sollte man in ei¬ 
ner Reihe von Autoren aufzählen, die 
diese Kunst des Schreibens so wie er 
beherrschten: Grimmelshausen, Jean 
Paul, Heinrich Heine, Alfred Döblin, 
Erik Neutsch. 

Jemand wie Kant saß nicht nur im 
stillen Kämmerlein, schon früh wurde 
er Mitglied des Schriftstellerverban¬ 
des der DDR, in den unruhigen, viel¬ 
leicht auch schon mal unklaren Zeiten 
ab 1969 als Vize-, später dann ab 1978 
als Präsident des Verbandes bis zum 
Ende 1990. Selbstverständlich war 
für ihn die Mitgliedschaft in der SED, 
sie führte ihn bis ins Zentralkomitee. 
Dass er nach 1990 mit Dreck beworfen 
wurde, ihm Spitzel- und IM-Tätigkeit 
vorgeworfen wurde, sollte klar sein, 
schließlich gehört die Diskreditierung 
bis hin zur Kriminalisierung zum All¬ 
tagsgeschäft der Bourgeoisie. An sein 
schriftstellerisches Können ging man 
vorsichtiger heran, da half dann Ver¬ 
schweigen und Übergehen. Dennoch 
fand Hermann Kant bis zuletzt Verla¬ 
ge, die seine weiteren Bücher druckten, 
Buchhändler, die sie auslegten und ihn 
einluden und Leserinnen und Leser, 
die ihn schätzten. Herbert Becker 


Alle mit Eltern 

Wortkünstlerin Kate Tempests Prosadebüt „Worauf du dich verlassen kannst“ 


Es gibt viele Möglichkeiten, legal und 
illegal einem Menschen das Leben zu 
verwehren. Nicht nur Brecht wusste das, 
auch Kate Tempest stößt im South East 
London ihres Romanerstlings auf so ei¬ 
nige. „Die Leute sehen nicht ein, dass sie 
zum alten Optiker auf der High Street 
gehen sollen, der nie und nimmer mit 
den erfolgreichen Ladenketten mithal¬ 
ten kann, die Geld für Werbung, Desig¬ 
nermarken und den letzten Schrei haben. 
Dafür steigt die Miete unaufhaltsam, was 
sicher für irgendwen gut ist, aber nicht für 
uns, oder, David?“, lässt Tempest einen ih¬ 
rer vielen Protagonistlnnen in „Worauf 
du dich verlassen kannst“ sagen. 

London wird immer unwohnlicher. Auch 
wenn die Turbulenzen nach der Brexit- 
Abstimmung einen Abwärtstrend für die 
Mietpreise in der Hauptstadt zumindest 
zwischenzeitlich genauso zur Folge hat¬ 
ten wie ein Stocken im privaten Neubau 
von Wohnraum, wie „Independent“ am 
13. Juli berichtete - wer dort leben will 
bzw. muss, sollte besser besserverdienend 
sein. Schließlich haben Gentrifizierung 
und Konkurrenzchaos dort nicht erst seit 
gestern gewütet, und das Wohnen auch in 
den Arbeitervierteln nicht besser, dafür 
lackierter und teurer gemacht. 

Kein Wunder, dass sich die drei Hauptfi¬ 
guren des Romans, so sie denn regelmä¬ 
ßig arbeiten, genauso krisensichere wie 
sozial inakzeptable und den (gern weib¬ 
lichen) Subalternen überlassene Beru¬ 
fe suchen: Sie arbeiten als Drogendea- 
lerinnen und Vollkörper-Masseusen mit 
Happy-End-Option, vorrangig für die 
Business-Klasse: „Ist ja Wirtschaftskrise, 
oder? Aber ich hab noch nie soviel Stoff 
vertickt! (...) Ich bin nicht bedrohlich, 
bin pünktlich. Weiblich halt. Deswegen. 
Keine Gefahr.“ 

Geldsorgen, Geschäftsscharmützel, Fa¬ 
milienzwiste und Liebestohuwabohu - 
alles um das Liebesdreieck Becky-Har- 
ry-Pete arrangiert - zwingen letztlich 
zur Flucht nach Nah und Ferner. Aller¬ 
dings ohne Umdenken. Schließlich ist 
Tempests London ein Hort der Idealis- 
tlnnen: Utopische Politikwissenschaft¬ 
ler (der Verführung Minderjähriger für 
schuldig gesprochen) wollen mit wenig 
mehr als ihrer eigenen Arbeitskraft und 
Feste-die-eigenen-Daumen-Drücken 
die Welt verändern, das erarbeitete 
Koksgeld soll für eine soziale Begeg¬ 
nungsstätte herhalten und manch eine 
träumt in den fortgeschrittenen Zwan¬ 


zigern von ihrem lang versagten Durch¬ 
bruch als Tänzerin. 

Kate Tempest, bürgerlich: Kate Esther 
Calvert, gibt allen ihren Londonerln- 
nen Namen, Wünsche, vor allem aber 
Eltern. Die 30-jährige Lyrikerin (gera¬ 
de in deutscher Übersetzung erschienen: 
„Hold Your Own“ Suhrkamp), Spoken- 
Word-Künstlerin, Stückeschreiberin (u.a. 
„Wasted“) und Rapperin („Everybody 
Down“, Big Data) bringt das, was sie 
auch gern in ihren Songs auf clubaffine 
Beats legt: Massig Text. Hier aber ohne 
Stimmaufwand, die gewissenhaft zuge¬ 
tagte Backsteinmauer, die keine Luft, an¬ 
scheinend nur Akzent braucht. 

Auf 400 Seiten arbeitet sich ihr De¬ 
bütroman durch einen simplen Plot, der 
oft an nachgeholte Jugendliteratur erin¬ 
nert. Kein Problem, wäre die Handlung 
nicht aufgebläht durch die Werdensge¬ 
schichte jeder halbwegs signifikanten 
Figur. Auch nicht weiter schlimm, aber 
einfallsloserweise immer auf das Le¬ 
ben (resp. Ableben) der beiden Eltern¬ 
teile einzugehen macht das Werk zu ei¬ 
ner Schule schockierend symmetrischer 
Gummistammbäumchen. Darauf ange¬ 
sprochen, antwortete sie gegenüber der 
„Welt“ am 8. Juni fast im Stil einer ihrer 
buntbebrillten Romankreaturen: „Meine 
Vorstellung war, dass mein Roman eine 
Übung in radikaler Empathie sein sollte. 
Jede Person hat ihre eigene Geschichte, 
und jede dieser Geschichten ist genau¬ 
so wichtig wie alle anderen. Ich wollte 
zeigen, dass in der Gegenwart Myriaden 
vergangener Dinge stecken.“ 

Das Interesse an einem Roman, der das 
zeitgenössische Leben halb im Dreck 
und halb im Blinklicht der Nachtclubs 
wiedergeben will, ist so leider schnell er¬ 
loschen. Dazu trägt wohl auch die Über¬ 
setzung ihren Teil bei. Denn eigentlich 
sollte es überflüssig sein, darauf hinzu¬ 
weisen, dass es keine Option sein soll¬ 
te, den Südostlondoner Slang in einen 
Laborunfall mit Ansätzen zu Berliner 
Schnauze plus X zu übertragen. Glück¬ 
lich nur, dass die Stellen rar sind. Lei¬ 
der auch die Momente, in denen Kate 
Tempest als Lyrikerin mit ihren Wor¬ 
ten catcht. Sätze wie der allererste, „Es 
kriecht dir in die Knochen“, gehen in viel 
Oftgehörtem und naturalistischer Dia¬ 
loglangeweile unter. Solche Perlen wie 
„Glenda frisst mit gierigen Bissen ihren 
eigenen Körper, kotzt sich auf den Bo¬ 
den zu Marshalls Füßen und guckt ihm 


von dort aus unters Kinn“ oder „Ron 
dreht sich zu ihr hin, legt eine Hand an 
ihren Arm, oberhalb des Ellbogens, und 
starrt sie mit Augen wie Schmutzwas¬ 
ser an. Trüb und ölig. Voller toter Din¬ 
ge“ sind spätestens im letzten Drittel 
zu mau, während Ungereimtheiten und 
Konstruktionen zunehmen, wenn dann 
noch ein Zufall dem vorangegangenen 
Zeichen des Schicksals in die Hacken 
tritt und beide über das Wiedersehen aus 
heiterem Himmel aus dem vorangegan¬ 
genen Kapitel stürzen. 


Trotzdem stecken in „Worauf du dich 
verlassen kannst“, das im Original „The 
Bricks That Build The Houses“ heißt, 
viele kleine, schöne Storys, die nicht mit 
dem gesamten Buch, erst recht nicht mit 
dem aus Migration und Nachtleben und 
sozialen Kämpfen gebauten London, 
verdrängt werden sollten. Ken Merten 

Kate Tempest: Worauf du dich verlassen 
kannst (aus dem Englischen von Karl und 
Stelle Umlaut), Rowohlt, Reinbek 2016, 
400 Seiten, 14,99 Euro 
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Personalabbau stoppen 

Schlangen vor den Bürgerbüros müssen verschwinden 


Die Soziale Liste Bochum fordert eine 
umgehende Verbesserung der Situation 
in den Bürgerbüros und deren Ausstat¬ 
tung mit mehr Personal. Die aktuellen 
Schlangen vor dem Bürgerbüro im Bo- 
chumer Rathaus und die Wartezeiten 
von mehreren Wochen für einen Termin 
in den Bürgerbüros sind weder bürger¬ 
freundlich noch hinnehmbar. Die Stadt 
Bochum schiebt eine Welle von Wün¬ 
schen für Anträge, Bescheinigungen, 
Passangelegenheiten etc. vor sich her. 

Bei den Dienstleistungen, die in den 
Bürgerbüros erledigt werden, handelt 
es sich um „kommunale Pflichtaufga¬ 
ben“ im Rahmen der Trägerschaft der 
öffentlichen Verwaltung (GG, Arti¬ 
kel 78). Diese Pflichtaufgaben werden 
von den Bochumer Stadtspitzen seit 
Monaten vernachlässigt. Der Oberbür¬ 
germeister und die Spitzen der Verwal¬ 
tung unterschätzen aus Sicht der Sozia¬ 
len Liste das Problem. Vor Wochen ge¬ 
machte Versprechungen und Zusagen 
wurden nicht eingehalten. Zusätzliches 
Personal wurde nicht eingesetzt. Noch 
nicht einmal der „Fehlbedarf“ von elf 
Stellen im Bürgerbüro wurde durch die 


nur neun neuen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ganz behoben. 

„Das Bürgerbüro als Schnittpunkt 
von Stadt und Einwohner hat eine hohe 
Bedeutung. Eine Störung des Verhält¬ 
nisses der Stadt zu ihren Bürgerinnen 
und Bürgern ist nicht akzeptabel“, sagt 
Günter Gleising, Ratssprecher der So¬ 
zialen Liste. „Notwendig“, so Gleising, 
„sind jetzt Sofortmaßnahmen. Die 
Schlangen vor den Bürgerbüros müs¬ 
sen verschwinden“. 

Für die Soziale Liste sind die Prob¬ 
leme der Bürgerbüros ein Beispiel da¬ 
für, welche negativen Auswirkungen 
die Festlegung der Stadt Bochum hat, 
das Personal jährlich um zwei Prozent 
abzubauen. „Vor dem Hintergrund von 
gestiegenen Anforderungen und neu¬ 
en Aufgaben sowie der Notwendigkeit, 
eine bürgerfreundliche Verwaltung zu 
erhalten, muss diese pauschale 2-Pro- 
zent-Festlegung beendet werden. Die 
Bürgerbüros müssen personell erheb¬ 
lich gestärkt werden, neue Stellen aus¬ 
geschrieben und die Anzahl der Ausbil¬ 
dungsplätze deutlich erhöht werden“. 

-ler 



Beim dreitägigen „Fährmannsfest“ mit insgesamt 18 ooo Besucher/innen im Stadtteil Hannover-Linden Anfang August 
war die DKP täglich präsent - an zwei Tagen mit dem gemeinsamen Infostand mit der SDAJ. Insgesamt verteilten die 
Wahlkämpferinnen dort über i 500 Kurzfassungen des Wahlprogrammes und die Wahlzeitung. Neben weiteren Aktivi¬ 
täten und Infoständen wird die nächste größere Aktion die Beteiligung am „Limmerstraßenfest“ im Stadtbezirk Linden- 
Limmer am 3. September sein. 


Rote Alternativen 

In Hannover steht die DKP zur Wahl 


Kommunen leisten 
„Entwicklungshilfe“ 

Deutsche Städte „übernehmen Verantwortung“ 


465 deutsche Kommunen sind heute in 
der Entwicklungszusammenarbeit aktiv, 
meldet der Deutsche Städtetag. Städte¬ 
tagspräsidentin Lohse betonte: „Starke 
Städte mit selbstverwalteten Strukturen 
sind eine Voraussetzung für eine stabile 
und nachhaltige Entwicklung von Ge¬ 
sellschaften. Auch die deutschen Städ¬ 
te können und wollen dazu beitragen, 
solche Strukturen in den Entwicklungs¬ 
und Transformationsländern zu schaf¬ 
fen. Langfristiges Ziel ist dabei, die Zu¬ 
kunftsperspektiven für die Menschen 
vor Ort zu verbessern. Viele deutsche 
Städte übernehmen bereits heute Ver- 


Der Haushalt der Stadt Reinheim für das 
Jahr 2016 ist beschlossene Sache. Zur Fi¬ 
nanzierung wurden bekanntlich die Steu¬ 
ern kräftig angehoben. Insbesondere die 
Grundsteuer B (Bebauter Grundbesitz) 
fällt ins Gewicht. Mit dem nächsten Steu¬ 
erbescheid wird es für viele ein böses Er¬ 
wachen geben. 

Eine Anhebung der Grundsteuer B 
von einem seitherigen Satz von 300 auf 
450 Punkte bedeutet zum Beispiel: Wer 
jährlich 200 Euro gezahlt hat, muss künf¬ 
tig 300 Euro hinblättern. Das ist eine An¬ 
hebung um 50 Prozent. Und das treibt 
auch die Mieten hoch, denn die Grund¬ 
steuer wird umgelegt. Verantwortet hat 
dies die bei der Kommunalwahl als Sie¬ 
ger hervorgegangene Koalition von SPD 
und Grünen. 

Richtig ist: Wir waren spät dran mit 
der Verabschiedung des Haushalts. Das 
war auch der Kommunalwahl geschul¬ 
det. Normalerweise hat Reinheim in der 
Dezember-Sitzung des Parlaments die 
Verabschiedung vorgenommen. Das hat 
nicht funktioniert: Eine unausgeglichene 
Finanzlücke hatte geklafft. 

In der damals schwierigen Lage hat sich 
die DKP für einen Konsens-Haushalt aus¬ 
gesprochen. Auf irgendeinen ausgaben¬ 
wirksamen Antrag haben wir verzichtet, 
Es hätte bedeutet, dass aber auch alle po¬ 
litischen Kräfte Abstriche machen müss¬ 
ten und aufeinander zugehen. 

Doch gerade die beiden großen Frak¬ 
tionen haben in den Gesprächen geblockt. 
Bekannte Äußerungen (Einerseits: „Ich 
höre interessiert zu.“ - Andererseits: „Ich 
habe mich geäußert.“) belegen die Blo¬ 
ckade-Haltungen. So war letztlich ein 
Konsens-Haushlalt nicht machbar. 

In einer „Fleiß-Arbeit“ wurden dann 
von zwei Fraktionen Anträge vorgelegt. 
Es sollte äußerst umfangreiche Streichun¬ 
gen und leichte Anhebungen geben. Ohne 


antwortung, um eine zukunftsfähige glo¬ 
bale Entwicklung zu fördern. 

Städte sind wichtige Akteure für eine 
weltweite nachhaltige und ressourcen¬ 
schonende Entwicklung. Sie engagieren 
sich bei der Armutsbekämpfung, Ge¬ 
sundheitsförderung, Wasserversorgung, 
dem Klimaschutz oder der fairen Be¬ 
schaffung. Dabei geht es um eine Zu¬ 
sammenarbeit auf Augenhöhe, bei der 
beide Partner voneinander lernen und 
sich weiterentwickeln können.“ 

Laut dem Städtetag sind „Partner¬ 
schaften mit der Ukraine“ eines der ak¬ 
tiven Projekte. -ler 


genaues Überprüfen in den zuständigen 
Ausschüssen war ein solches Unterfangen 
nicht zu beschließen. 

Deshalb wurde - auch mit DKP-Stim- 
men - am 26. Januar die Rück-Überwei- 
sung in die Ausschüsse zur weiteren Be¬ 
ratung beschlossen. Die Ausschüsse wur¬ 
den nicht einberufen. Somit konnte auch 
keine Stadtverordneten-Sitzung mehr 
stattfinden. 

Nach der Wahl hat nach dem bekann¬ 
ten Motto „Nach den Wahlen heißt es 
zahlen!“ die Mehrheit von SPD und Grü¬ 
nen die Erhöhungen beschlossen und den 
Haushalt unter Dach und Fach gebracht. 

Das Beispiel Reinheim ist kein Ein¬ 
zelfall. In umliegenden Städten und Ge¬ 
meinden sind ähnliche Dinge zu ver¬ 
zeichnen. Das Geld langt nicht. Die Steu¬ 
ern und Gebühren werden erhöht. Das 
Land Hessen mit der CDU-Grünen-Re- 
gierungsmehrheit stattet die Städte und 
Gemeinden mit zu wenigen Geldmitteln 
aus. Unter Aushebelung der verfassungs¬ 
mäßig verbrieften kommunalen Selbst¬ 
verwaltung werden die Gemeinden ge¬ 
zwungen, dem Bürger immer wieder in 
die Taschen zu greifen. Aus unserer Sicht 
ist das der falsche Weg. 

Jede Erhöhung treibt den Durch¬ 
schnitt nach oben. Und so zwingt das 
Land Hessen die Gemeinden, immer 
weiter an der Schraube zu drehen. Ge¬ 
meinsam müssen sich Städte, Gemeinden 
und Landkreise wehren. Die Gemeinden 
brauchen mehr Geld. 

Bei der Rüstung, den großen Mo¬ 
nopolen, den Gehältern der DAX-Vor¬ 
stände ist das Geld zu holen. Hierzu wäre 
eine Reform im ursprünglichen Sinne er¬ 
forderlich. Die DKP ist bereit, gemein¬ 
sam mit anderen hierfür zu wirken. 

Arno Grieger 

Aus „Unser Weg“, Zeitung der DKP, 
Nr. 356-August 2016 


Am 11. September finden in Nie¬ 
dersachsen Kommunalwahlen statt. 

In der Landeshauptstadt Hannover 
werden die drei Buchstaben „DKP“ 
nach vielen Jahren Erfahrung mit 
Bündniskandidaturen wieder auf 
dem Wahlzettel für den Rat und drei 
Stadtbezirksräte auftauchen. Die UZ 
sprach darüber mit Matthias Wietzer 
vom Kreisvorstand, der die gegebe¬ 
nen Chancen nutzen möchte. 

UZ: Du warst ja schon einmal Rats¬ 
herr der Landeshauptstadt. Trittst du 
wieder als Spitzenkandidat an? 

Matthias Wietzer: Ja und nein. Wir 
haben in Hannover 14 Spitzenkandi¬ 
datinnen und -kandidaten. Die DKP 
wird mit einer auch für Nichtmitglie¬ 
der offenen Liste stadtweit in allen 14 
Wahlbereichen für den Rat der Stadt 
kandidieren. Da es bei diesen Wah¬ 
len keine Fünf-Prozent-Klausel gibt 
und alle Stimmen „in einen Topf“ 
kommen, wird bei einem eventuel¬ 
len Wahlerfolg der Stadtteil mit dem 
besten Stimmenergebnis berücksich¬ 
tigt werden. Voraussichtlich wird das 
Linden-Limmer sein, der Stadtbezirk, 
in dem Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten seit Jahrzehnten politisch 
aktiv sind. 

UZ: Kommunalpolitische Kompetenz 
habt ihr ja in der Vergangenheit schon 
bewiesen ... 

Matthias Wietzer: Bereits in den 80er- 
Jahren war unsere Partei fünf Jahre 
lang mit jeweils einem Sitz im hanno¬ 
verschen Rat und im Stadtbezirk Lin¬ 
den-Limmer vertreten. Mit der Grün- 
Alternativen Bürgerliste (GABL), der 
Vorläuferin der Bündnisgrünen, bil¬ 
deten wir damals die GABL/DKP- 
Gruppe im Rat. Die damaligen Bünd¬ 
nispartner bekleiden allerdings jetzt 
diverse Posten in Stadtregierung und 
Verwaltung - oftmals nicht zum Vor¬ 
teil für große Teile der Bevölkerung. 

Erstmalig in der hannoverschen 
Stadtgeschichte war die DKP mit zwei 
Bürgeranträgen mit über 12 000 und 
15 000 Unterschriften für einen Preis¬ 
stopp bei Strom, Gas und Fernwärme 
erfolgreich. Begleitet wurden unsere 
Aktivitäten durch Preisstopp-Aktio¬ 
nen mit Eiern und Kartoffeln. Unse¬ 
re preisgestoppten Tannenbäume zur 
Weihnachtszeit fanden großen An¬ 
klang - bis hin zur Berücksichtigung 
in der „Tagesschau“ der ARD. 

In späteren Jahren beteiligten wir 
uns bei Kommunalwahlen in verschie¬ 
denen Wahlbündnissen, die zumindest 
teilweise auch Sitze in der Region, im 
Rat und zwei Stadtbezirken errei¬ 
chen konnten. Neuerliche Bemühun¬ 


gen, ein großes, parteiübergreifendes 
Bündnis zu schaffen, scheiterten je¬ 
doch an der Zurückhaltung von Part¬ 
nern bzw. auch an der mangelnden 
Bereitschaft der „Linken“, die trotz 
mancher Sympathien eine Eigenkan¬ 
didatur vorzogen. So sprachen sich die 
DKP-Mitglieder schließlich einstim¬ 
mig für eine Eigenkandidatur mit of¬ 
fener Liste aus. 



Matthias Wietzer, Lehrer, ehemaliger 
Ratsherr und Personalratsvorsitzender, 
12 Jahre Berufsverbot, Mitbegründer 
der „Bürgerinitiative gegen die 
Schließung der Stadtbibliothek 
Limmerstraße“. 

UZ: Wie sieht euer derzeitiger Wahl¬ 
kampf aus? 

Matthias Wietzer: In den letzten Mo¬ 
naten haben wir unsere Außenwir¬ 
kung beträchtlich gesteigert. Unser 
„Hannoversches Volksblatt“, das pe¬ 
riodisch erscheint, ist konkreter ge¬ 
worden und hat wesentlich deutlicher 
die zahlreichen städtischen Probleme 
aufgegriffen: Wohnungsmangel, Bü¬ 
chereischließungen, Verschleuderung 
städtischen Eigentums, Arbeitsplatz¬ 
vernichtung, um nur einige zu nennen. 

Nachdem wir über 700 Unterstüt¬ 
zungsunterschriften in den Stadttei¬ 
len gesammelt haben, wurde unsere 
Kandidatur inzwischen vom Wahlaus¬ 
schuss bestätigt (Liste 19). Wir haben 
ein attraktives Wahlprogramm ausge¬ 
arbeitet und veröffentlicht - ungefähr 
700 Wahlplakate hängen bereits. Da¬ 
bei hat uns die SDAJ unterstützt. 

Gegenwärtig verteilen wir unsere 
Wahlzeitung, die in größerer Auflage 
erscheint, stadtspezifische Probleme 
und Lösungen aufzeigt und alle Kan¬ 
didatinnen mit Foto veröffentlicht. 
Die Resonanz darauf ist sehr positiv. 
Wir werden nach meinem Eindruck 


wieder zunehmend als Faktor in der 
Stadtpolitik und auch als wählbare Al¬ 
ternative wahrgenommen. 

UZ: Wie beurteilst du den Stellenwert 
der Kommunalpolitik? 

Matthias Wietzer: Ohne Zweifel hoch. 
Neben der Betriebsarbeit ist sie ein 
bedeutendes Politikfeld für eine kom¬ 
munistische Partei. In den Städten und 
Kommunen treffen die Probleme die¬ 
ser Gesellschaft direkt und unmittel¬ 
bar auf die Bewohnerinnen. Ob Fahr¬ 
preiserhöhungen für den Öffentlichen 
Nahverkehr, mangelnder Wohnraum 
und Mietsteigerungen, fehlende Kita- 
Plätze, Umweltverschmutzung oder 
unzureichende Versorgung in Kran¬ 
kenhäusern oder im Alter - wir sind 
selbst Betroffene. 

Es gibt zahlreiche Anknüpfungs¬ 
punkte für eine Politikentwicklung in 
den Städten und Gemeinden. Auch 
ohne Ratsmandate kann man sich 
einmischen, Druck erzeugen und be¬ 
stimmte Entscheidungen beeinflus¬ 
sen. Welches Thema lohnt sich aufge¬ 
griffen zu werden? Welche Schwer¬ 
punkte werden gesetzt und wo ist das 
„schwächste Kettenglied“, um Wir¬ 
kung, Erfolge und Veränderungen 
im bürgerlichen Politikgeschehen zu 
erreichen? Der Klassenkampf spart 
die Kommunen nicht aus und durch 
außerparlamentarische Aktivitäten 
lässt sich auf dieser Ebene einiges be¬ 
wegen. 

UZ: Kannst du bereits eine Zwischen¬ 
bilanz eures bisherigen Wahlkampfes 
ziehen? 

Matthias Wietzer: Meiner Meinung 
nach war es eine gute und richtige 
Entscheidung, zur Wahl als DKP/Of¬ 
fene Liste anzutreten. Eine Reihe von 
Sympathisanten unterstützen unsere 
Arbeit und einer der Aktivsten im 
Wahlkampf ist ein parteiloser Kan¬ 
didat. Wir haben ein ansprechendes 
Wahlprogramm, Flugblätter, Plakate 
und eine attraktive Wahlzeitung er¬ 
stellt. Die Öffentlichkeitsarbeit muss 
ohne Zweifel in den Wochen bis zum 
11. September noch forciert und die 
Anzahl der aktiven Wahlkämpferin¬ 
nen erhöht werden. Chancen für ein 
Mandat sind durchaus vorhanden. Ein 
manchmal mühsamer, aber notwendi¬ 
ger und lohnender Weg, der beschrit¬ 
ten werden muss - besonders von ei¬ 
ner Kraft, die die Veränderung der 
bestehenden kapitalistischen Verhält¬ 
nisse anstrebt und für eine humane 
Gesellschaft eintritt. Auch die längste 
Reise beginnt mit den ersten Schrit¬ 
ten - wir sind unterwegs! 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Kräftige Steuer-Erhöhung 

Grundsteuer soll Reinheimer Haushalt retten 
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TTIP ist auch Sache der Kommunen 

SPD verhindert Diskussion und Antrag der DKP/LL zum Freihandelsabkommen 



Die Stadtfraktion der DKP/Linke Liste in Mörfelden-Walldorf führt sowohl im Parlament als auch außerparlamentarisch 
Aufklärungsarbeit und Widerstand gegen TTIP und CETA fort. Wenige Tage nach der Stadtverordnetensitzung war TTIP 
auch Gegenstand eines Informationsstandes der Fraktion auf dem Rathausplatz. 


D as „Transatlantic Trade and In¬ 
vestment Partnership “-Abkom¬ 
men (TTIP) ist kein klassisches 
Freihandelsabkommen. Es geht nicht 
um die Abschaffung von Zöllen und 
Handelsschranken, weil es die zwi¬ 
schen Europa und den USA kaum 
noch gibt. Ziel ist vielmehr der Abbau 
von so genannten „nicht-tarifären Han- 
delshemmnissen“Als Handelshemmnis 
können die Vertragspartner alles defi¬ 
nieren: Verbraucherschutz, Kennzeich¬ 
nungspflicht, Datenschutz, Arbeitneh¬ 
merrechte. 

Immer mehr Menschen ist mittler¬ 
weile klar: TTIP würde massiv in ihr 
Leben eingreifen. Vom Essen bis zum 
Shampoo - nichts wäre vor dem Han¬ 
delsabkommen mit den USA sicher. 
Auch Städte und Kommunen wären 
durch TTIP in ihrer Selbstverwaltung 
und Organisationsfreiheit stark einge¬ 
schränkt. 

Seit Jahren kämpft auch die DKP 
gegen dieses Abkommen. So auch in 
der südhessischen Kleinstadt Mörfel¬ 
den-Walldorf vor den Toren Frankfurts. 

Auf Antrag der Fraktion DKP/ 
Linke Liste hat das Stadtparlament 
von Mörfelden-Walldorf bereits im 
Mai 2014 einen Antrag unter dem Ti¬ 
tel: „Kommunale Daseinsvorsorge 
schützen - Das Freihandelsabkom¬ 
men TTIP stoppen“ mit den Stimmen 
von SPD und Grünen verabschiedet. 
In diesem Antrag hieß es u.a.: „Die 
Stadtverordnetenversammlung der 
Stadt Mörfelden-Walldorf lehnt eine 
weitere Liberalisierung des internatio¬ 
nalen Dienstleistungshandels ab, wel¬ 
che Dienstleistungen der Daseinsfür¬ 
sorge, wie z.B. im Bereich der Bildung, 
der Kulturförderung, der Gesundheit, 
sozialen Dienstleistungen, Abwasser- 
und Müllentsorgung, öffentlichem Per¬ 
sonennahverkehr oder der Wasserver¬ 
sorgung beinhaltet. (...) Der Magistrat 
wird auf gef ordert, die Bürgerinnen und 
Bürger über die konkreten Auswirkun¬ 


gen des geplanten Freihandelsabkom¬ 
mens TTIP zu informieren.“ 

Jetzt, nach den Kommunalwahlen 
2016 in Hessen, brachte die DKP/LL- 
Fraktion einen weiteren Antrag zu die¬ 
sem Thema ein. Die Stadt solle die „Er¬ 
klärung von Barcelona“ unterzeichnen 
und sich dem Netzwerk, das in Barce¬ 
lona gegründet wurde, beitreten und 
entsprechende Aktivitäten gegen TTIP 
und CETA unterstützen. 

Doch die SPD regiert mittlerweile 
in einer Koalition mit den Freien Wäh¬ 


lern und der FDP und machte jetzt eine 
Kehrtwende. Sie will von solchen An¬ 
trägen nichts mehr wissen. 

Mit dem Hinweis, dass der Antrag 
der DKP/Linke Liste zu TTIP und der 
„Erklärung von Barcelona“ lokalpoli¬ 
tisch keine Relevanz habe und daher 
nicht zu behandeln sei, wurde der An¬ 
trag von der Tagesordnung genommen. 
Gerd Schulmeyer, Fraktionschef DKP/ 
LL, wies daraufhin mit großer Empö¬ 
rung die Rückweisung des Antrags zu¬ 
rück und forderte dazu auf, diesbezüg¬ 


lich ein Gutachten des Städte- und Ge¬ 
meindetags einzuholen. 

Interessant nebenbei: Die örtliche 
CDU zeigte sich verwundert über die 
Absetzung des Tagesordnungspunktes 
und hielt entgegen, dass durchaus ein 
lokalpolitischer Bezug vorhanden sei, 
was mit dem Zusammenschluss zahl¬ 
reicher Kommunen gegen dieses Ab¬ 
kommen belegt werde. 

Stadtverordneter Dietmar Treber 
sagte dazu für die DKP/LL: „Sollte 
dieses Abkommen umgesetzt werden, 


würde es jeden einzelnen Bürger be¬ 
treffen. Auch die Städte und Gemein¬ 
de wären davon betroffen. Das Ab¬ 
kommen bedeutet einen Eingriff in 
die Selbstverwaltung und Organisati¬ 
onsfreiheit der Kommunen im Bereich 
der Daseinsvorsorge. 

Nur zwei Beispiele: Wenn wir nach 
TTIP einkaufen, wissen wir als Ver¬ 
braucher nicht mehr was wir auf dem 
Teller haben. Unsere geltende Aus¬ 
zeichnungspflicht bei Lebensmitteln 
würde unterlaufen. Verbraucherschutz 
würde dann klein geschrieben. Ob Le¬ 
bensmittel beispielsweise genmanipu¬ 
liert sind, wird dann nicht mehr ge¬ 
kennzeichnet. 

Oder Klima- und Naturschutz: Kli¬ 
maschutz steht bei uns in Mörfelden- 
Walldorf schon seit langem auf der 
Agenda. Dabei sind der Einsatz er¬ 
neuerbarer Energien, die Steigerung 
der Energieeffizienz und das Energie¬ 
sparen Ziel unseres Handelns. (Aus¬ 
zug aus der offiziellen Homepage der 
Stadt) 

Damit wäre nach TTIP auch 
Schluss. Dann könnte sich die Stadt 
nicht mehr für erneuerbare, saubere 
Energie entscheiden. Wir wären ge¬ 
zwungen das billigste Angebot anzu¬ 
nehmen. Saubere Energie wäre nach 
dem Abkommen ein sogenanntes 
^andelshernmnis’.“ 

Andere Städte wie Wien, Köln, Rüs¬ 
selsheim oder Pfungstadt haben sich 
bereits der Barcelona-Erklärung, die 
im April dieses Jahres von 40 Bürger¬ 
meistern aus neun europäischen Län¬ 
dern unterzeichnet wurde, angeschlos¬ 
sen. Auch der Deutsche Städtetag, der 
Deutsche Landkreistag und der Deut¬ 
sche Städte- und Gemeindebund hät¬ 
ten sich zu diesem Thema geäußert und 
in einer Erklärung die Kommunen auf¬ 
gefordert, den TTIP-Prozess kritisch 
zu verfolgen und keine europäischen 
Standards aufzugeben. 

Dietmar Treber 


Im Wahlkampf 

Parteiloser Kandidat führt die Liste der DKP in Berlin-Friedrichshain-Kreuzberg an - Ein Bericht aus der Hauptstadt 


Der Wahlkampf der Berliner DKP 
läuft. Die Zulassungsunterschriften 
für unsere Kandidaturen wurden ge¬ 
sammelt, täglich kommen im Stadtbild 
neue DKP-Plakate dazu. Die Präsenz 
in stadtpolitischen Konfliktfeldern 
spiegelt sich wieder in unserer Kan¬ 
didatenliste für die Bezirksverordne¬ 
tenversammlung (BVV). Auf Platz 1 
kandidiert Ali Gülbol. Der parteilose 
Genosse wurde 2013 Opfer einer spek¬ 
takulären Zwangsräumung, die über 
1000 Blockierer auf die Straße brach¬ 
te. Ein horrend teurer Großeinsatz der 
Polizei war nötig, um Alis Familie aus 
der Wohnung zu schmeißen. 

Ali wurde zum Symbol für das Mie¬ 
tenunrecht. Seit den Blockaden datiert 
Alis gute Zusammenarbeit mit der 
DKP. Ergänzt wird unser Spitzentrio 
durch die Genossen Klaus Meinel, den 
jährlichen Anmelder der LL-Demo, 
und Peter Neuhaus, der in zahlreichen 
Kiezaktivitäten gegen Nazis, Zwangs¬ 
räumungen und rund um den 1. Mai ei¬ 
nen hervorragenden Ruf unter unseren 
Bündnispartnern hat. 


Höchste Mieten und 
niedrigste Einkommen 
treffen aufeinander 

Die Brutalisierung der Klassenausein¬ 
andersetzungen ist in unserem Kiez be¬ 
sonders sichtbar - nicht nur, weil höchs¬ 
te Mieten und niedrigste Einkommen 
aufeinandertreffen. Die Zunahme 
staatlicher Repression ist für viele Be¬ 
wohner täglich Brot. Zu „Gefahrenge¬ 
bieten“ ernannte Kieze werden durch 
Polizeipräsenz in den Straßen und mit 
Hubschraubern darüber belagert. 

Die Sonderbefugnisse für die Po¬ 
lizei bedeuten erfahrbare Einschrän¬ 
kung demokratischer Bürgerrechte. 
Wie der Senat mit Innensenator Hen¬ 


kel (CDU) und die Polizei ohne Anlass 
eskalieren, um die Stimmung in der Be¬ 
völkerung anzuheizen, wurde durch die 
illegale Räumung der Rigaer Straße 94 
in Friedrichshain bundesweit bekannt. 


UNSER TEAM 
GEGEN MIETHAIE, 
INVESTOREN & 
HENKEL 
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HIER WIRD GEKÄMPFT! 


Auch ein Teil Kreuzbergs wurde 
unter der grünen Bezirksbürgermeis¬ 
terin Hermann im Zuge der Räumung 
einer von Flüchtlingen besetzten Schu¬ 
le wochenlang in ein polizeilich abge¬ 
riegeltes Sperrgebiet verwandelt. Die 
Themen für die DKP liegen hier also 
auf der Straße. 

Unseren Hauptstoß führen wir ge¬ 
gen die regierende CDU/SPD sowie die 
grüne Bezirksregierung. Entsprechend 
die Losungen der eigenständigen Pla¬ 
kat- und Flyeraktion unserer Gruppe: 
„Zwangsräumungen verhindern“, „Po¬ 
lizei raus aus unseren Kiezen“, „Un¬ 
ser Team gegen Miethaie, Investoren 
und Henkel“, „Fluchtverursacher statt 
Flüchtlinge bekämpfen“. 

Den Schwerpunktwahlkampf im 
Bezirk sehen wir als arbeitsteilige 


Qualifizierung der zentralen Themen 
der Landesorganisation. Für uns ist 
der Dreiklang „Gegen Verdrängung“ 
(für bezahlbaren Wohnraum), „Gegen 
Faschisierung/Faschisten“ und „Gegen 
Kriegspolitik“ verpflichtend. Gera¬ 
de das Friedensthema gehört unserer 
Auffassung nach auch in den Kommu¬ 
nalwahlkampf, das haben etliche Ge¬ 
spräche auf der Straße bestätigt. Allein 
die Zusammenhänge der Flüchtlingssi¬ 
tuation und die repressive, spalterische 
Flüchtlingspolitik des Senats, aber na¬ 
türlich auch die wachsende Kriegs¬ 
gefahr machen das Thema „Frieden“ 
zu einem Prüfstein für die Politik der 
herrschenden Parteien. Anders als die 
Linkspartei, die im Hinblick auf eine 
rosa-rot-grüne Koalition das Thema 
aus dem Wahlkampf heraushalten will, 
geht die DKP Friedrichshain-Kreuz- 
berg hier in die Offensive. Das bezeugt 
unser Plakat: „Frieden statt NATO“, 
mit dem wir vorhergehende Aktionen 
unserer Gruppe fortsetzen. 


Gegen erkennbare 
Gegner kämpfen 

In der Wohnungsfrage knüpfen wir an 
die Forderung der Landesorganisation 
nach einem neuen kommunalen Woh¬ 
nungsbau an: „Öffentlich bauen statt 
Private fördern“! Zugleich halten wir 
für unerlässlich, im Kampf gegen mas¬ 
senhafte Verdrängung den Stoß gegen 
erkennbare Gegner zu führen. So be¬ 
gleiten wir unseren Wahlkampf durch 
Anwohnerversammlungen und Infor¬ 
mationsveranstaltungen zu den Raub¬ 
zügen der „Deutsche Wohnen“ AG. 
Außerdem sind wir im Widerstand ge¬ 
gen Bebauungspläne in Friedrichshain, 
womit wir auch den Unterschied zwi¬ 
schen dem von uns geforderten Woh¬ 
nungsbau und einem rein profitorien¬ 


tierten anschaulich machen. Gerade in 
dieser Frage gibt es übrigens gravieren¬ 
de Unterschiede zur Berliner Linkspar¬ 
tei, die, wiederum zwecks Kompatibili¬ 
tät mit SPD und Grünen, auf prinzipiel¬ 
le Fortführung Investoren-orientierter 
„Förder“-Modelle setzt. 

Die Gruppe Friedrichshain-Kreuz- 
berg ist eine der wenigen DKP-Gliede- 
rungen, die sich über einen Ost- und ei¬ 
nen Westbezirk erstreckt. Die Ausrich¬ 
tung unseres Wahlkampfs muss dem 
genauer Rechnung tragen als es in der 
allgemeinen Orientierung der Landes¬ 
organisation geschieht. Wir wenden uns 
gezielt an Wählerinnen, die als Bür¬ 
gerinnen der DDR nach über einem 
Viertelj ahrhundert Konterrevolution 
Schlüsse ziehen, was die verschärfte 
Generaloffensive der deutschen Mo- 
nopolbourgeosie gebracht hat - Krie¬ 
ge und gesteigerte Verelendung, Hetz¬ 
propaganda und Antikommunismus in¬ 
klusive. Dafür hängen wir ein eigenes 
Plakat speziell im Ostbezirk Friedrichs¬ 
hain. Ausdrücklich stehen wir ein „für 
die Verteidigung der antifaschistischen 
Gedenkkultur insbesondere der DDR 
in Friedrichshain“. 

Anders als bei den Abgeordneten¬ 
haus- und BVV-Wahlen vor fünf Jah¬ 
ren müssen wir berücksichtigen, dass 
viele Protest- und Widerstandsstruk¬ 
turen - von der Antifa bis zur Mieter¬ 
bewegung - aufgrund der Offensive 
des Gegners tiefe Veränderungen und 
auch Auflösung erfahren. Eine Metho¬ 
de zur Unwirksammachung von Pro¬ 
testen besteht im scheinbaren Aufgrei¬ 
fen ihrer Losungen durch die Parteien 
des Abgeordnetenhauses. Mit solcher 
Irreführung gelang es beispielsweise, 
ein gestartetes Mietenvolksbegehren 
vom Senat übernehmen zu lassen und 
in der Konsequenz inhaltlich vollkom¬ 
men verpuffen zu lassen. Vorfeldstruk¬ 


turen von Grünen und der Partei „Die 
Linke“ waren in diesem scheindemo¬ 
kratischen Prozess aktiv dabei. In die¬ 
ser Lage verschärfter Abwehrkämpfe 
stützt die DKP Friedrichshain-Kreuz - 
berg ihren Wahlkampf nicht auf unhalt¬ 
bare Versprechungen und flotte Sprü¬ 
che. Als eine Partei, die zu dem steht 
was sie sagt und im Kampf gegen Pro¬ 
fitinteressen, Ausverkauf der Kommu¬ 
ne und Schuldenbremse nicht umkippt, 
halten wir es trotz aller außerparlamen¬ 
tarischen Verankerung für entschei¬ 
dend zu vermitteln, wofür es sinnvoll 
ist, als Stimme des Widerstands in die 
BVV einzuziehen. Als konsequente 
Opposition gegen Sozialabbau, gegen 
antidemokratisch-reaktionäre Maß¬ 
nahmen und gegen Kriegsvorbereitung 
wollen wir wahrgenommen werden. Wo 
uns das gelingt, zeigen Gespräche mit 
Wählern immer wieder: Man traut uns 
offenbar mehr zu als die bloße Versi¬ 
cherung „nicht mitspielen“ zu wollen. 

Klaus Linder 
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Blumen für 
Stukenbrock 

Mahn- und Gedenkveranstaltung 
zum Antikriegstag 2016 

Sonnabend, 3. September 
Sowjetischer Soldatenfriedhof 
Stukenbrock 


14.00 Uhr Friedhofsführungen 
15.00 Uhr Kranzniederlegung 

Gedenkansprache: 
Uwe-Karsten Heye, 
Vorstand des Vereins „Gesicht zeigen! 
Füt ein weltoffenes Deutschland 0 


Arbeitskreis Blumen für Stukenbrock e. V. 
www.Blumen-fuer-Stukenbrock.de 



Jetzt erhältlich! 
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Kritische Neuausgabe! 

Wladimir lljitsch Lenin: 

»Der Imperialismus als 
höchstes Stadium des 
Kapitalismus« 

Mit Essays von Dietmar Dath 
und Christoph Türcke, 
herausgegeben von Wladislaw 
Hedeler und Volker Külow 

mit zahlr. Illustrationen, geb., Fadenheftung, 
Verlag 8. Mai, 420 Seiten, 24,90 € 

Jetzt bestellen unter: www.jungewelt-shop.de 



Jetzt neue Bücher im UZ-Shop 

www.uzshop.de 


JUMP UP Update August 2016: 

Liebe Leserinnen und Leser der UZ, 
wir können euch für kurze Zeit folgende CD' s von 
Franz Josef Degenhardt zum Sonderpreis anbieten: 
zum Preis von 10,00 Euro 

Cafe nach dem Fall # Dreizehnbogen # Sie kommen alle wieder-oder? 

# Spiel nicht mit den Schmuddelkindern #Und am Ende wieder leben 

# Rumpelstilzchen # Väterchen Franz # Wenn der Senator erzählt 

# Kommt an den Tisch unter Pflaumenbäumen # Alit aufrechtem Gang 

# Vorsicht Gorilla # Junge Paare auf Bänken # Lullaby zwischen den 
Kriegen # Krieg gegen den Krieg # Dämmerung # Da müssen wir durch 

# Durch die Jahre # Liederbuch # Wer jetzt nicht tanzt # Quanten¬ 
sprung # Der Wind hat sich gedreht im Lande # Du bist anders als die 
anderen # Wenn der Senator erzählt # Degenhardt Live # Im Jahr 
der Schweine # Die Wallfahrt zum Big Zeppelin # Mutter Mathilde 

# N/octurn # >4us dem Tiefland 

zum Preis von 13,00 Euro - Doppel CDs: 

Stationen # Live - Aus diesem Land sind meine Lieder 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 , 28207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



s -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

y._> 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Thomas Knecht 
20 Jahre DKP 

ein Sandkorn in der Geschichte der Menschheit, 
eine Ewigkeit für Thomas. 



Wir wünschen Dir weiterhin viel Kampf¬ 
und Schaffenskraft 

Deine 

DKP Hochtaunus 


Anzeigen 
in der UZ 
helfen 
der UZ 


Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 
€ + Porto; ab 12 Gläser 
(1 Karton) portofrei. Wir 
liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. An¬ 
frage bei: Imkerei Trauth 
02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 



Gentech 2.0 

BAYER 

startet durch 



www.stichwort-bayer.de 
info@stichwort-bayer.de 
Postfach 150418 • 40081 Düsseldorf 
■i facebook/Coordination 


STICHWORT r- 


BAYER 


KOSTENLOSES PROBEHEFT BESTELLEN. JETZT. 
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1591 425 Jahre 2016 


Arbeit und Familie 


Peter im Speyer war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene der Klostergrafschafl. 

So wohnten und arbeiteten im 1 lause Bäcker, Brauer, 
Brenner, Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. 
Männer und Frauen waren abwechselnd 1 Iolbesitzcr. 
Heute sind unsere Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant 
und Obstbrennerei. So bieten wir im Jubiläumsjahr ein 
monatlich wechselndes Menu an. 

Als Zugabe gibt cs einen süßen Abschluss oder Kaffee aus 
Medebach oder einen Hausbrand Apfel-Birne. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Restaurant: Dienstag Ruhetag 
Wir freuen uns auf SieE Gasthof-Heimes-Team 
www.gastfi of-heimes.de 


Wir trauern um unseren Freund 

Dr. phil. habil. Jürgen Schramke 
12.8.1942 - 5.8.2016 
Gelehrter - Marxist - Lehrer 

Dieter Lohaus 
Jörg Miehe 
Carsten Stahmer 
Edwin Wesemann 


Wir trauern um unseren langjährigen Genossen 

Dr. phil. habil. Jürgen Schramke 

12.8.1942-5.8.2016 

Wir erinnern uns dankbar an seinen Einsatz 
zur Aufrechterhaltung der DKP in Göttingen 
nach 1989 

DKP Göttingen 


Wir trauern um den Genossen Werner Schneider 

Er ist im Alter von 87 Jahren am 20.7.2016 nach langer 
Krankheit verstorben. 

Seit 1945 war er als Kommunist und Gewerkschafter 
unermüdlich aktiv, u.a. als Mitglied der Bezirksleitung 
der Berliner SED und als Gewerkschafter in den Berliner 
Verkehrsbetrieben. 

Auch nach der Wende trat er weiter für den Marxismus- 
Leninismus ein und nahm bis zum Schluss 
am Parteileben teil. 

Unsere Partei verliert mit Werner einen standhaften 
und aufopferungsvollen Genossen. 

Die Parteigruppe Treptow-Köpenick und 
der Landesvorstand Berlin. 
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POSITION 

DEM KLASSEHSTAMDPUMKT 



BEIM SOZIALISTISCHES | 

JUGEMDMAGAZIM 1 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kl$@ka rl- liebknecht-schule.org 
www .karl-l teb knecht-ach ule.org 

Sa./So. 27/28. August 2016 

„Revolutionäre Strategie in 
nichtrevolutionären Zeiten “ 

Referenten: P. Becher, P. Graubner, J. Lloyd 

„Worauf es vor allem an kommt, und wodurch wir uns von 
Reformisten unterscheiden ist, dass wir im Kampf um Re¬ 
formen niemals unser sozialistisches Ziel aus dem Auge 
verlieren.“ Diese Feststellung von Willi Gerns benennt den 
zentralen Ankerpunkt für die Kommunistische Partei im 
Umgang mit dem Verhältnis von Reform und Revolution. 

Die Frage, ob und wie sich die sozialistische Perspekti¬ 
ve im Charakter unseres Reformkampfes niederschlägt, 
oder ob Letzterer unbeeinflusst vom Ziel ein Teil unserer 
Strategie sein kann, ist eine der Fragen, mit denen wir 
uns im Seminar beschäftigen wollen. Welche Bedeutung 
die DKP dem Kampf um Reformen als einem Mittel zum 
Herankommen an die Revolution beimisst, ist eine weitere 
Frage. 



Der zu seinem Geburtstag im Dezember 2015 erschiene¬ 
ne Band mit Texten von Willi Gerns, dem wir auch den Ti¬ 
tel unseres Seminars entliehen haben, bietet reichhaltiges 
Material für unsere Diskussion. Das Seminar setzt eine 
Reihe von Veranstaltungen zur Strategie der DKP aus 
2014 (Antimonopolistische Demokratie) und 2015 (Über¬ 
gänge zum Sozialismus) fort. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise 
kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 €. 
Ab Freitag 30 €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis 
oder Bezirk abklären. 
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unsere zeit 


Viel länger als sechs Jahre 

Betr.: „Ruine 21“ UZ vom 5.8., S. 8 

Dem Bericht „Ruine 21“ stimme ich 
vom Inhalt und den Schlussfolge¬ 
rungen zu. Doch der Untertitel „Die 
Stuttgarter wehren sich seit sechs 
Jahren gegen die Zerstörung ihrer 
Stadt“ ist schlichtweg falsch. „Die 
Stuttgarter“ wehren sich schon seit 
Ende des letzten Jahrhunderts gegen 
die Zerstörung ihrer Stadt. Mit dem 
Bekanntwerden der Planungen für 
Stuttgart 21 (S21), begann auch die 
Auseinandersetzung gegen die Zer¬ 
störung der Stadt und gegen S21. Im 
November 1995 wurde die Initiative 
„Leben in Stuttgart - Kein Stuttgart 
21“ gegründet. Es war ein bescheide¬ 
ner Anfang, ein Schritt zu einer Be¬ 
wegung mit großartiger und beeindru¬ 
ckender Langzeitwirkung. Dazu kurz 
einige Fakten: 

Im Sommer 1996 wurden 13 000 
Unterschriften für einen Bürgeran¬ 
trag für einen Bürgerentscheid dem 
Gemeinderat übergeben. Der wurde 
vom Gemeinderat mit der überragen¬ 
den Mehrheit der CDU und FDP ab¬ 
geschmettert. Ebenso die im Oktober/ 
November 1997 gesammelten 67 000 
Unterschriften für einen S21-Bürger- 
entscheid über den Ausstieg der Stadt 
Stuttgart aus der Finanzierung dieses 
unsinnigen und sündhaft teuren Pro¬ 
jekts. Im April 2007 wurde ein brei¬ 
tes Aktionsbündnis gegen S21 gebil¬ 
det. Weit über die sechs Jahre hinaus 
gab es vielfältige Proteste. Sie äußer¬ 
ten sich in Bürgerbegehren, Aktionen, 


Unter dem Motto „Solidarität ist die 
Zärtlichkeit der Völker“ findet das 
Stadt(teil)fest vom 2. bis 4. September 
2016 in Hamburg-Eimsbüttel statt, in die¬ 
sem Jahr zum 21. Mal. Der Else-Rauch- 


Demonstrationen, im September 2007 
fand die erste Großdemonstration ge¬ 
gen S21 mit 5 000 Teilnehmer*innen 
statt, bei der größten waren 150 000 
Teilnehmer*innen. Seit Oktober 2009 
finden jeden Montag die Montagsde¬ 
monstrationen statt, die 333. am 8. Au¬ 
gust. 

Je länger der Protest anhält, je 
mehr an diesem Milliardengrab S21 
„gebuddelt“ wird, umso deutlicher 
wird: Nicht wir, die Protestierenden, 
müssen sich die Frage stellen, ob es 
sich lohnt, noch weiter zu machen. 
Je mehr die Verfechter und Betrei¬ 
ber an diesem Immobilienprojekt 
mit Gleisanschluss fest halten, umso 
mehr kommen sie und nicht wir in 
die Bredouille. Sei das bei der Finan¬ 
zierung, dem Zeitplan, der Kapazität 
des Bahnhofs, der Sicherheit und dem 
Brandschutz oder ihrer Argumenta¬ 
tion und den „Gutachten“, die im¬ 
mer mehr zusammenbrechen wie ein 
Kartenhaus. Selbst der Bundesrech¬ 
nungshof muss nach Presseberichten 
nun feststellen, dass die Kosten für 
S21 von ehemals 2,8 Mrd. auf 10 Mrd. 
Euro steigen werden und damit auch 
der Kostendeckel von 6,5 Mrd. Euro 
gesprengt wird. 

Mit hohem Wissen und Sachver¬ 
stand haben Architekten, Ingenieure 
und Experten der Protestbewegung 
ein viel beachtetes und überzeugen¬ 
des Umstiegskonzept „Umstieg 21“ 
entwickelt. Dies gilt es jetzt in die Tat 
umzusetzen. Für eine attraktive Bahn 
für alle. Für eine lebenswerte Stadt 


Platz direkt an der U-Bahnstation Lut- 
terothstraße verwandelt sich wieder in 
einen Festplatz, der für jede/n etwas zu 
bieten hat. In enger Abfolge wechseln 
Politik und Musik, Film und Tanz. 


und Region Stuttgart. Weg mit S21. 
Dafür lohnt es sich zu kämpfen. 

Dieter Keller ; Fellbach 

Beides ist Sache der DKP 

Betr.: „Den Rassismus begreifen und 
bekämpfen“, UZ vom 22.7. 

Die BRD hat 1969 das Internationale 
Übereinkommen zur Beseitigung je¬ 
der Form von Rassendiskriminierung 
in Kraft gesetzt (mit vielen Einschrän¬ 
kungen), es gibt die EU-Menschen- 
rechtskommission. Aber das staatliche 
Engagement gegen Rassismus und die 
gegen Ausländer gerichtete Krimina¬ 
lität ist eher beschämend. Wenn doch 
mal Klagen kommen, findet die Jus¬ 
tiz eines SPD-, CDU- oder in Koaliti¬ 
on geführten Landes juristische Win¬ 
kelzüge wie beim Verbotsverfahren 
gegen die NPD oder beruft sich wie 
bei den Äußerungen von Sarrazin auf 
„freie Meinungsäußerungen“. Wenn 
es um die konsequente Verurteilung 
und Unterdrückung von Rassismus 
und seinen Folgeerscheinungen geht, 
suchen ein kapitalistischer Teile-und- 
herrsche-Staat und seine konkurrie¬ 
renden Herrschenden eigenen Nutzen. 

Deshalb ja zur Einforderung der 
Menschenrechte für alle, aber gleich¬ 
zeitig auch ja zum Verstehen der Klas¬ 
sensituation und zur Rolle, die Rassis¬ 
mus spielt. Das ist Sache der DKP. Man¬ 
chem ist vielleicht entgangen, dass der 
PV am 4./5. Juni die Teilnahme vor Ort 
an „Aufstehen gegen Rassismus“ be¬ 
schlossen hat. 

Alexandra Liebig, per E-Mail 


Unübersehbar die Kogge. Dieser 
maritime Ausschank gehört nicht allein 
seit jeher zum UZ-Pressefest, sondern 
ist beinahe ebenso lange auch Zier¬ 
de des beliebten Festes inmitten von 
Hamburg-Eimsbüttel. Mehr als 50 In¬ 
itiativen, Organisationen, Parteien und 
Gruppen sind wieder dabei mit ihrer 
Musik und ihren Themen für Frieden 
und Solidarität. 

Nicht nur für Linksaktive ist dieses 
Fest dank seiner Ausdrucksstärke und 
Offenheit seit vielen Jahren ein Muss. 
Und so erklärt sich auch, warum sich 
immer wieder Menschen ehrenamtlich 
zusammenfinden und ihr Fest vorbe¬ 
reiten. Hier werden die Aufgaben nicht 
aufgeteilt nach Kopf- und Handarbeit. 
Viele haben nicht nur jahrelange prak¬ 
tische Erfahrungen beim Auf- und Ab¬ 
bau gesammelt sondern auch in politi¬ 
scher Aktion. So wurden wichtige The¬ 
men unserer Zeit auch diesmal wieder 
gemeinsam diskutiert: Der Aufruftext 
spiegelt das wider. Jetzt steht auch das 
Festprogramm und lässt nichts zu wün¬ 
schen übrig. Das Wetter wird natürlich 
gut. Wer Lust hat mitzumachen, wer 
helfen möchte, ist willkommen. Weitere 
Infos auf http://www.methfesselfest.de/. 

Holger Griebner 


Falscher Zeitpunkt - 
falsche Freunde 

Betr.: „Wessen Partner“, 

UZ vom 12.8. 

Putin empfängt den türkischen 
„Möchtegern-Pascha“ Erdogan in 
„St. Petersburg“, dem ehemaligen 
Leningrad. Nur weil Erdogan „ein 
bisschen mit dem Feuer spielt“ und 
Putin ein Interesse daran hat, die 
zunehmende „Einkesselung“ Russ¬ 
lands durch gewissenlose Kriegstrei¬ 
ber in den USA und in der NATO zu 
durchbrechen. Um es klar zu sagen: 
Der ehemalige Kommunist Putin ist 
schon länger zum „knallharten Nati¬ 
onalisten“ geworden. Das schmälert 
nicht meine auch auf Kenntnis der 
Geschichte beruhende Solidarität 
mit den Menschen in der früheren 
Sowjetunion. 

Erdogan führt seit langem einen 
„Bürgerkrieg im eigenen Land“. Ließ 
schon vor dem von ihm selbst insze¬ 
nierten „Operetten-Putsch“ demo¬ 
kratisch gewählte Parlamentsabge¬ 
ordnete verhaften, verfolgt seit Jah¬ 
ren gnadenlos kurdische Menschen, 
lässt durch eine willfährige Justiz 
kritische Zeitungen verbieten und 
deren Journalisten verhaften. Der 
russische Präsident Putin empfängt 
ihn trotzdem ganz aktuell und macht 
Geschäfte mit ihm. Das sollte wenigs¬ 
tens Kommunisten nachdenklich ma¬ 
chen - vielleicht auch Mitglieder der 
Parteien „Die Linke“ und „Die Grü¬ 
nen“. 

Götz Bockmann , Nördlingen 

Feiern am 
Wasserturmfest 

Das Fest der DKP Elmshorn 
hat eine 

40 -jährige Tradition 

Am 20. August findet - wie schon seit 
40 Jahren - im Reinhold-Jürgensen- 
Zentrum in Elmshorn, Jahnstraße 2a, 
das Wasserturmfest der DKP statt. Es 
ist ein Fest der Solidarität, dieses Mal 
mit dem Schwerpunkt „AfD verhin¬ 
dern! Aufstehen gegen Rassismus!“ 
Das ist das Thema der Diskussions¬ 
runde um 15.30 Uhr und ein besonde¬ 
rer Höhepunkt. 

Die beiden mit dem Bundesver¬ 
dienstkreuz ausgezeichneten Antifa¬ 
schistinnen Esther Bejarano (Über¬ 
lebende des KZ Auschwitz) und Ma¬ 
rianne Wilke (Verfolgte als Tochter 
eines jüdischen Elternteils) werden 
für ihren unermüdlichen antifaschis¬ 
tischen Kampf geehrt. 

Das Fest startet um 15.00 Uhr mit 
dem Kinderprogramm. Die Besucher 
erwartet eine Tombola mit 300 Prei¬ 
sen, ein Flohmarkt und etliche Info¬ 
stände. Für das leibliche Wohl ist mit 
Kaffee und Kuchen, griechischen Spei¬ 
sen, Mojito, Wein und Bier vom Fass 
gesorgt. Ab 18.00 Uhr gibt es Live- 
Musik mit DJ Andre. 

Wittigo Stubbe 


Termine@unsere-zeit.de 


Bremen: „Industrie 4.0“, Veranstaltung 
der DKP mit Uwe Fritsch. Haverkamp 8, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 27. AUG 


Duisburg: Sommerfest der DKP Duisburg. 
Gemütliches Beisammensein - kulturelle 
Einlagen - Kaffee, Kuchen, Köstlichkeiten 
vom Grill. Falkenheim in Duissern, Duis¬ 
sernstraße 98, ab 15.00 Uhr. 


MO ★ 29. AUG 


Hannover: Treffen der DKP-Stadtteilgrup- 
pe Mitte. DKP-Büro, Göttinger Straße 58, 
19.30 Uhr. 


Ml ★31. AUG 


Solingen: „60. Jahrestag des Verbots 
der KPD“, Treffen der DKP mit Diskus¬ 
sion zum Parteiverbot und mit Berichten 
aus der Zeit des Kalten Krieges. Initiati¬ 
vencafe, 19.30 Uhr. 


FR ★ 2. SEPT 


Oldenburg: „Fünf Jahre Krieg in Syri¬ 
en“ , Diskussionsrunde der DKP zum An¬ 
tikriegstag mit einem Vertreter der KP 
(Türkei) und einem ehern. Mitglied der 
KP Syrien (Vereinigt). Litaß, Lindenstraße 
56, 20.00 Uhr._ 

Leipzig: Enthüllung einer Informationsta¬ 
fel für den KPD-Politiker Karl Ferlemann 
durch den Leipziger Landtagsabgeordne¬ 
te Marco Böhme (Partei „Die Linke“). Mer¬ 
seburger Straße Ecke Ferlemannstraße, 
9.00 Uhr. 


MO ★ 5. SEPT 


Hamburg: „60 Jahre KPD-Verbot und po¬ 
litische Justiz“; Gruppenabend der DKP 
Flamburg-Nord mit Berichten von Zeitzeu¬ 
gen. Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter 
Landstraße 41 (gegenüber U-Bahn Lan¬ 
genhorn Markt), 19.00 Uhr. 


FR ★ 9. SEPT 


Schweinfurt: „Geben wir uns 5! - Frie¬ 
den, Arbeit, Bildung, Wohnen, Solidarität.“ 
Gruppenabend zum Sofortprogramm der 
DKP. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 10. SEPT 


Karlsruhe: „Weg mit dem KPD-Verbot!“ 
Zentrale Veranstaltungen der DKP. Kund¬ 
gebung & Demonstration, Ludwigsplatz, 
15.00 Uhr. Im Anschluss Veranstaltung 
im Lokal „Walhalla“, Augartenstraße 27. 
Kulturprogramm mit Erich Schaffner und 
Georg Klemp. 


Dl ★ 20. SEPT 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - 
UZ-Lesertreff. Freigarten, Doberaner Stra¬ 
ße 21,19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte so schnell wie möglich, 
spätestens am Freitag eine Woche vor 
dem Erscheinungstermin der entspre¬ 
chenden Ausgabe der UZ, möglichst auch 
mit Angabe des Themas der Veranstaltung 
an termine@unsere-zeit.de oder UZ-Re- 
daktion, Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 



Aufbau der Kogge beim UZ-Pressefest 2016 


Wiedersehen mit der Kogge 

21 . Methfesselfest in Hamburg-Eimsbüttel 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal ( 96 ,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 




Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Marktwirtschaft triumphiert Michael Phelps - 
über Olympia zum Beispiel 

J | ^ Vom Wesen der Ausnahmetalente 


IOC-Funktionäre wälzen das Problem Doping auf die Sportler ab 


Die Goldmedaillengewinnerin weiger¬ 
te sich, der, die Silber gewonnen hatte, 
zu gratulieren. Derlei ist bei Olympia 
selten. Es gehört schlicht zu den nir¬ 
gends vorgeschriebenen Regeln, aber 
zu den seit mehr als hundert Jahren ein¬ 
fach üblichen Gewohnheiten, dem Sie¬ 
ger oder dem Unterlegenen mindesten 
die Hand zu schütteln. In Rio de Janei¬ 
ro ist das aus der Mode gekommen. Als 
die Damen des 100-m-Brustschwim- 
mens zur Siegerehrung aufgerufen wor¬ 
den waren, weigerte sich die Siegerin, 
die US-Amerikanerin Lilly King der 
Zweitplatzierten, der Russin Jefimowa 
auch nur die Hand zu schütteln. 

Was war geschehen? Hatte die eine 
der anderen in der Kabine einen Fuß¬ 
tritt versetzt? Nichts davon. Die Yan¬ 
kee-Dame schien es für ihre politische 
Pflicht zu halten, derart zu reagieren. 
Und erhielt noch Medien-Beifall für 
diese Geste! 

Die „Berliner Zeitung“ hatte den 
Sachverhalt etwa so beschrieben: Es 
gehöre „zum guten Ton, sich die Hän¬ 
de zu schütteln. Am Rand des olym¬ 
pischen Schwimmbassins von Rio de 
Janeiro hat sich diese Möglichkeit in 
der späten Montagnacht dramatisch ins 
Gegenteil verkehrt. Kein Verständnis, 
kein Frieden. Stattdessen Tränen und 


Der Homepage des FC Bayern kann 
entnommen werden, dass sich Uli 
Hoeneß dazu entschieden hat, auf der 
Hauptversammlung der Bayern im No¬ 
vember dieses Jahres erneut als Präsi¬ 
dent zu kandidieren. Und niemand 
zweifelt ernsthaft daran, dass er diese 
Wahl gewinnen wird. Damit hat er sein 
Versprechen wahrgemacht, dass er der 
Bayern-Familie kurz nach seiner Ver¬ 
urteilung gegeben hat: „Das war’s noch 
nicht. Ich komme wieder.“ Wir erinnern 
uns: im Jahr 2014 wurde Hoeneß wegen 
Steuervergehen zu einer Haftstrafe von 
drei Jahren und sechs Monaten verur¬ 
teilt. Seine erneute Kandidatur ist nun 
ein Anlass für diverse Medien, danach 
zu fragen, ob er das überhaupt dürfe. 

„Besitzt ein Vorbestrafter die Eig¬ 
nung, ein hohes Amt beim FCB zu be¬ 
kleiden?“ Diese Frage stellt sich etwa 
Tim Jürgens* vom Fußballkulturmaga¬ 
zin 11FREUNDE. Nun könnte man auch 
ohne jegliche Sympathien für Hoeneß 
fragen: „Warum denn nicht?“ Auch Jür¬ 
gens betont, dass Hoeneß mit dem Ab¬ 
sitzen seiner Haftstrafe eigentlich das 
Recht hätte, seine Zukunft ohne Rück¬ 
sicht auf seine Vergangenheit anzuge¬ 
hen. Allerdings will sich Jürgens damit 
nicht ganz zufrieden geben und erklärt 
den „medial bis ins kleinste Detail durch¬ 
leuchteten“ Fußballsport zu einem Son¬ 
derfall: „Hier, wo junge Millionäre nichts 
mehr fürchten, als mit einer Zigarette fo- 


giftige Worte. IOC-Präsident Thomas 
Bach und seiner heuchlerischen Funkti¬ 
onärsriege flog die Kernidee von Olym¬ 
pia um die Ohren. So verweigerte die 
amerikanische Brustschwimmerin Lilly 
King nach ihrem Sieg der zweitplatzier¬ 
ten Russin Julia Jefimowa die Gratula¬ 
tion. Jefimowa, 2013 positiv auf Steroid 
getestet und dafür gesperrt, fiel Anfang 
des Jahres als Konsumentin des nun 
verbotenen Herzmittels Meldonium 
auf. Sie musste ihren Start vor Beginn 
der Spiele einklagen., Athleten, die als 
Doperin erwischt worden sind, sollten 
nicht im Team sein. Es ist bedauerns¬ 
wert, dass wir das hier sehen müssen. 4 “ 
hatte die Dame aus den USA gefordert. 

Und dieser Streit war nicht nur eine 
kleine Rempelei, sondern eben für eine 
angesehene Zeitung ein Leitartikel- 
Thema: „Sie ist erst 19, aber offenbar 
hat sie mehr Courage als Bach oder 
Cornel Marculescu, der Exekutivdirek¬ 
tor des Weltschwimmverbandes (Fina), 
der vor einem Jahr das Zitat in die Welt 
setzte, man könne die Stars der Szene 
doch nicht für kleinere Dopingverge- 
hen verurteilen. Schließlich sprach sich 
Lilly King auch noch gegen den Start 
ihrer dopingbelasteten Landsleute Jus¬ 
tin Gatlin und Tyson Gay in der Leicht¬ 
athletik aus. Misstrauen ist groß. Die 


tografiert zu werden oder dabei, wie sie 
betrunken aus einem Klub torkeln, weil 
sie - so erklären es ihnen ihre Arbeitge¬ 
ber - Vorbildfunktion für Millionen von 
Heranwachsenden genießen, wird dem¬ 
nächst ein Straftäter das höchste Amt 
beim populärsten Klub des Landes be¬ 
kleiden. Das ist, gelinde gesagt, ein be¬ 
merkenswerter Umstand.“ Noch bemer¬ 
kenswerter findet Jürgen den Umstand, 
dass „Weltkonzerne wie Adidas, Allianz 
und Audi, die jeweils 8,3 Prozent der An¬ 
teile am FC Bayern halten“ an Hoeneß 1 
erneuter Kandidatur offenbar nichts aus¬ 
zusetzen haben. Das klingt alles ein biss¬ 
chen verrückt, schließlich ist 11FREUN- 
DE die Zeitschrift, die nicht müde wird, 
in jeder Ausgabe die völlige ökonomi¬ 
sche Zurichtung des Fußballs zu bewei¬ 
nen. Von daher müsste Jürgens eigentlich 
sagen: Passt doch alles. 

Das manager magazin weiß es bes¬ 
ser... und verweist darauf, dass sich Ex- 
Kanzler Kohl bis heute weigert, die il¬ 
legalen CDU-Parteispender zu nennen. 
Oder Bundestagspräsi Lammert, der sich 
der gerichtlichen Anordnung widersetzt, 
Abgeordnete zu nennen, die sich auf 
Kosten des Fiskus Edelkugelschreiber 
eingesackt haben. Als hätte er den Jür¬ 
gens-Artikel gelesen, schreibt der mana¬ 
ger mßgßzz/t-Redakteur Burschardt: „Im 
Aufsichtsrat sitzen Vertreter von Adidas 
und Audi. Das eine Unternehmen ist ge¬ 
wissermaßen der Erfinder des Schmie- 


Schwimmer rebellieren. So ätzte der 
Franzose Camillle Lacourt über Chinas 
Olympiasieger Sun Yang: ,Der pinkelt 
lila. Wenn ich das 200-Meter-Freistil- 
Podium sehe, will ich mich übergeben. 4 
Der Australier Mick Horton nann¬ 
te Sun ,den Typen, der positiv getes¬ 
tet wurde. 4 Während der Chinese kein 
Verständnis für diese Art von Kritik 
aufbrachte, brach Jefimowa in Tränen 
aus.,Versuchen Sie, mich zu verstehen 
und sich in meine Rolle hineinzuverset¬ 
zen 4 appellierte sie. Diejenige, die sich 
lautstark über den Start früherer Do- 
per beschweren, behaupten, sie seien 
saubere Athleten. Und die Erfahrung 
der Vergangenheit lehrt, dass man auch 
denjenigen, die sich laut gegen Doping 
engagieren, nicht immer trauen kann. 
Das Thema belastet den Schwimm¬ 
sport nicht zum ersten Mal. Bob Boxe, 
der Trainer von Michael Phelps, hatte 
gesagt: ,Es ist besorgniserregend, dass 
unsere Funktionäre dieses Thema auf 
uns abgewälzt haben. Das System ist 
zusammengebrochen. 4 Irreparabel.“ 

Ich hätte noch viele andere Zeitun¬ 
gen zitieren können, denn viele Sport¬ 
journalisten schienen sich in Verdächti¬ 
gungen und Beschimpfungen übertref¬ 
fen zu wollen. Man muss nicht betonen, 
dass erwischte Doper bestraft werden 
sollten und seitdem das üblich ist, pfle¬ 
gen die vor Gericht zu ziehen. Das wie¬ 
derum ist ihr gutes Recht, aber aufge¬ 
kommen sind solche Methoden, weil 
niemand in den Ruf geraten will, ein 
Betrüger zu sein. 

Früher gab es keine Gerichte, aber 
eindeutige Regeln: Jeder Athlet musste 
damit rechnen sich am Ziel einer Do¬ 
pingkontrolle zu unterziehen. Wer den 
positiven Befund anzweifelte, hatte das 
Recht eine zweite Kontrolle zu fordern. 
Ergab auch die das Ergebnis „positiv“ 
wurde er in der Regel zwei Jahre ge¬ 
sperrt. Ein simples Verfahren. Es waren 
die Sponsoren, die den Wandel durch¬ 
setzten, weil sie auf ihre aufwändigen 
Stars keine zwei Jahre verzichten woll¬ 
ten. Also: Auch in diesem Fall hatte die 
Marktwirtschaft über Olympia trium¬ 
phiert! Klaus Huhn 


rens von Sportfunktionären, das andere 
hat Millionen Kunden mit Abgasmanipu¬ 
lationen betrogen. Vorstandschef Karl- 
Heinz Rummenigge ist vorbestraft, weil 
er seine Luxusuhren nicht verzollt hat¬ 
te, Verwaltungsrat Boris Becker erhielt 
eine Bewährungsstrafe wegen Steuer¬ 
hinterziehung.“ Der Autor kommt zu 
dem Schluss, dass man, würde man an 
alle Funktionäre die gleichen Maßstäbe 
anlegen, wie an Hoeneß, „die Gremien 
des FC Bayern mit unschuldigen Neu¬ 
geborenen“ besetzen müsse.“ Fußball 
und Gewinnstreben und Gewinnstre¬ 
ben und ein flexibler Umgang mit ju¬ 
ristischen Hürden gehören - das wusste 
(zumindest den zweiten Teil des Satzes) 
schon Karl Marx - seit jeher zusammen 
wie Ball und Tornetz. Angesichts dieses 
realistischen und weniger moralinge¬ 
tränkten Bilds von der Struktur des deut¬ 
schen Profifußballs (andere Vereine sind 
ja nicht besser) kann dem manager ma¬ 
gazin zugestimmt werden: „Warum also 
sollte Hoeneß nicht wieder Präsident des 
FC Bayern werden dürfen?“ Bestenfalls 
treibt das nämlich irgendjemandem ir¬ 
gendwelche Illusionen aus. Maurice Böse 
*Tim Jürgens soll hier gar nicht so doof 
rüberkommen, wie er es in diesem Ar¬ 
tikel tut. Er ist nämlich auch Mitglied 
einer sehr guten Band namens „Die 
Liga der gewöhnlichen Gentlemen“, 
die auch sehr gute Lieder über Fußball 
machen. 


Seit 1920 gewannen Sportler des Olym¬ 
pia-Gastgebers Brasilien 24 Goldme¬ 
daillen (Stand 16. August 2016). Das ist 
gerade mal eine mehr als der US-ame¬ 
rikanische Schwimmer Michael Phelps, 
der mit dem Sammeln von Medaillen 
im Jahre 2004 in Athen begann. Der er¬ 
folgreichste Olympia-Teilnehmer aller 
Zeiten lässt Länder wie Österreich und 
Argentinien sogar hinter sich. 

Erfolgreichster Athlet der Neu¬ 
zeit war Phelps schon nach den letz¬ 
ten Spielen in London 2012. Er hat¬ 
te 18 Olympia-Siege auf dem Buckel. 
Danach geriet er in „eine schwere Le¬ 
benskrise“, wie die Gazetten weltweit 
schrieben und die Kommentatoren am 
Beckenrand von Rio raunten. Die Le¬ 
benskrise bestand im wesentlichen da¬ 
rin, dass Phelps Shit rauchte und ein¬ 
mal zu oft betrunken am Steuer er¬ 
wischt wurde. Nach einer Verurteilung 
zu einem Jahr auf Bewährung und ei¬ 


ner halbjährigen Sperre durch den US- 
Schwimmverband gab Phelps sich ge¬ 
läutert. Seine Rehabilitation dürfte den 
Offiziellen auch deswegen leicht gefal¬ 
len sein, da die Erfolge des US-Teams 
bei internationalen Wettkämpfen sich 
ohne seinen Star bedeutend beschei¬ 
dener ausnahmen als mit ihm. 

Der wollte nach einer Suchtthera¬ 
pie mit dem Schwimmen weiterma¬ 
chen. Schon dem 11-Jährigen war der 
Sport als Mittel gegen sein ADHS-Syn- 
drom empfohlen worden. Wer konnte 
das mörderische Training besser bewäl¬ 
tigen als ein Junge, der nie müde wur¬ 
de. Die Erfolge blieben nicht aus; Mit¬ 
glied des US-Sch wimm-Teams, jüngster 
Weltrekordler, Siege bei internationa¬ 
len Events und schließlich acht Olym¬ 
pia-Siege in sieben Tagen bei den Spie¬ 
len 2008 Peking. Zweifelsohne konnte 
man hier ein Ausnahmetalent bei der 
Arbeit sehen. 

Schon damals schrieben die Zeitun¬ 
gen, Phelps sei des Siegens müde ge¬ 


worden. Ab und an hörte man von „Es¬ 
kapaden“, Partys mit reichlich Alkohol, 
betrunkenen Autofahrten, nachlassen¬ 
dem Trainingseifer und Bong rauchen 
mit Kumpels. Allesamt Vergnügungen, 
denen Millionen Twens in aller Welt 
nachgehen, ohne dass es irgendjeman¬ 
den stört. Wie tief die Krise war, konnte 
man 2012 bei den Olympischen Spielen 
in London beobachten. Er sei nicht in 
Form gewesen, habe keinen Spaß beim 
Training gehabt. Das „Wrack“ gewann 
vier Goldmedaillen und zwei Silberme¬ 
daillen. 

Die weiter überragenden Erfolge 
des in London formschwachen und in 
Rio „alten“ (31!) Schwimmers haben 
ihn ins Gerede gebracht. Auch wenn 
Schwimmbundestrainer Henning Lam- 
bertz sich vehement weigert, „zu den¬ 
ken, dass diese Legende irgendwas mit 
Doping zu tun hat“. Diese Weigerung 
wurde in Rio von sämtlichen deutschen 
Fernsehkommenta¬ 
toren - einschließ¬ 
lich van Almsick und 
Otto - mitgetragen, 
die ansonsten nichts 
dabei fanden, sich am 
Kesseltreiben gegen 
die russische Schwim¬ 
merin Julia Jefimowa 
zu beteiligen. Doping 
ist eben auch und 
nicht zuletzt Instru¬ 
ment (sport-)politi- 
scher Ranküne. Vor 
allem ist der angeb¬ 
liche Kampf gegen 
das Doping die Ge¬ 
schichte einer globa¬ 
len Heuchelei, die zu 
Lasten der Athletin¬ 
nen geht. 

Gerade die größ¬ 
ten Talente sind bei al¬ 
ler wissenschaftlichen 
Unterstützung und 
größtem Trainings¬ 
fleiß mit der Tatsache 
konfrontiert, dass im 
Zweifel irgendwo je¬ 
mand auch talentiert 
und trainingsfleißig 
ist, aber zusätzlich 
dopt. John Leonhard, 
Präsident der Internationalen Vereini¬ 
gung der Schwimmtrainer, sagt: „Die 
Schwimmer sind unter enormem Druck, 
weil sie wissen, dass ihre Konkurrenten 
dopen. Sie wissen, dass mit Mikrodo¬ 
sierungen gearbeitet wird, dass nachts 
gedopt wird, wenn kein Kontrolleur 
kommt, dass am nächsten Tag nichts 
mehr nachweisbar ist.“ 

In dieser Situation ist die flächen¬ 
deckende weltweite Dopingkontrol¬ 
le bestenfalls eine Illusion. Auch der 
Vorschlag, Doping kontrolliert freizu¬ 
geben, greift zu kurz. Das Problem liegt 
eben nicht auf der Ebene des Sports, 
sondern natürlich im politischen Be¬ 
reich. Imperialismus, Neokolonialis¬ 
mus, durchdeklinierte Profitlogik le¬ 
gen ihre Blaupause über alle Bereiche 
des Lebens und alle Individuen, ein¬ 
schließlich des Ausnahmetalents Mi¬ 
chael Phelps. Die Folgen sind auch - 
und nicht zuletzt - in Rio de Janeiro 
zu besichtigen. 

Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


Hitlers Vollstrecker- Das 
Volksgericht und der Widerstand 

Eines der Terrorinstrumente der Na¬ 
zibarbarei war die großspurig „Volks¬ 
gerichtshof“ genannte Urteilsfäll¬ 
maschine. Gebrauchsanweisung für 
ZDF-Geschichtsdokus: Ton leise 
drehen und die Originalaufnahmen 
analysieren. 

So, 21.8., 13.30 Uhr, ZDF Info 

Soweto, die Wut bleibt 

20 000 junge Menschen demonstrier¬ 
ten am 14. Juni 1976 in Soweto bei 
Johannesburg gegen die Apartheid¬ 


politik. Als die Polizei schoss, weite¬ 
te sich die Demonstration zum Auf¬ 
ruhr aus, der auf andere Landesteile 
Übergriff. Bis heute müssen die Men¬ 
schen in Soweto für ein besseres Le¬ 
ben kämpfen. 

Di, 23.8., 23.45 Uhr, Arte 

die story: Schaltzentrale der Macht 

Die story-Macher gehen der Frage 
nach, warum Aufsichtsräte immer 
wieder als Kontrollorgane versagen. 
Hat das vielleicht mit Geldflüssen zu 
tun? 

Mi, 24.8., 22.10 Uhr, WDR 



Protest bei Olympia gegen den konservativen Interimspräsidenten Michel Temer 
in Rio de Janeiro 


Die Rückkehr des Königs 

Uli Hoeneß wird (mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit) wieder 
Präsident des FC Bayern 



Das obige Foto von Michael Phelps nahm der bekannte 
Sportfotograf Walter looss 2010 auf. Er schreibt, dass für 
die Aufnahme das Wasser aus dem Schwimmbecken 
gelassen werden musste. Gesprungen ist Phelps 
hoffentlich nicht. 








